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l. Abstract 
 
Wohnen im Alter kann nicht von den Umständen des Lebens im Alter getrennt werden. Persön-
liche und äussere Vorgaben bestimmen, wie das Wohnen im Alter gestaltet werden kann. Ver-
schiedene Wohnformen und Bedingungen für einen Wohnwechsel, die in der Literatur beschrie-
ben sind, werden aufgezeigt. 
In Eglisau wurden alle Betagten mit dem Alter 75 und älter mit einem Fragebogen über ihre 
zukünftigen Wohnabsichten und dazugehörigen Bedürfnisse befragt. 
Die These: „Seniorinnen und Senioren wohnen zum grössten Teil in ihrer angestammten Woh-
nung oder ihrem Haus und haben keinen Bedarf nach einer Alterswohnung“, konnte bestätigt 
werden. Die Studie geht insbesondere der Frage nach, wie Hochbetagten, die vorwiegend in der 
angestammten Wohnung leben, neben der Nachbarschaftshilfe, mit Freiwilligendiensten das Le-
ben erleichtert werden kann. 
Für ein Quartier-Pilotprojekt wurde eine zweite Befragung bei allen Einwohner und Einwohne-
rinnen durchgeführt. Die Frage, ob sich genügend Freiwillige für diese ergänzenden Leistungen 
zur Verfügung stellen würden, kann positiv beantwortet werden. Eine einfache Organisation und 
Sicherstellung der Angebote wird angestrebt. 
Freiwilligenarbeit (FA), ihre Modelle und Auswirkungen werden in der Literatur kontrovers disku-
tiert. Mit der Professionalisierung und Monetarisierung erfolgte ein Strukturwandel. Die Unüber-
sichtlichkeit der monetären Anerkennungen verunsichert Freiwillige in Ihrem Verständnis von 
Freiwilligkeit (Lotti Isenring, 2005, S.305). Unterschiedliche Aspekte, die Handhabung der FA 
und verschiedene Arten der Abgeltung wird beschrieben. 
Die Anzahl der Hochbetagten in den nächsten Jahren wird beträchtlich ansteigen. Jetzt zu pla-
nen ist sinnvoll, um vorausschauend Strukturen aufzubauen, die in Zukunft tragfähig sein wer-
den. 
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V Vorwort  
Geschichte und Strukturen in Eglisau, persönliche Erfahrungen und Betroffenheit: 
Das Alter ist bei meinem Beruf als Physiotherapeutin und als Leiterin des Besuchsdienstes ein 
zentrales Thema. Ich beschäftige mich besonders mit den Fragen rund um das Alter mit seinen 
vielen Facetten seit meinem Engagement während 12 Jahren in der Behörde. Zu meinen Res-
sorts in der Exekutive während 4 Jahren gehörten u.a. neben dem Sozialamt auch das gemein-
deeigene Alters- und Pflegeheim Weierbach (APW) von Eglisau. Um für das zunehmende Be-
dürfnis für die an Demenz erkrankten Bewohner und Bewohnerinnen adäquate Strukturen zu 
schaffen, konnten wir 2001 in unmittelbarer Nähe des APW in einem Neubau drei Wohnungen 
für die Gemeinde kaufen, welche zu einer Wohngruppe für 10 Personen eingerichtet wurden. 
(Erweiterung um vier Plätze 2013 mit einer zusätzlichen Wohnung.) 
Das Bedürfnis nach Pflegeplätzen für demente Personen stieg in den letzten 10 Jahren massiv 
an. Als Privatperson konnte ich (zusammen mit meinem Mann und der Heimleiterin des APW) 
bei einem Investor zwei weitere Wohngruppen für je 9 Personen initiieren, eine Wohngruppe für 
an Demenz Erkrankte und eine weitere für Langzeit- und Übergangspflege. Zusätzlich wurden 
36 Alterswohnungen für „Wohnen mit Dienstleistungen“ erstellt. (Oase am Rhein, 2012) 
Im Jahr 2013 entstand eine private Arbeitsgruppe, welche Anliegen von älteren Menschen in der 
Gemeinde aufnimmt und sich mit den Themen befassen will. Ich bekam die Möglichkeit, mich 
bei dieser Arbeitsgruppe zu engagieren. Anlässlich des ersten Forums eglisau60plus (e60+) im 
Juni 2013 fragten wir nach Wünschen und Anregungen der 68 Teilnehmenden. Daraus folgten 
Anregungen wie z.B.: Es braucht in Eglisau Alterswohnungen. Verschiedene Ideen wurden von 
den anwesenden Teilnehmenden gesammelt, welche bei der Auswertung aufzeigten, dass ei-
nerseits Bedürfnisse, aber auch Angebote von Dienstleistungen von Senioren und Seniorinnen 
vorhanden waren. Themen rund um Kultur, Gesundheit und Fitness, Mobilität, Kommunikation 
und Wohnen im Alter wurden von der Initianten Gruppe e60+ aufgenommen und seither bear-
beitet. 
Die Anzahl der hochbetagten Einwohner und Einwohnerinnen wird in Zukunft steigen. Die Frage 
rund um das Wohnen ist neben der persönlichen Entscheidung auch eine Frage der Politik. 
Um zukünftige konkrete Bedürfnisse von Betagten zu erfassen und auch Lösungen dafür zu 
erarbeiten, bedeutete dies, sich mit Fragen rund um das Wohnen und die Möglichkeit der Abde-
ckung von Dienstleistungen durch Freiwillige zu beschäftigen. Die Frage der Versorgung und 
deren Finanzierung in naher und ferner Zukunft ist ein aktuelles, allgegenwärtiges Thema. An-
sätze zur Problembewältigung der Versorgung sollen aufgezeigt werden. 
Die verschiedenen Modelle von Freiwilligenarbeit, deren Monetarisierung und Professionalisie-
rung, werden regelmässig in den Medien aufgegriffen und besprochen. Bei zunehmenden Nach-
fragen von Freiwilligeneinsätzen müssen diese Trends genau beobachtet und analysiert werden. 
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1. Einleitung 
Anlässlich des Forums eglisau60plus 2013 wurde von einem Teil der 68 Teilnehmenden der 
Wunsch nach Alterswohnungen in Eglisau geäussert. Die Frage stellt sich: Müssen Alterswoh-
nungen erstellt werden? Im ersten Teil der vorliegenden Arbeit werden Aspekte des Wohnens 
im Alter und verschiedene Wohnformen beleuchtet. 
Damit Betagte in ihrer angestammten Wohnung/Haus so lange wie möglich leben können, 
braucht es Angehörige, Nachbarn und Freiwillige, um bei Einschränkungen Unterstützung bieten 
zu können. Die Frage stellt sich: Können genügend Freiwillige für diese Aufgabe engagiert wer-
den? 
Annemarie Huber-Hotz sagte anlässlich der internationalen Vernetzungskonferenz (2010, S.11): 
„Das freiwillige und ehrenamtliche Engagement gehört zu den staatstragenden und identitäts-
stiftenden Grundpfeilern und Grundwerten unserer Gesellschaft und unseres Staates.“ In den 
Gemeinden finden die zwischenmenschlichen Beziehungen statt und das freiwillige Engage-
ment wird umgesetzt. 
Verschiedene Möglichkeiten und Aspekte der Freiwilligenarbeit (FA) sind ein breit diskutiertes 
Thema. Was ist Freiwilligenarbeit, wie wird sie gehandhabt? Die Monetarisierung der FA als 
Instrument, neue und genügend Mitarbeitende zu finden und zu motivieren, wird in verschiede-
nen Formen angewendet. Dies soll in der vorliegenden Arbeit im 2. Teil beschrieben werden.  
In einem dritten Teil soll ein Projektbeschrieb aufzeigen, wie die Theorie in die Praxis umgesetzt 
werden kann. Dieses Projekt hat den Bezug auf eine ländliche Gegend und könnte auch in Ge-
meinden mit ähnlichen Strukturen angewendet werden. Städtische Gebiete und Agglomeratio-
nen haben in den Quartierstrukturen und sozialen Aspekten andere Voraussetzungen. 
Die Vorstellung ist, dass als Adressaten dieser Arbeit, neben der Hochschule Luzern (HSLU), 
die Arbeitsgruppe eglisau60+ sowie Behördenmitglieder der politischen Gemeinde Eglisau, ein 
Interesse daran haben werden. 
 
1.1 Ausgangslage 
Die Gewohnheiten und Ansprüche für das Wohnen im Alter haben sich in den letzten 20 Jahren 
verändert. Unterschiedlich sind auch die Voraussetzungen dazu, sei es in finanzieller, sozialer, 
gesellschaftlicher, technischer und gesetzlicher Hinsicht.  
Mit dem neuen Pflegegesetz von 2010 sind den Gemeinden neue Verpflichtungen und Kosten 
entstanden. Um die Versorgung aller alten Menschen in einer Gemeinde zu gewährleisten, müs-
sen neben dem Betreiben von stationären Pflegeeinrichtungen Möglichkeiten geboten werden, 
damit Betagte in ihrem Wohnumfeld sicher und bei Bedarf betreut leben können.  
Das Verbleiben in der angestammten Wohnumgebung ist mit dem Ausbau der Spitex und des 
Haushilfedienstes einfacher geworden. Wichtige Überlegungen für folgende Themen sind anzu-
stellen: 
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 Demographie-Entwicklung und generell steigende Lebenserwartung 
 Zunahme von Pflegebedürftigen und dementen Hochbetagten (Babyboom-Generation) 
 Bedürfnisse von Hochbetagten zu Hause ausserhalb der Spitex-Angebote 
Der Ausbau der Nachbarschafts- und Freiwilligenhilfe zur Unterstützung von betagten Men-
schen, welche zu Hause leben wollen, bringt Sicherheit und fördert das soziale Umfeld. Wie 
dieser Ausbau verbessert werden kann, soll durch eine Umfrage eruiert werden.  
Neben der praktischen Unterstützung zum Wohnen ist die Information über altersrelevante The-
men im Alter ein wichtiges Anliegen der Arbeitsgruppe e60+. Viele ältere Menschen sind sich 
z.B. nicht bewusst, welche praktischen und finanziellen Hilfen ihnen bei Bedarf zur Verfügung 
stehen würden. Das neue Kindes- und Erwachsenen-Schutz Gesetz hat einschneidende Kon-
sequenzen für alte Menschen, falls sie nicht mehr in der Lage sind, über sich selbst bestimmen 
zu können. Die Überzeugung, die Kinder oder Angehörige würden alles regeln können, stimmt 
heute mit den Vorgaben des Gesetzes nicht mehr überein. Über die Vorsorgemassnahme, für 
sich selber eine Vertreterperson zu bestimmen, sind sich die wenigsten Betagten bewusst. Um 
selbständig zu Hause wohnen zu können, müssen Massnahmen für den Notfall getroffen wer-
den, sei es in alltäglichen, gesundheitlichen oder administrativen Belangen. Die Art der Kommu-
nikation und Information für diese Themen muss verbessert werden und soll ein ergänzendes 
Angebot von e60+ sein. 
 
1.2 Thesen 
 Seniorinnen und Senioren wohnen zum grössten Teil in ihrer angestammten Wohnung 
oder ihrem Haus und haben keinen Bedarf nach einer Alterswohnung. 
 
 Im ländlichen Raum ist es möglich, die Nachbarschafts- und Freiwilligenhilfe im Quartier 
zu fördern, so dass hochbetagte Menschen und auch diejenigen, welche Pflege und Be-
treuung im Rahmen der Angebote der Spitex benötigen, in ihrer ursprünglichen Woh-
nung/Haus bleiben können, so lange die Gesundheit und die Sicherheit es zulassen. 
 
 Die Organisation der Hilfeleistungen soll im Quartier, ohne wesentlichen administrativen 
Aufwand, möglich sein. 
 
1.3 Methodik der Informationsbeschaffung 
Grundlagen und Informationen für diese Arbeit wurden aus der aktuellen Literatur, aus Beiträgen 
im Internet und aus den Unterlagen des Masterlehrganges „Alter und Gesellschaft“ 2012 – 2015 
der Hochschule Luzern (HSLU), erarbeitet. Sie wurden mit persönlichem Wissen und Erfahrun-
gen ergänzt. Regelmässig erscheinende Artikel in der Tagespresse weisen auf die neuesten 
Tendenzen hin. 
Die statistische Datenerhebung, bezüglich des Wohnverhaltens der Bevölkerung mit dem Alter 
75 und älter in Eglisau, wurde mit der quantitativen Methode, anhand eines standardisierten 
3 
______________________________________________________________ 
Hochschule Luzern HSLU, MAS Alter und Gesellschaft, 2014 
Fragebogens, erstellt. Dabei sind die Fragen und die Antworten vorgegeben. Die Fragen bezo-
gen sich auf das aktuelle Wohnen und das Wohnen in Zukunft, sowie auf die Bedürfnisse für 
das Leben zu Hause. 
Einwohner und Einwohnerinnen in einem Quartier wurden mit einem zweiten Fragebogen nach 
ihren Möglichkeiten und der Bereitschaft befragt, Freiwilligendienste für Betagte anbieten zu wol-
len. Eine genauere Beschreibung der Datenerhebung erfolgt unter 8.2. 
 
1.4 Zielsetzung der Arbeit 
Die vorliegende Arbeit soll aufzeigen, welche Präferenzen bei den betagten Einwohner und Ein-
wohnerinnen in Eglisau bezüglich Wohnen in der Zukunft bestehen. Neben ergänzenden Ange-
boten zum sicheren Leben zu Hause soll die Kommunikation zu wichtigen Fragen im Alter ver-
bessert werden. Ein weiterer Zielpunkt ist, die Frage der Rekrutierungsmöglichkeit und der Ein-
satz von Freiwilligen beantworten zu können. Die Resultate der Erhebungen mittels der Frage-
bogen sollen der Entwicklung eines Projektes dienen. 
 
 
2 Demographische und gesellschaftliche Veränderungen 
2.1 Alter 
Die WHO bezeichnet 60 – 75 Jährige als ältere Menschen, 70 – 90 Jährige als alte Menschen, 
über 90 Jährige als Hochbetagte und über 100 Jährige als langlebige Menschen. In der Studie 
NFP 32 (Nationales Forschungsprogramm) werden Personen ab 80 Jahre als Hochbetagte be-
zeichnet. Aus der Sicht der Gerontologie hat das kalendarische Alter keine Aussagekraft, mas-
sgebend sind die geistige und die körperlichen Leistungsfähigkeit. (Brigit Wehrli-Schindler, 1997, 
S.13) 
François Höpflinger schreibt im Age Report ll, (2009) über Aspekte des Alterns: Das Alter hat 
viele Facetten. Viele Männer und Frauen bezeichnen sich selber nicht als alt, sondern als jung. 
Die heutigen „jungen Alten“ schätzen sich ca. 10 Jahre jünger ein, als sie tatsächlich sind. Die 
Alterung läuft bei verschiedenen Menschen auf verschiedene Weisen ab. Viele bleiben heute 
bis ins hohe Alter gesund oder haben nur geringfügige Einschränkungen, bei anderen treten 
gesundheitliche, kognitive, sensorische und auch psychische Veränderungen und Beschwerden 
schon früh auf. Die Einflüsse auf das Alter sind unter anderem durch das soziale Milieu, Bildung, 
sowie die finanzielle Situation geprägt.  
Die Zufriedenheit der alten Menschen ist besser, als gemeinhin angenommen. Unter dem Titel: 
„Das Paradox des Wohlbefindens, Kriterien für ein positives Lebensgefühl im Alter“ führt Pas-
qualina Perrig-Chiello (2007) aus, dass der körperliche Zerfall nicht unbedingt einen negativen 
Einfluss auf die psychische Zufriedenheit habe. Trotz widriger Lebensumstände werden Selbst-
regulationsmechanismen aktiviert und fördern „sinnvolle und funktionale Überlebensstrategien“. 
Es wird wenig von den gesunden Alten gesprochen, der Fokus, das Gespräch und Medienmit-
teilungen sind vor allem auf die Minderheit, die Pflegebedürftigen und die an Demenz Erkrankten 
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und deren Folgen gerichtet. In der Gesellschaft wird mit dem Alter oft vor allem der Verlust von 
Funktionen verbunden. Perrig-Chiello (2007) sagt. „Altern ist nämlich weder nur ein biologisches 
Schicksal noch nur ein gesellschaftliches Schicksal, Altern ist im Wesentlichen auch individuelle 
Selbstbestimmung“. 
Es wird heute vom gesunden Rentenalter gesprochen. Die Menschen nach 65 bleiben vielfach 
aktiv, sei es durch Weiterarbeit im Beruf, Engagement mit berufsfernen Tätigkeiten und neuen 
Engagements, Unterstützung der eigenen Eltern oder mit Enkelkinderbetreuung, Freiwilligenar-
beit etc. Die Zeit der Morbidität wird verkürzt, die behinderungsfreien Lebensjahre steigen durch 
verbesserte Prävention, medizinische Interventionen und bessere Rehabilitation. Für den Markt 
ist die Altersgruppe interessant. „Anti Aging“, ist ein Marketing- und Trendbegriff, der Alterungs-
prozess soll verlangsamt und hinausgezögert werden. Er steht auch für ein Lebensgefühl, man 
findet ihn in der Werbung und er wird kommerzialisiert. 
Die Lebenserwartung ist gestiegen. Die Chance, über 90 Jahre alt zu werden, wird weiter an-
steigen. François Höpflinger und Joris Van Wezemael (2014) erwähnen eine Studie von Jaques 
Mennthonex (2009), „dass etwa ein Fünftel der 1950 geborenen Männern und gut 45% der 1950 
geborenen Frauen im Jahre 2040 ihren 90. Geburtstag erleben dürften“ (S.32).  
Es wird ein Anstieg der 65 bis 79 Jährigen im Zeitraum von 2010 bis 2030 von 48% geben, des 
Weiteren wird die Anzahl der 79 Jährigen und älteren Personen von 2010 bis 2030 um 77%, von 
418‘000 auf 738‘000 Personen ansteigen. (Corinna Heye & Sarah Fuchs, 2014, BFS Szenario 
AR-00-2010, S.191) 
Die Langlebigkeit und die verbesserte Gesundheit im Alter stehen im Zusammenhang mit der 
Verringerung der körperlich belastenden Berufe, der Entwicklung der Medizin, der Prophylaxe, 
des Gesundheitsbewusstseins der Bevölkerung und des verbesserten Bildungsniveaus. (Höpf-
linger, 2004, S.24). Das ressourcenorientierte Denken und Handeln, die Förderung der eigenen 
Stärken anstelle der Orientierung nach Defiziten sollte in Zukunft bei der Betreuung von alten 
Menschen im Mittelpunkt stehen. 
 
2.2 Pflegebedürftigkeit 
Pflegebedürftigkeit wird folgendermassen definiert: „Pflegebedürftig ist, wer bei den fünf erfass-
ten ADL-Kriterien (Activities of daily living) mindestens eine starke Schwierigkeit aufweist oder 
diese Tätigkeit nicht mehr selbständig erfüllen kann“ (François Höpflinger, 2012, S.24). Das Ri-
siko der Pflegebedürftigkeit steigt ab 80 Jahren an. Mit 80 – 84 Jahren sind ca. 13%, über 85 
Jahre ca. 34% pflegebedürftig. Eine besondere Herausforderung wird der Anstieg der Personen 
mit dementieller Erkrankung sein. Nach der European Collaboration on Dementia 2009 wird die 
Erkrankung wie folgt ansteigen: bei 65 – 69 Jährigen mit 1,6%, bei 80 - 84 Jährigen 15,7%, bei 
90 – 94 Jährigen 41%, bei über 95 Jährigen sind es 46,3%. (Höpflinger, 2012, S.26) Bei einem 
Vortrag (2014) in Eglisau meinte Höpflinger, dass auch diese Prognosen unsicher sind, da die 
verbesserte Gesundheitsversorgung einen positiven Einfluss auf demenzielle Erkrankungen ha-
ben könnte. 
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3 Wohnen im Alter 
3.1 Demographischer Wandel in der Schweiz und Konsequenzen 
Die Gewohnheiten und Ansprüche für das Wohnen im Alter haben sich in den letzten 20 Jah-
ren geändert. Verändert haben sich auch die Voraussetzungen dazu, sei es in finanzieller, so-
zialer, gesellschaftlicher oder technischer Hinsicht.  
Die geburtenstarken Jahrgänge, die sog. Babyboomer der Nachkriegsjahre kommen jetzt ins 
Rentenalter. Die Belastung der Sozialwerke, vor allem die der AHV und der Ergänzungsleistun-
gen zur AHV wird ansteigen. Ergänzungsleistungen zur AHV brauchen vor allem alleinstehende 
Frauen und Migranten infolge der geringen beruflichen Vorsorge und der tiefen Löhne in ihrem 
Erwerbsleben. Heutige über 80 Jährige hatten noch wenig Gelegenheit, ihre 2. Säule zu äufnen. 
(Höpflinger, 2012, S.14). Neue Probleme der Existenzsicherung im Alter können der Tages-
presse entnommen werden, wie z.B. der Bezug und verfrühter Verbrauch der Pensionskasse 
und anschliessendem Bedarf an Ergänzungsleistungen, oder der Verbrauch des Vermögens bei 
längerer Betreuung in einer Altersinstitution. 
Auf der anderen Seite profitieren die heute Pensionierten der Wohlstandsgeneration durch eine 
Existenzsicherung dank der Möglichkeit des Ansparens von Vermögen, von Renten und nicht 
zuletzt von Erbschaften. Die geltende Meinung der 1970er Jahre, „alt = arm“, gilt nicht mehr. 
1990 betrug die Anzahl der Rentner, welche nur mit dem Einkommen der AHV leben mussten 
40%, im Jahr 2000 waren dies noch ca. 33%. (Höpflinger, 2004, S. 25). Joëlle Zimmerli und 
Petra Vogel (2012, S.15-17) erwähnen, dass bei den Babyboomern die Vermögensbildung zwi-
schen dem 50. Und 70. Lebensjahr eintritt. Mit der steigenden Lebenserwartung wird später 
geerbt, nicht selten findet dies erst nach dem 60. Lebensjahr statt. Es wird erwartet, dass dies 
ein Grund für Investitionen in neue Immobilien sein wird. Die verbesserte Kaufkraft der älteren 
Generation ermöglicht einerseits eine Anpassung und Umbauten im bestehenden Haus für das 
Wohnen im Alter. Für Paare, die bis anhin in einer Mietwohnung wohnten, ist andererseits der 
Kauf einer Eigentumswohnung möglich. 
Ein Wohnwechsel muss frühzeitig geplant werden. „Das goldene Alter für den Mietwohnungs-
markt liegt im Jahrzehnt vor der Pensionierung“ (Zimmerli et al., S.19). Wird der Entscheid, die 
Wohnsituation zu verändern und zu verbessern hinausgeschoben, stehen einige Schwierigkei-
ten an. Gründe dazu sind, dass die ältere Generation sich mit den Internetportalen für die Miet-
wohnungen nicht auskennt und die Konkurrenz der jüngeren Mietenden gross ist. Sind ältere 
Menschen zum Umzug gezwungen, gelingt es ihnen oft nicht ohne fremde Hilfe, eine ihren Be-
dürfnissen angepasste Wohnung zu finden. Gemäss einer Befragung in den Kantonen Aargau 
und Zürich, (Quelle: Büro Zimraum, Raum und Gesellschaft, Befragung Wohnen 50+, 2011, in 
Age Report lll, 2014, S.181) kommt ein Umzug für 43% der Personen 50+ in Frage. Frauen 
haben eine höhere Bereitschaft zum Umzug. Männer wollen das Haus, das sie sich im Erwerbs-
leben erarbeitet haben, im Sinne eines Statussymbols erhalten, Frauen möchten sich von Haus-
halt und Gartenarbeit entlasten. Joëlle Zimmerli (2014) betont, dass sich die alternde Babyboom-
Generation wohl anders verhalten wird als ihre Eltern, die so lange wie möglich in den angetrau-
ten vier Wänden verbleiben wollten. Die Planer der Immobilienwirtschaft müssen in Zukunft at-
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traktive Angebote mit genügend Wohnfläche erstellen, wenn möglich zentrumsnah mit An-
schluss an den öffentlichen Verkehr, um gute Voraussetzungen für die vierte, die fragile Lebens-
phase zu bieten (S.181-187).  
Die Anzahl der Ein-Personen-Haushalte ist gestiegen. Die Gründe dafür sind einerseits die hö-
here Lebenserwartung von Frauen als Männer, mehr geschiedene Paare und die Reduktion der 
Anzahl der älteren Menschen, welche noch im selben Haushalt wie ihre Kinder leben. (François 
Höpflinger, 2012, S.16). Eine weitere Wohnform ist diejenige der Doppelhaushalte. Ledige oder 
Geschiedene leben in Partnerschaft und führen aber ihren eigenen Haushalt (Joëlle Zimmerli & 
Petra Vogel, 2012, S.23).  
François Höpflinger und Joris Van Wezemael (2014) schreiben im Age Report lll, dass gemein-
schaftliche und intergenerationelle Wohnformen zunehmen, gemäss Statistik aber erst ein ge-
ringer Teil der älteren Bevölkerung diese Wohnmöglichkeit bevorzugt. Es werden wohn- und 
hausgemeinschaftliche Projekte, zum Teil Generationen-Häuser oder Siedlungen mit einem An-
teil an Kleinwohnungen für Ältere gegründet. Bei diesen Wohnformen ist das private Wohnen 
mit eigenem Bad und Küche auf einen kleinen Raumbedarf beschränkt und wird mit gemein-
schaftlichen Räumen ergänzt. Die Gründung von Altershausgemeinschaften ist noch gering im 
Verhältnis zum Anstieg der Babyboom-Generation. Somit wird der Bedarf an Ein-Personenhaus-
halten weiter zunehmen (S. 54-55) 
 
Alterswohn- und Hausgemeinschaften als Wohnperspektive
Befürwortung 2008 und 2013 nach Altersgruppe
Wie könnten Sie später wohnen…
Jahr 2008 2013 2008 2013 2008 2013 2008 2013 2008 2013
Altersgruppe
in einer Alterswohngemeinschaft 11% 21% 11% 16% 10% 20% 10% 16% 8% 10%
in einer Hausgemeinschaft 16% 22% 11% 22% 8% 25% 10% 22% 4% 25%
60-64 65-69 70-74 75-79 80+
 
Tabelle 1, F. Höpflinger, Age Report 2014, S. 132, Quelle: Age 2008/2013 (Privathaushalt deutschsprachige Schweiz) 
Eigene Darstellung 
Im Vergleich von 2008 zu 2013 haben die Zustimmungen für alternative, gemeinschaftliche 
Wohnmöglichkeiten in allen Altersgruppen zugenommen.  
Die Vereinsamung der allein lebenden Personen ist rückläufig. François Höpflinger et al., (2014, 
S.52) nehmen auf eine Studie von Clemens Tesch-Römer (2010) Bezug welche aussagt, dass 
bei 80 Jährigen, allein Lebenden, erhoben im Wallis und in Genf, sich 1979 20% der Frauen und 
28% der Männer oft einsam und isoliert fühlten. 2011 erklärten bei einer Umfrage von 80 Jähri-
gen noch 13% der Frauen und 10% der Männer, oft einsam zu sein. Die sozialen Netzwerke 
scheinen sich verbessert zu haben.  
Der Anspruch an Wohnraum (m2) ist gestiegen. Viele Pensionierte wohnen in Einfamilienhäu-
sern mit hoher Wohnflächenbeanspruchung. Ein Grund für eine erhöhte Anzahl der Einperso-
nenhaushalte rührt auch daher, dass Menschen dank Spitex viel länger in ihrer angestammten 
Wohnung leben können. Die Pflegebedürftigkeit und der Aufenthalt in einer Institution haben 
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sich in den letzten Jahren verringert, die durchschnittliche Aufenthaltszeit in einer Pflegeinstitu-
tion ist noch bei 2 bis 2 ½ Jahre. Der Schweizer Haushaltspanel 2000 und 2010 zeigt auf, dass 
das Angebot von Hilfe der Familie und von Freunden in den 10 Jahren gestiegen ist. (Joëlle 
Zimmerli und Petra Vogel, 2012, S.6/10). 
Der motorisierte Individualverkehr für Einkäufe und Besorgungen im Alter ist gestiegen. 77 % 
der über 68 Jährigen besitzen ein Auto. Der öffentliche Verkehr hat für Freizeitaktivitäten eine 
grössere Bedeutung erhalten. (Zimmerli et al., 2012, S. 10.) Dies führt dazu, dass heute bereits 
laut nachgedacht wird (Medien), wie Pensionierte dazu gebracht werden können, nicht zu den 
Berufs-Stosszeiten zu reisen.  
 
3.2 Wohnformen im Alter 
3.2.1 Verschiedene Haushaltsformen in späteren Lebensphasen 
Das Wohnen wird mit zunehmendem Alter wichtiger. Der Alltag der Senioren und Seniorinnen 
spielt sich, im Gegensatz zum Lebensabschnitt des Erwerbslebens, mehrheitlich in den eigenen 
vier Wänden ab. Es werden Faktoren wichtig, die früher weniger im Vordergrund standen wie 
Ruhe, Gemütlichkeit und Bequemlichkeit. Bei einkommensschwächeren Älteren steht die Be-
zahlbarkeit einer Wohnung als Problem im Vordergrund. Die kommunale Sozialhilfe mit Ergän-
zungsleistungen ermöglicht ihnen einen Heimaufenthalt. 
 
Folgende Wohnarten werden genutzt: 
 Privathaushalte in Einfamilienhäusern oder Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 
 Generationen durchmischtes Wohnen 
 Wohngemeinschaften: verschiedene Formen 
 Wohnungen mit Dienstleistungen 
 Pflegewohngruppen 
 Alters- und Pflegeheime 
 
Der Status des Alterns wird oft von der negativen Seite betrachtet, da niemand alt sein möchte; 
man möchte damit nichts zu tun haben. Diese Gründe führen dazu, dass sich ältere Menschen 
lange nicht mit ihrer Wohnsituation beschäftigen. (Brigit Wehrli-Schindler, 1997, S.15) 
Wehrli-Schindler (1997) meint, dass Senioren im 4. Lebensalter nicht unbedingt gehbehindert 
oder auf einen Rollstuhl angewiesen sind. Es stelle sich somit die Grundsatzfrage: sind spezielle 
Wohnformen erforderlich, wenn Senioren keine Pflege und Betreuung brauchen. François Höpf-
linger (2009) zeigt auf, dass die körperlichen, kognitiven und psychischen Alterungsprozesse 
von z.B. 80 Jährigen sich stark unterscheiden, so dass für altersadäquate Wohnungen verschie-
dene Rahmenbedingungen vorherrschen. Es gibt keine für alle gültige ideale Wohnform. Vor 
allem heisst es nicht, dass eine Wohnung für alte Menschen auch behindertengerecht sein 
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muss. Eine Untersuchung von Pasqualina Perrig Chiello und François Höpflinger (2012) hat er-
geben, dass 90% der 75 bis 79 Jährigen 200 Meter oder weiter beschwerdefrei gehen können, 
bei 80 bis 84 Jährigen sind es noch 68%, bei den 85+ Jährigen vermögen 12% nur noch einige 
Schritte zu gehen, 7% können nicht mehr gehen. Diese Behinderung bedingt Pflege und Betreu-
ung. 
Die Praxis zeigt, sofern ältere Menschen bei guter körperlicher und geistiger Verfassung sind, 
braucht es keine speziellen Wohnformen. Deshalb wohnen auch Hochbetagte noch in ihren Ein-
familienhäusern oder angestammten Wohnungen. Es stellt sich aber die Frage, was geschieht 
und wie sieht die Zukunft aus, falls die körperlichen und geistigen Fähigkeiten abnehmen, die 
Betagten nicht in Fussdistanz zum Einkaufen wohnen, auf ein Auto angewiesen sind, Treppen 
zum Hindernis werden und wenn kein gutes soziales Netz mehr besteht. Ehepartner und 
Freunde sterben, der Freundes- und Bekanntenkreis wird kleiner.  
Damit alte Menschen länger in ihrer Wohnung und in ihrem Umfeld wohnen können, sollte eine 
Stadt oder Gemeinde die Bedingungen dazu überprüfen. Dafür sind Politiker und Politikerinnen, 
sowie Interessensgruppen (z.B. eglisau60+) und die alten Menschen selber gefragt. Ein Beispiel 
ist die Mobilität: Wenn der öffentliche Verkehr das Quartier nicht bedient, sind Betagte auf Nach-
barn oder Angehörige angewiesen, um einkaufen und am kulturellen und sozialen Leben in der 
Gemeinde teilnehmen zu können. Gefährliche Strassenübergänge oder zu kurze Rotlichtphasen 
können den alten Menschen behindern. Ungenügende Beleuchtung führt nachts zu Unsicher-
heiten. Wenn keine oder ungenügend öffentliche Toiletten in einer Gemeinde oder Stadt vorhan-
den sind, kann dies für alte Leute zum Problem werden. Laut verschiedener Artikel in der Ta-
gespressen werden diese Themen aktuell von einigen Gemeinden in ihren Altersleitbildern auf-
genommen. 
Das Verbleiben in der angestammten Wohnumgebung ist mit dem Ausbau der Spitex und des 
Haushilfedienstes einfacher und sicherer geworden. Die Demographie-Entwicklung, die generell 
steigenden Lebenserwartung, die Zunahme von dementen Hochbetagten, das zur Verfügung 
stehende Pflegepersonal und nicht zuletzt die Finanzierung der steigenden Pflegekosten, stellen 
die Gesellschaft vor grosse Herausforderungen. 
9% der 80 bis 84 Jährigen, 21% der 85 bis 89 Jährigen, 42% der 90 Jährigen und älter wohnte 
2010 in einer Altersinstitution. (François Höpflinger & Joris Van Wezemael, 2014, S.143/144) 
Mit dem neuen Pflegegesetz von 2010 sind den Gemeinden neue Verpflichtungen entstanden. 
Im Artikel 855.1, §5 wird festgehalten: „Die Gemeinden sorgen für eine bedarfs- und fachge-
rechte stationäre und ambulante Pflegeversorgung ihrer Einwohner und Einwohnerinnen“. 
Joris Van Wezemael (2014) betrachtet das private Wohnen im Alter kritisch. In den Altersleitbil-
dern der Gemeinden und Städten wird davon ausgegangen, dass mit Prävention und Gesund-
heitsförderung die Eigenständigkeit der alten Menschen gefördert wird und dadurch der Bedarf 
an stationären Pflegeplätzen verringert werden kann. Das Prinzip, ambulant vor stationär wird in 
seinen Ausführungen als „Ordnungsprinzip“, als ordnende Kraft bezeichnet. Sie ist vom gesell-
schaftlichen Bedürfnis nach Autonomie und von finanz- und gesundheitspolitischen Überlegun-
gen, geprägt. „Zu Hause alt werden suggeriert einen partiellen Rückzug der öffentlichen Hand 
aus Verantwortung und Finanzierung“ (Van Wezemael, 2014, S.212). Die Altersheime haben 
sich zu Pflegeheimen gewandelt für Menschen mit dringendem Pflegebedarf. Für schwächere 
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ältere Menschen stehen niederschwellige Wohn- und Betreuungsangebote (Altersheime) nicht 
mehr zur Verfügung. Das Problem, sich eine passende Wohnung zu organisieren, wenn Alters-
beschwerden dies erfordern, sowie Hilfe und Betreuung zu finden, muss auf privater Basis gelöst 
werden. Joris Van Wezemael (2014) bemerkt, dass nicht genügend Wohnraum zur Verfügung 
steht, welches den altersbedingten Veränderungen gerecht werden kann. Die Frage kann ge-
stellt werden, ob die Politik und die Planer den Bedarf an Wohnungen mit den Voraussetzungen 
für ambulant vor stationärem Wohnen berücksichtigen. Mit der Voraussetzung, „zu Hause alt 
werden“ muss Siedlungs-, Quartier- und Nachbarschaftsentwicklung ebenso wie die Wohnraum-
beschaffung geplant werden. 
Corinna Heye und Sarah Fuchs (2014), bemerken in ihren Ausführungen, dass vor allem in 
städtischen Gebieten die Wohnungsknappheit und die steigenden Immobilienpreise eine Ver-
drängung der älteren Bevölkerung bedeutet. Auch sie stellen die Frage, ob der neue Wohnraum 
dort erstellt wird, wo die Bevölkerung am stärksten wächst und sie dem Bedürfnis der zuneh-
mend älter werdenden Generationen auch entspricht. Der zunehmende Wohnflächenverbrauch 
sei ein weiterer Grund für die Wohnungsknappheit im städtischen Raum. Die Neubauwohnun-
gen sind der älteren Bevölkerung oftmals zu teuer, zudem wird sie bei der Vermietung benach-
teiligt. „Im Wohnungsbau ist Umdenken gefordert, sowohl in ökonomischer, sozialer und ökolo-
gischer Hinsicht“ (Heye et al., S.198)  
 
Wohnungsmix nach Zimmerzahl und Zentralitätsgrad 
Anteilsvergleiche zwischen Bestands- und Neubauwohnungen 2011
Anzahl Zimmer 1 - Zi 2 - Zi 3 - Zi 4 - Zi 5 - Zi 6 - Zi Gesamt
Kernstadt              Bestand 11% 19% 32% 24% 8% 5% 100%
                               Neubau 3% 12% 25% 37% 18% 6% 100%
               Neubau - Bestand  - 8.6 PP  -7.4 PP  - 6.9 PP  + 13.1 PP  + 9.2 PP  + 0.6 PP
Agglomeration     Bestand 5% 12% 18% 37% 16% 11% 100%
                               Neubau 1% 7% 18% 37% 26% 11% 100%
               Neubau - Bestand  - 3.9 PP  - 5.7 PP  - 8.1 PP  + 7.8 PP  + 10.1 PP  - 0.1 PP
Ländliche Gemeinde  Bestand 5% 12% 24% 27% 18% 14% 100%
                               Neubau 2% 7% 16% 29% 30% 16% 100%
               Neubau - Bestand  -3.2 PP  - 5.5 PP  - 7.7 PP  + 2.0 PP  + 12.5 PP  + 1.8 PP
Schweiz                 Bestand 7% 14% 27% 27% 14% 10% 100%
                               Neubau 2% 8% 19% 35% 25% 11% 100%
               Neubau - Bestand  - 5.3 PP  - 6.7 PP  - 8.2 PP  + 7.9 PP  + 11.3 PP  + 1.1 PP  
Tabelle 2, Quelle BFS, Bau- und Wohnbaustatistik 2011, Age Report lll, 2014, S.196 
Eigene Darstellung 
„2011 verfügten 49% der Wohnungen im Bestand über maximal 3 Zimmer“. (Heye et al., S.196). 
Bei neu gebauten Wohnungen lag der Anteil um 20 Prozentpunkte (PP) tiefer. Es besteht ein 
Trend, bei Neubauten grössere Wohnungen ab 4 Zimmern zu bauen sowohl in der Stadt, wie in 
der Agglomeration und ländlichen Gemeinden. 
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Ein weiteres Problem für alte Menschen, die umziehen möchten oder müssen, kommt dazu. 
Hausverwaltungen scheuen sich, betagten Menschen ihre Wohnungen zu vermieten, da Prob-
leme wie Pflegebedürftigkeit oder sogar Tod auf sie zukommen könnten. François Höpflinger 
(2014) benennt diesen Zustand als „verdeckte Altersdiskriminierung“ (S.101). Nicht selten sind 
alte Menschen, welche über Jahre in einer Wohnung zu einem verhältnismässig günstigen Miet-
zins gelebt haben, gezwungen, eine neue Wohnung infolge Abriss des Hauses oder Renovation 
zu suchen. (Wiederkehrende Meldungen in der Tagespresse). Die Möglichkeit besteht, dass der 
Mietzins für eine Ersatz-Wohnung durch die AHV und die Rente nicht mehr gedeckt werden 
kann und deshalb Ergänzungsleistungen beantragt werden müssen. 
Viele hochaltrige Menschen wohnen noch in ihrem eigenen Einfamilienhaus. Über 80-Jährige 
können sich nur selten dazu entscheiden, noch umzuziehen. Nur schon der Gedanke an die 
Räumung des Hauses verhindert, sich aktiv damit zu befassen. Die Wohnsituation im eigenen 
Haus müsste frühzeitig überprüft werden. Es stellen sich Fragen: Ist es möglich, barrierefrei im 
Parterre eines Einfamilienhauses zu wohnen? Verfügt das Parterre über eine Dusche und ein 
WC? Ist der Zugang zum Haus schwellenlos? Könnte ein Treppenlift eingebaut werden? Welche 
Bedingungen müssen erfüllt werden, damit ein Wohnen auch bei Gehbehinderung (Stöcke, 
Rollator) noch möglich ist? 
Falls Hilfe für den Alltag gebraucht wird, wäre es auch möglich, das Haus umzubauen und eine 
Wohnung für junge Leute zur Verfügung zu stellen. In grösseren Städten wohnen z.B. Studenten 
als Mitbewohner in einem grossen Haus und stellen ihre Hilfe für Gartenarbeit, Einkaufen bis zur 
einfachen Pflege (neben Spitex) für eine günstige oder sogar Gratis-Miete zur Verfügung. Diese 
Win-Win-Situation wird von verschiedenen Autoren beschrieben und kann dazu führen, dass 
auch Hochbetagte bis an ihr Lebensende in ihrem Haus betreut werden. 
 
3.2.2 Verschiedene Wohnmöglichkeiten 
Neue Wohnformen für „junge“ und „alte“ Senioren und Seniorinnen sind im Gespräch und wer-
den zum Teil realisiert. Eine Möglichkeit sind Alterswohngemeinschaften. Definition: „Wohnge-
meinschaften von nicht verwandten Personen, in einem gemeinsamen Haushalt, mit gemeinsam 
geteilter Küche und geteiltem Bad“ (François Höpflinger, 2009, S.291). Bis jetzt hat diese Wohn-
form aber kein grosses Interesse und Erfolg gezeigt. Vermutlich hängt dies auch mit der Gene-
ration der betagten Menschen zusammen, da sie in ihrer Jugend die Wohnform der Wohnge-
meinschaft nicht kannte. Dies mag sich mit der Generation der Babyboomer ändern. Die Alters-
hausgemeinschaft mit privaten, kleinen Wohneinheiten mit eigener Küche und Nasszelle und 
einem grossen Gemeinschaftsraum wird der Wohngemeinschaft vorgezogen. Der Rückzug in 
die privaten Räume scheint wichtig zu sein. Höpflinger (2009) schreibt, dass gemeinschaftliche 
Wohnformen eine hohe soziale Kompetenz, Toleranz und Einfühlungsvermögen voraussetzen. 
(S.162) 
Die Idee der Integration von Pflegewohngruppen bei grösseren Überbauungen hat sich teilweise 
durchgesetzt, (z.B. Pflegewohngruppen in Bäretswil, Nürensdorf ZH, Waltenschwil AG, Wohn-
genossenschaft für Generationen durchmischtes Wohnen, Himmelrich, Stadt Luzern, in Pla-
nung, etc.). Betagte können in ihrem angestammten sozialen Umfeld bleiben und auch im Pfle-
gefall örtlich betreut werden. 
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Die Errichtung von neuen Pflegeheimen stagniert generell. Das betreute Wohnen in einer kleinen 
Wohneinheit mit Dienstleistungen nach Bedarf und mit Spitex für die notwendige Pflege, als 
Alternative zum traditionellen Altersheim, ist gefragt. Stehen diese Wohnungen in der Nähe ei-
nes Pflegeheimes oder ist eine Pflegewohngruppe integriert, so fühlen sich Bewohner und Be-
wohnerinnen sicher, im Pflegefall lokal betreut werden zu können. Dies bietet auch kleineren 
Gemeinden die Möglichkeit, eigene stationäre Pflegemöglichkeiten zu erstellen. 
Die Anforderungen und Vorschriften zum Bau einer Pflegewohngruppe werden in den verschie-
denen Kantonen unterschiedlich gehandhabt. Die Mindestgrössen von Zimmern für die Bewoh-
ner und Bewohnerinnen differieren massgeblich. Ausschlaggebend für die Kosten, welche den 
Bewohnern und Bewohnerinnen in einer Pflegewohngruppe entstehen, sind neben den Baukos-
ten, die Anstellungsanforderungen der Gesundheitsdirektion an das ausgebildete Personal und 
die Besonderheiten für die Ausstattung des Baus und der Infrastruktur. 
 
3.2.3 Alternative Wohn- und Siedlungsprojekte 
Das Age Dossier 2010 zeigt einige Beispiele für „Autonomes Wohnen in Gemeinschaft“. Es wird 
auf Gemeinschaftsprojekte, Ökodörfer, Seniorengenossenschaften in bürgerschaftlichen Bewe-
gungen in Deutschland in den 90er Jahre, Wohnungsgenossenschaften und kompakte Über-
bauungen hingewiesen. Wichtige Aspekte sind die Gemeinschaft im Wohnumfeld mit räumlichen 
Möglichkeiten für Austausch und Begegnungen, von Alltagsaktivitäten bis zu organisierten An-
lässen und Feiern. Es wird auf die Gemeinschaft und Nachbarschaft hingewiesen, welche be-
wusst gefördert werden müssen. Ältere Menschen sollten selber auch in der Lage sein, eigen-
ständig soziale Netzte aufzubauen. Verschiedene konkrete Wohnbeispiele werden vorgestellt, 
deren Ursprung, Planung, Kosten, Stolpersteine und deren Gelingen mit nachhaltiger Sicher-
stellung.  
Heute wird von Quartiervernetzung und von „Generationendurchmischtem Wohnen“ gespro-
chen. In den letzten Jahren sind einige Projekte wie die „Giesserei“ als Mehrgenerationenhaus, 
welches selbst verwaltet wird, in Winterthur entstanden. Wie oben erwähnt, sollte bei Neubauten 
das Bedürfnis berücksichtigt werden, für alte Menschen auch kleine Wohnungen zu errichten.  
 
Quartierplanung Bielefelder Modell 
„Selbstbestimmt wohnen mit Versorgungssicherheit, ohne Betreuungspauschalen, in Verbin-
dung mit ehrenamtlichem Engagement im Wohnquartier“. (Günther Niermann, 2014) In Deutsch-
land wird das sogenannte „Bielefelder Modell“, mit „Generationendurchmischtem Wohnen“ in 
vielen Städten praktiziert. Die Generationendurchmischung bei Neubauten oder Renovationen 
und Umnutzungen von Quartieren mit Alt- oder Industriebauten wird dementsprechend geplant. 
Im Konzept wird Pflege in Pflegewohnungen und durch die lokale Spitex zu Hause während 24 
Stunden ermöglicht. Betreuung und das Angebot eines Quartiertreffpunktes als kommunaler 
Treffpunkt mit Mittagstisch, werden mit der Unterstützung von Freiwilligen ermöglicht. Eine Per-
son ist mit der Führung von ehrenamtlich Beschäftigten beauftragt. In Bielefeld sind neben Er-
wachsenen auch Jugendliche beteiligt, die ein Sozialjahr absolvieren. Das Ziel der Städte ist, 
keine neuen Pflegeplätze mehr zu bauen. Es wird nach dem Prinzip der „Verhinderungspflege“ 
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agiert. Übergangspflege und Ferienplätze werden in den Pflegewohnungen angeboten. (Infor-
mation in Bielefeld anlässlich der Studienreise, Oktober 2014) 
 
Wohnmodell Hausgemeinschaft 
Ein in der Schweiz bekanntes Projekt mit Vorbildcharakter ist das selbst organisierte Projekt für 
gemeinschaftliches Wohnen in St. Gallen, die „Wohnfabirk Solinsieme“. Die Bewohner und Be-
wohnerinnen sind noch im Arbeitsalltag. Initiantinnen waren 4 Frauen. Der treibende Gedanken 
für das Projekt war, nach der Familienphase oder als jetzt alleinstehende Frau, eine kleinere 
Wohnung zu beziehen, das Benutzen von gemeinsamer Infrastruktur und ein Zusammenwoh-
nen und –Leben. Jede Person sollte mit seinen Fähigkeiten zum Gelingen dieses Projektes bei-
tragen. Die Initiantinnen wollten mit dieser Art des Zusammenlebens –solo– (alleine) –insieme– 
(zusammen) für das Alter vorsorgen. Zur Mittelbeschaffung wurde vom Genossenschaftsgedan-
ken abgesehen, da eine Möglichkeit der Finanzierung nicht realistisch eingeschätzt wurde. 17 
Einheiten wurden als Wohneigentum verkauft mit der Auflage, 20% Eigenmittel dafür aufzubrin-
gen. Die Wohnungen haben eine Grösse von 56 m2 bis 93 m2. Der Anspruch für ein behinder-
ten- oder altersgerechtes Bauen wurde nicht gestellt. Eine allfällige Nachrüstung der Wohnung 
in späteren Jahren wurde in Kauf genommen. Die Erschliessung ist mit einem Lift rollstuhlgän-
gig. Der Preis für die Wohnungen lag etwas unter dem Durchschnittspreis für Eigentumswoh-
nungen in der Ostschweiz. Für die gemeinschaftlichen Räume, ca. 20% der Gesamtnutzfläche, 
wurde eine Genossenschaft gegründet und jeder Eigentümer erwarb einen Genossenschafts-
anteil. Ende 2008 betrug das Durchschnittsalter der Bewohnenden 58 Jahre. Ein Viertel der 
Wohnungen wird durch eine Person bewohnt. Bei einer Befragung gaben die Bewohnenden eine 
hohe Zufriedenheit mit der Wohnsituation an. Die Zentrumsnähe und die Naherholungsräume 
sowie die gute Anbindung an den öffentlichen Verkehr tragen wahrscheinlich dazu bei. Eine 
neue Herausforderung an das Zusammenleben wird kommen, wenn die damals zwischen 50 
und 60 Jahre alten Bewohnenden ins Pensionsalter kommen und viel mehr Zeit zu Hause ver-
bringen oder sich Behinderungen einstellen. (Andreas Huber, Margrit Hugentobler & Regina 
Waltert-Galli, 2008, S. 85-95) 
 
Intergenerative Haus- und Siedlungsgemeinschaften am Beispiel von: 
Lebensräume „Am Bahnhof“, Meckenbeuren 
 
„Lebensräume für Jung und Alt“ – das Modell eines Selbsthilfesystems mit dem Hintergrund, 
spätere Hilfsbedürftigkeit zu vermeiden, unterhält die 1870 gegründeten Stiftung Liebenau mit 
ca. 5000 Mitarbeitenden. Es bietet ein soziales System für Behinderten- Alten- und Jugendhilfe 
an ca. 70 Standorten in Deutschland, Österreich, Schweiz und Bulgarien. Mit dem Hintergrund-
gedanken, dass in Zukunft Heime und betreutes Wohnen nicht mehr bezahlt werden können, 
entstand das Projekt mit der Idee der Selbsthilfeprävention, indem ältere und junge Leute zu-
sammengebracht werden. Mit diesen Voraussetzungen wurden an 20 Standorten generationen-
übergreifende Wohnmodelle, vor allem im süddeutschen Raum, erstellt. Diese „Lebensräume“ 
beinhalten heute ca. 800 Wohnungen für ca. 1100 Menschen mit hindernisfreien 1 ½ Zimmer- 
bis 4 Zimmerwohnungen mit rollstuhlgängigen Nasszellen. Die Altersverteilung wird gesteuert, 
damit der Bewohnermix aus ca. zwei Drittel älteren und einem Drittel jüngeren Leuten besteht. 
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Der Altersdurchschnitt liegt bei 52-54 Jahren. Die Bewohnerdurchmischung muss ausgewogen 
sein mit jungen und alten Menschen, wie auch Ausländern und Alleinerziehenden, damit das 
soziale System nicht kippt, sondern weiter funktioniert. Die Wohnanlage soll im Zentrum einer 
Gemeinde stehen, damit alle Versorgungssysteme gut erreichbar sind. Die Gemeinden werden 
bei der Planung miteinbezogen. In der Siedlung „Am Bahnhof“ lebte 2005 ein Viertel der Bewoh-
nenden mit 60 bis 79 Jahren, 16% waren über 80 Jahre alt, sechs von 10 waren Frauen. Da es 
relativ wenige Familienwohnungen gibt, bewohnten nur 13 Familien eine Wohnung, davon 10% 
Alleinerziehende. Ungefähr zwei Drittel der Mietenden sind ledig oder verwitwet. 85% der Be-
wohnenden wohnten früher in einer Wohnung, die anderen in einem Einfamilienhaus oder einer 
Eigentumswohnung. Die Hauptgründe zum Wechsel in diese Überbauung waren die Nähe zum 
Bahnhof, die sozialen Kontakte und die altersgerechten Wohnungen. (Andreas Huber, Margrit 
Hugentobler & Regina Waltert-Galli, 2008, S.99-101/ S.106-109) Die Zufriedenheit mit der Sied-
lungsqualität wurde erfragt. Es gibt auch einige negative Aspekte in dieser Überbauung. 
Die spezielle Finanzierung dieses Modelles mit Eigentum, Miete und Wohnunterstützung durch 
den Sozialfond ist innovativ. Die Wohnanlage wird durch die Stiftung Liebenau erstellt und ver-
kauft 20 bis 40 Prozent der Wohnungen als Eigentum. Privatpersonen können Eigentum zur 
Privatnutzung, Kapitalanlage oder Altersvorsorge nutzen und sind an die Belegungsrechte ge-
bunden, erst ab dem 60. Altersjahr die Wohnung selbst zu bewohnen. Ein Generalmietvertrag 
regelt die Belegungsrechte. Wenn die Wohnung noch nicht selbst genutzt wird, übernimmt die 
Stiftung St Anna-Hilfe als Generalmieterin die Verwaltung, Vermietung und anfallende Renova-
tionen gegen ein Entgelt von 6,5 bis 8 Prozent, ebenso für das Belegungsrisiko und den Miet-
ausfall. Einige Wohnungen werden nicht verkauft und werden von der St. Anna-Hilfe vermietet.  
In Meckenbeuren stellte die Gemeinde das Grundstück kostenlos der Stiftung zur Verfügung. 
Ein Kapitalstock von ca. einer halben Million konnte mit dem Gewinn aus dem Verkauf der Ei-
gentumswohnungen generiert werden. Mit diesem Kapital und den Zinsen werden der Gemein-
schaftsraum der Wohnanlage und die Gemeinwesen-Arbeitsstelle finanziert. Infolge der tiefen 
Zinsen in den letzten Jahren muss aber der Sozialfond für die Kostendeckung einspringen. Bei 
der Wohnanlage „Am Bahnhof“ gehören von 79 Wohnungen 14 der Stiftung. Bedeutungsvoll ist, 
dass bei diesem Wohnmodell die öffentliche Hand die Gemeinwesenarbeit nicht finanzieren und 
sie auch den Bewohnenden nicht verrechnet werden muss. Es gibt aber auch keine Ansprüche 
auf Service-Dienstleistungen und Betreuung. Die Angestellte für das Gemeinwesen fördert die 
Selbsthilfe bei den Betagten so weit wie möglich im Sinne des Subsidiaritäts-Prinzips, leitet Pro-
jekte und ist verantwortlich für die Konfliktmoderation. Sie wird von 90% der Bewohnenden als 
Ansprechperson genutzt, (Huber et al., 2008, S. 101-102) Gemäss einer Befragung beanspru-
chen ca. 20% der Bewohnenden die Nachbarschaftshilfe, ca. 30% der Mitbewohnenden bieten 
regelmässig Hilfe für verschiedene Dienste an. Es sind Freundschaften entstanden, sowie ge-
meinsame Anlässe wie Mittagstisch, Faulenzerfrühstück oder Gedächtnistraining und viele an-
dere Angebote wie Rollladenkontrolle und die Notrufkette. Wichtig ist, im Bedarfsfall auf Hilfe 
zählen zu können, was dem Sicherheitsbedürfnis von alten Menschen entgegen kommt. Wenn 
es die Umstände zulassen, wird auch die Pflege bis zuletzt ermöglicht mit einem professionellen 
und einem nachbarschaftlichen Pflegeteam. (Huber et al., S.110-111) 
Die Kooperationen mit den verschiedenen lokalen Institutionen werden gepflegt. Zur Förderung 
der nachbarschaftlichen Unterstützung werden vor allem Frauen im Pensionsalter für die Be-
dürfnisse älterer Menschen, im Speziellen aber auch zur Betreuung von Menschen mit Demenz, 
geschult. Jugendliche werden für den Besuchsdienst mit einem Kurs über Alterspsychologie und 
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Erste Hilfe vorbereitet und erhalten nach einem Jahr Dienst eine Bescheinigung für ihre Sozial-
kompetenz und ihr Engagement, was bei einem zukünftigen Arbeitgeber ein wichtiges Zeugnis 
sein kann. (Huber et al., S.112) 
Diese Projekte zeigen, dass neue Siedlungsarten, welche zum Teil politisch gesteuert sind, so-
wie neue Wohnformen, die mit privater Initiative verwirklicht werden, attraktive Wohnmöglichkei-
ten für die Zukunft bieten. Vor allem die verschiedenen Finanzierungs- und Organisationsmo-
delle könnten für neue Projekte eine Vorbilds-Funktion haben. Neben dem Bedürfnis, im ange-
stammten Haus oder der Wohnung zu bleiben, sind Gemeinschaftsprojekte eine gute Alterna-
tive. Die Freiwilligenarbeit ist ein fester Bestandteil des Sicherheitsbedürfnisses, damit alte Men-
schen solange wie möglich und es zumutbar ist, zu Hause wohnen bleiben können. Ein attrakti-
ver Gedanke ist, auch Jugendliche in das Betreuungsteam miteinzubeziehen.  
 
3.2.4 Wohnen „zu Hause“ 
Für viele Hochbetagte kommt ein Wechsel in eine Alterswohnung mit oder ohne Dienstleistun-
gen nicht in Frage. Sie vergleichen ihre aktuellen Wohnkosten und sind nicht bereit, (können 
oder wollen), höhere Kosten für allenfalls mehr Komfort und Sicherheit aufzuwenden. Mit even-
tuell notwendigen baulichen Wohnanpassungen ist ein Verbleib in der herkömmlichen Wohnung 
möglich. Schwierig wird es erst, wenn körperliche oder geistige Probleme so gross werden, dass 
die Sicherheit nicht mehr gewährleistet ist. Die Spitex bietet ein grosses Mass an Pflege und 
Betreuung an. Allerdings kann die aufgewendete Zeit für die Pflege so gross werden, dass ein 
Heimaufenthalt finanziell günstiger wird. (Möglichkeit des Einspruchs der Krankenkasse, die 
Kosten für die ambulante Versorgung weiter zu übernehmen.) Ein soziales Netz ist die Voraus-
setzung, damit alleinstehende alte Menschen zu Hause bleiben können. Sind keine Familienan-
gehörige in der Nähe, welche Bedürfnisse abdecken können, sind diese Senioren und Seniorin-
nen neben der Spitex und den anderen dienstleistenden Organisationen auf Freiwilligen- und 
Nachbarschaftshilfe angewiesen. 
 
Finanzierungsprobleme 
Die zunehmende Problematik der Finanzierung der Betreuung in der Schweiz muss in Zukunft 
gelöst werden. Für Pflege bei Krankheit ist die Finanzierung geregelt und belastet die betroffene 
Person nur in geringem Mass. Für die Betreuung hingegen von z.B. schwer Kranken oder an 
Demenz Leidenden zu Hause, ist die finanzielle Belastung gross, wenn die Angehörigen nicht 
die ständige Betreuung alleine bewältigen können.  
 
 
4 Versorgungsstrukturen im Alter in Eglisau 
Die Arbeitsgruppe eglisau60plus hat seit 2013 folgende Themen bearbeitet, um zu analysie-
ren, wie das sichere Leben im Alter in Eglisau gewährleistet werden kann.  
 Ambulante und stationäre Einrichtungen 
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 Wie können die Ressourcen und die Eigenverantwortung der älteren Bewohner ge-
stärkt werden? 
 Wie kann die Verkehrs-Sicherheit und die Verkehrs-Versorgung für ältere Menschen 
benutzerfreundlicher und optimiert werden? 
 Wie kann die Kommunikation und Information für die ältere Bevölkerung verbessert 
werden? 
 Welche Funktionen sollten von der politischen Gemeinde übernommen werden? 
 Welche Finanzierungsmöglichkeiten gibt es bei einer Erstellung von Alterswohnungen? 
 Welche Angebote von Senioren für Senioren sind vorhanden und wie werden sie publi-
ziert? 
 Wie kann die Nachbarschafts- und Freiwilligenhilfe gefördert werden? 
Der Einbezug der älteren Migrantinnen und Migranten soll zu einem späteren Zeitpunkt thema-
tisiert werden. 
 
Einige dieser Themen wurden mit Erfolg bereits in die Praxis umgesetzt. Ein sogenanntes „Märt-
blatt“, welches dem Gemeindeblatt beigelegt werden kann, informiert über Angebote von Seni-
oren für Senioren. Eine Homepage eglisau60plus, erstellt von einem pensionierten IT-Spezialis-
ten ist aufgeschaltet. Regelmässige Informationen über Aktivitäten und Anliegen von e60+ wer-
den im monatlich erscheinenden Gemeindeblatt publiziert.  
Die Kontakte zur Gemeindebehörde sind hergestellt. In der „Arbeitsgruppe Verkehr“ der Ge-
meinde werden aktuell neue Versorgungsangebote ausgehandelt und die Anliegen der älteren 
Bevölkerung eingebracht. Dabei werden auch Gefahrenquellen wie Strassenübergänge und Be-
leuchtung angesprochen, um sich sicher in der Öffentlichkeit bewegen zu können. 
Eine Machbarkeitsstudie zum Umbau eines bestehenden älteren Gebäudes im Zentrum des 
Städtlis Eglisau in Alterswohnungen, wurde von einem pensionierten Architekten erstellt. Mit der 
unmittelbaren Nachbarschaft zum Alters- und Pflegeheim Weierbach könnten Bedürfnisse für 
Dienstleistungen und Notfallbetreuung abgedeckt werden. Die Studie soll im November 2014 
dem Gemeinderat vorgesellt werden. 
Die Zusammenarbeit und Ergänzungen zu den bestehenden Diensten wie z.B. Rotkreuzfahr-
dienst, Besuchsdienst, Angebote der reformierten und katholischen Kirchen und der Pro Senec-
tute werden angestrebt. Bereits werden viele Aktivitäten angeboten, wie Wandergruppen und 
Seniorenturnen, sowie Spezialanlässe durch die Pro Senectute, Bildungsanlässe durch die Kir-
chen und den Frauenverein, Mittagstisch einmal pro Woche im APW, sowie Spielnachmittage, 
Jassturniere monatlich in der Oase am Rhein, etc.  
Ein Altersleitbild von Eglisau soll ausgearbeitet werden. (Beschluss der Behörde für Pflege- 
und Altersfragen im Herbst 2014.) 
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Für die Sicherstellung der Versorgung von betagten Bewohnerinnen und Bewohnern zu Hause, 
soll ein Pilotprojekt in einem Quartier entstehen mit dem Ziel, die Bedürfnisse kleinräumig durch 
Nachbarschafts- und Freiwilligenhilfe abdecken zu können. 
In Eglisau wurden in den letzten 15 Jahren viele Mehrfamilienhäuser mit Miet- und Eigentums-
wohnungen erstellt. Diese Neubauten entsprechen mit den Bauvorschriften von SIA 500 den 
Voraussetzungen für das hindernisfreie Bauen. Die Wohnungen verfügen im Allgemeinen über 
3 ½ und 4 ½ Zimmer. Neben Familien sind viele pensionierte Ehepaare zugezogen.  
 
4.1 Stationäre Einrichtungen 
Folgende stationäre Betreuungen stehen in Eglisau zur Verfügung. Die Zusammenarbeit mit der 
Spitex ist gewährleistet. 
 Alters und Pflegeheim Weierbach (APW) mit 42 Betten mit Ferienbettangebot und Ta-
gesbetreuung. Die Palliativcare ist sichergestellt. (Eröffnet 1990 als Alters- und Leicht-
pflegeheim.) 
 Wohngruppe Rheinburg mit 14 Betten für an Demenz erkrankte Personen (seit 2002) 
 Oase am Rhein mit einer Wohngruppe für 9 Personen mit dementieller Erkrankung und 
eine Wohngruppe für 9 Personen für Pflege und Übergangspflege. Rehabilitation wird 
angeboten, ebenso Tagesbetreuung und Palliativcare. (seit 2012) 
 Oase am Rhein mit 35 Alterswohnungen mit Dienstleistungen (seit 2012) 
 
4.2 Ambulante Einrichtungen 
In Eglisau gibt es folgende ambulante Anbietende für Pflege und Betreuung: 
 Eglisau verfügt über eine gut ausgebaute Spitex und kooperiert seit drei Jahren mit drei 
weiteren kleineren Gemeinden im Rafzerfeld. Der Zusammenschluss der Spitex-Organi-
sationen ermöglicht verbesserte Dienstleistungen und die Optimierung der qualifizierten 
Personalstellen. 
 Ein Entlastungsdienst für pflegende Angehörige wird von der Spitex angeboten und über 
den Spitex-Fond mitfinanziert. 
 Über das „Rufnetz Rafzerfeld“ werden schwer Kranke und Sterbende von Freiwilligen 
betreut und begleitet. 
 Private Spitex bieten ihre Leistungen an. 
 Gewisse Hochbetagte oder Personen mit Demenz haben für Betreuung Caremigrantin-
nen angestellt. 
 Der Besuchsdienst bietet seine Dienste in den stationären Einrichtungen wie auch zu 
Hause an. 
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Das Alters- und Pflegeheim Weierbach (APW) sowie die Oase am Rhein haben eine überregio-
nale Bedeutung. In mehreren umliegenden Landgemeinden gibt es keine Pflegeinstitutionen. 
Beide Pflegeeinrichtungen bieten auch Eltern von in Eglisau wohnenden „Kindern“ ein Zuhause 
im Pflege- oder Betreuungsfall. Mit der Einführung der SwissDRG 2012, der Fallpauschale in 
den Spitälern, ist die Tendenz zunehmend, dass Patienten und Patientinnen so früh wie möglich 
aus dem Spital entlassen werden. Oftmals ist eine Rückkehr nach Hause nach der Spitalentlas-
sung noch nicht möglich, so dass die Nachfrage für Übergangspflege wohl steigen wird. Die 
Verantwortlichkeit der Nachbetreuung liegt bei den Gemeinden wie auch die Restkostenfinan-
zierung, ergänzend zu den Selbstbehalten der Betroffenen und den Krankenkassenbeiträgen. 
(Neue Pflegefinanzierung 2011) 
Pflegeangebote durch private Spitex-Organisationen im Zürcher-Unterland, private Betreuungs-
angebote sowie Einsätze von Caremigrantinnen zu Hause bei längerer Pflegebedürftigkeit oder 
dementieller Erkrankung, ergänzen die gemeindeeigenen Angebote. Dies zögert den Heimein-
tritt oft hinaus.  
Mit all diesen Unterstützungsmöglichkeiten, der Förderung der eigenen Fähigkeiten und Res-
sourcen, sowie der Möglichkeiten der heutigen medizinischen Versorgung, ist der Verbleib der 
Hochbetagten im eigenen Haushalt über lange Zeit möglich. Die Tendenz, die Zeit der Morbidität 
und schweren Pflegebedürftigkeit zu reduzieren, steigt. Die Anzahl der Pflegetage pro Person 
wurde in den letzten Jahren reduziert auf durchschnittlich 2 bis 2 ½ Jahre. Oft wird ein Aufenthalt 
in einer Pflegeinstitution nur in den letzten Lebensmonaten erforderlich. Genügend Plätze für 
stationäre Betreuung sind trotzdem notwendig, da insgesamt die Anzahl der Hochbetagten und 
die der Menschen mit Demenz in den nächsten 20 Jahren steigen wird. 
 
 
5 Bedürfnisse im Bereich Wohnen für Menschen mit dem 
Alter 75 und älter 
Für die Wohnfrage in Eglisau ist interessant, dass im Age Report ll, 2009 im Zeitvergleich von 
2003 und 2008, bei Erhebungen über den Wunsch nach Wohnformen, die Nein-Antworten für 
Alterswohnungen, Altersresidenzen und Pflegewohnungen signifikant gestiegen sind. Der 
Wunsch für das Verbleiben in der angestammten Wohnung oder einer neuen, nicht speziell al-
tersorientierten Wohnung hat zugenommen. Im Allgemeinen kommen Veränderungen nur in 
Frage, wenn die Gründe dafür unabdinglich sind. Im Age Report 2009 werden verschiedene 
praktische Beispiele für Wohnformen in Reportagen aufgezeigt. Der Weg zur Veränderung, die 
Entscheidungsfindung, die Art der Wohnung oder des Heimplatzes, wie auch die Grösse in m2 
der alten und neuen Wohnung, die Kosten und Tipps für Leute in einer ähnlichen Situation, sind 
beschrieben. 
Mit welchen Mitteln können hindernisreiche Wohnungen umgebaut werden? Der Anpassungs-
bedarf und das Anpassungspotenzial wurden untersucht. François Höpflinger (2009) sagt aber 
auch, dass der grösste Teil der Wohnungen des zukünftigen alten Menschen schon gebaut sei, 
dass die Mehrheit der zukünftigen Generationen älterer Menschen in schon bestehenden Häu-
sern und Wohnungen leben werden. Dazu beigetragen hat das hindernisfreie Bauen nach SIA 
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500 seit 1988. Er betont, dass viele Menschen in der angestammten und vertrauten Wohnum-
gebung bleiben wollen und es dazu ein Anpassen des eigenen Verhaltens und der Wohnsitua-
tion braucht.  
Fragen zu den Kosten und der Finanzierbarkeit von Alterswohnungen werden auch von Eg-
lisauer und Eglisauerinnen gestellt. Dies kann eine politische Frage sein und manchmal herrscht 
in Gemeinden die Meinung vor, die Öffentlichkeit müsse sich an der Finanzierung beteiligen. Die 
nachfolgende Aussage von E. Hauri mag eine Antwort darauf sein. Im „Age Dossier“ 2012 wird 
im Rahmen eines von Andreas Sidler durchgeführten Interviews mit Ernst Hauri, Direktor des 
Bundesamtes für Alterswohnpolitik (BWO), die Frage gestellt: „Braucht die Schweiz eine Alters-
wohnpolitik“? In den 70er und 80er Jahren hat das BWO die Anforderungen für Alterswohnungen 
stark geprägt, es wurden Fördergelder bezahlt. Seit den 90er Jahren kam man von den Klein-
wohnungen weg. Heute ist für die Erstellung von Wohnungen in Mehrfamilienhäusern die SIA 
Norm 500 massgebend. Wichtig ist die Anpassbarkeit der Wohnung bei eingeschränkter Mobili-
tät, was für behinderte wie für alte Menschen gilt. Die Bundesunterstützung ist heute nur noch 
auf den gemeinnützigen Wohnungsbau anzuwenden. Für renditenorientierte, private und insti-
tutionelle Investoren ist der Bau von Alterswohnungen interessant, da die Meinung, Alter gleich 
arm, nicht mehr gilt. Neben den hochpreisigen Altersresidenzen kommen auch Wohnungen für 
die mittleren Einkommensgruppen auf den Markt. Ernst Hauri meint, dass nur ein Teil der über 
80 Jährigen explizit auf eine altersgerechte Wohnung angewiesen sein wird und sie demnach 
so lange wie möglich in ihrem angestammten Umfeld wohnen sollten. Das BWO werde sich 
weiterhin auf preisgünstigen Wohnungsbau und für den sozialverträglichen Umbau von beste-
henden Wohnungen konzentrieren. Er betont ebenfalls, dass das Verbleiben in der Wohnung 
mit Service- und Betreuungsangeboten ermöglicht werden sollte. Mit einem weiteren Thema 
spricht er den Flächenkonsum und den Bodenverbrauch an. Wenn ein grosses Einfamilienhaus 
zur Last wird, sollten neue Angebote für Wohnlösungen vorhanden sein. Wenn altersgerechte 
Wohnungen in normale Projekte integriert werden, wird der intergenerationelle Austausch geför-
dert.  
Die Frage: „Braucht der Bund eine speziell an den Bedürfnissen der älteren Menschen orientierte 
Wohnungspolitik“ wird mit „Nein“ beantwortet. Hauri (2012) sagt, dass sie sich für „menschen-
gerechte Wohnsituationen“ einsetzen werden, welche möglichst allen Altersgruppen entspre-
chen sollten (S.25). 
Das Age Dossier 2010 zeigt einige Beispiele für „Autonomes Wohnen in Gemeinschaft“. Es wird 
auf Gemeinschaftsprojekte, Ökodörfer, Seniorengenossenschaften in bürgerschaftlichen Bewe-
gungen in Deutschland in den 90er Jahren, Wohnungsgenossenschaften und kompakte Über-
bauungen hingewiesen. Wichtige Aspekte sind die Gemeinschaft im Wohnumfeld mit räumlichen 
Möglichkeiten für Austausch und Begegnungen, von Alltagsaktivitäten bis zu organisierten An-
lässen und Feiern. Es wird auf die Gemeinschaft und Nachbarschaft hingewiesen, welche be-
wusst gefördert werden müssen. Ältere Menschen sollten selber auch in der Lage sein, eigen-
ständig soziale Netze aufzubauen. Verschiedene konkrete Wohnbeispiele werden vorgestellt, 
deren Ursprung, Planung, Kosten, Stolpersteine und deren Gelingen mit nachhaltiger Sicher-
stellung. 
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Unter dem Titel „lebensgerechtes Bauen“ im ETH Forum (2008) befasst sich Felix Bohn aus-
führlich mit den körperlichen Einschränkungen im Alter bezüglich Sehleistung, Reaktionsfähig-
keit, Hörvermögen, Leistungsfähigkeit von Lunge und Kreislauf, wie auch Gelenkserkrankungen 
wie Arthrose und Arthritis. (Abnützung und entzündliche Prozesse von Gelenken). Daneben gibt 
es im Alter auch neurologische, invalidisierende Krankheiten, wie z.B. Parkinson oder Multimor-
bidität, welche die Alltagsaktivitäten und die Mobilität stark einschränken können. Mit gezielt ein-
gesetzten Hilfsmitteln können die Aktivitäten des täglichen Lebens (ADL) erleichtert und so die 
Selbständigkeit beibehalten werden. Angaben für die Praxis beim altersgerechten Bauen und 
Umbauen werden aufgezeigt. Für Umbauberatungen können diese Hinweise eine Grundlage 
bieten. Die frühzeitige Sensibilisierung der älteren Generation für Umbauten, Hilfsmittel im Woh-
numfeld, auch im Sinne der Sturzprophylaxe, ist wichtig.  
(Zusätzliche Informationen können den Unterlagen der Hochschule Luzern des CAS 1, Alter und 
Gesellschaft, (2013) von Regina Waltert, Wohnen im Alter: Perspektiven der Architektur, Hin-
dernisfreies Wohnen, Wohnanpassungen entnommen werden oder bei Felix Bohn: fachgerech-
tes Bauen und Wohnen im Alter.) 
 
6 Projekt Eglisau 
6.1 Bauliche Strukturen von Eglisau 
In Eglisau wohnen mittlerweile 5000 Einwohner und Einwohnerinnen (2014). Die Gemeinde ist 
innerhalb 14 Jahren um 2000 Menschen gewachsen. Ca. 1000 Leute, also 20%, sind 60+, davon 
wohnen Menschen mit 75 Jahren und älter in 224 Haushalten oder im Heim. In Eglisau stehen 
viele Einfamilienhäuser, davon ein grosser Teil an Hanglage. Bis vor 15 Jahren gab es nur ca. 
30 Mehrfamilienhäuser aus den 50er-70er Jahren und wenige aus den 90er Jahren, alte Häuser 
mit mehreren Wohnungen im Kern des alten „Städtlis“ und Bauernhäuser, die in den verschie-
denen Quartieren zu Mehrfamilienhäuser umgebaut worden sind. In den letzten 15 Jahren 
herrschte rege Bautätigkeit in der Gemeinde, so dass es neben weiteren Einfamilienhäusern 
jetzt zahlreiche Wohnblöcke mit Miet- und Eigentumswohnungen gibt. Dadurch sind viele Per-
sonen, zum Teil auch frisch Pensionierte, zugezogen.  
 
6.2 Datenerhebung: Schriftliche Befragung mittels Fragebogen 
Für die empirische Analyse des Wohnens im Alter und der alltäglichen Bedürfnisse, Betreuung 
und Pflege, um zu Hause wohnen zu können, wurde ein standardisierter, quantitativer Fragebo-
gen mit geschlossenen Fragen ausgearbeitet. (Elisabeth Raab-Steiner & Michael Benesch, 
2010) Die Kriterien bezüglich des Wohnens wurden einerseits auf die aktuelle Situation ausge-
richtet, andererseits auf zukünftige Wohnwünsche. Wenige Fragen konnten mit eigenen Bemer-
kungen ergänzt werden.  
Die Eingrenzung der Befragungen bezieht sich nur auf das Alter. Die Fragebogen wurden an 
Senioren mit dem Alter 75 und älter versandt, da zu einem früheren Zeitpunkt die Frage nach 
einer spezifischen Alterswohnung kaum relevant ist. Es wurde nach der Quartierzugehörigkeit 
gefragt, um die Resultate in der Gemeinde verorten zu können.  
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Der Fragebogen wurde mit verschiedenen Senioren und der Arbeitsgruppe e60+ getestet und 
anhand der Rückmeldungen ergänzt und angepasst. 
Um den Datenschutz zu gewährleisten, wurde der Fragebogen über die Gemeindeverwaltung 
verschickt. Die Antworten kamen mit einem frankierten, adressierten Couvert zurück. Es wurden 
224 Fragebogen versandt, 124 Personen haben geantwortet, (55%). Es haben nicht alle Perso-
nen alle Fragen beantwortet. Die Gemeindeverwaltung hat die Fragebogen auch an Personen 
gesandt, welche in einer Institution wohnen, im Alters- und Pflegeheim Weierbach und in der 
Oase am Rhein, (Betreutes Wohnen und Pflegewohnungen). 
Für die zweite schriftliche Befragung bezüglich Nachbarschaftshilfe und Freiwilligenarbeit wurde 
ein weiterer, quantitativer Fragebogen ausgearbeitet. Es wurde nach Angeboten von Freiwilligen 
gefragt, um Alltagsbedürfnisse der betagten Bewohner und Bewohnerinnen eines Quartiers lokal 
abdecken zu können. Die Auswertung soll aufzeigen, ob mit genügend Freiwilligen diese Be-
dürfnisse in Zukunft erfüllt werden können. Es wurden 123 Fragebogen lokal in alle Briefkasten 
verteilt. 28 Personen haben geantwortet, (23%). 
(Siehe Fragebogen und Begleitbriefe im Anhang: A) 
 
6.3 Auswertung Fragebogen 1: 
Wohnen im Alter mit Versorgungssicherheit  
Zu bemerken ist, dass nicht alle Fragebogen vollständig ausgefüllt worden sind. Dies bezieht 
sich vor allem auf die Fragen nach den Unterstützungsmöglichkeiten und den Wünschen. 
Bei der Auswertung wurden verschiedene Variablen in Korrelation zueinander gestellt, was im 
Folgenden dokumentiert wird. Die Fragebogen wurden mit fortlaufenden Identifikationsnummern 
versehen und können so, sofern der Name angegeben wurde, genau zugeordnet werden. 
 
Geschlechterverteilung 
Paare    39 
Alleinstehende Frauen 55 
Alleinstehende Männer 30 
 
Altersverteilung Frauen Männer
Jünger als 75 4 1
75 - 79 36 25
80 - 84 27 24
85 - 89 20 14
90 - 95 8 3  
Tabelle 3, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
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Quartierzugehörigkeit Anzahl Personen
Städtli  14 Burg  16 Wiler  17 Eigenacker  7 Stampfi 10
Mettlen 17 Oberseglingen  18 Tössriedern  8 Oase a.R.  12 APW  5  
Tabelle 4, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
Mit der Identifizierung des Quartiers können die Bedürfnisse lokal zugeordnet werden. 
 
 
Wohnsituation Einzelperson Ehepaare 3 Personen
Wohnen im Einfamilienhaus 22 32 1
Mietwohnung 24 12
Eigentumswohnung 10 12 1
Heimbewohner 7
Keine Nennung 3  
Tabelle 5, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
Dies zeigt die Unternutzung von vielen Einfamilienhäusern mit einer oder zwei Personen. 
 
 
Verbleib in der jetzigen Wohnsituation 
Es wurde nach dem Verbleib in der jetzigen Wohnsituation und welche Wohnform in Zukunft in 
Frage kommen könnte, gefragt. Einige haben Mehrfachnennungen angekreuzt, z.B. jetzige 
Wohnung und Wohnung mit Dienstleistung oder Alters und Pflegeheim Weierbach (APW). 
Wohnsituation Personen Priorität
Wohnen im Einfamilienhaus so lange wie möglich 45
Wohnen in der jetzigen Wohnung so lange wie möglich 56
Wohnen in der Eigentumswohnung so lange wie möglich 9
Wohnen in einer Alterswohnung 4 1./ 2./ 3. P.
Wohnen in einer Alterswohnung mit Dienstleistungen 17
Wohnen in einer Wohngemeinschaft 4 3 x 3. Priorität
Wohnen im Alters und Pflegeheim APW 32 9 x 2. und 3. P.  
Tabelle 6, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
110 der angefragten Personen möchte im angestammten Umfeld, Haus oder Wohnung bleiben, 
solange dies nur möglich ist. 17 Personen können sich vorstellen, später in einer Alterswohnung 
mit Dienstleistungen zu wohnen, 4 in einer Alterswohnung, für andere wäre das APW die Lö-
sung, wenn es zu Hause nicht mehr geht. 
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Zeitliche Planung für einen Umzug 
Gewisse alte Menschen haben Vorstellungen oder Wünsche, wie und wann sie in Zukunft einen 
Wohnwechsel ins Auge fassen werden und planen dies. Andere verdrängen diese Frage und 
müssen vielleicht zu einem ungünstigen Zeitpunkt eine passende Lösung finden. 
Zeitpunkt, um in eine Alterswohnung zu ziehen
in  x Jahren Personen 
1 - 2 3
5 8
5 - 10 1
10 9
15 1
ungewiss 16
nie 4
angemeldet im APW 2
Oase am Rhein 3  
Tabelle 7, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
Einige Personen haben auf diese Frage nicht geantwortet. 
 
 
Zugang zum Haus und zur Wohnung, Nasszelle im Parterre eines Einfamilienhauses 
Es wurde nach dem hindernisfreien Zugang zur Wohnung und dem Haus gefragt. Ca. 1/3 geben 
an, Treppen bis zur Haustüre zu haben, für die anderen ist der Zugang hindernisfrei. Bei ca. der 
Hälfte der Befragten gibt es einen hindernisfreien Zugang zur Wohnungstüre, zum Teil mit Lif-
terschliessung. 
Nicht alle Einfamilienhäuser haben eine Nasszelle/WC im Parterre. 
Treppen bis zur Haustüre    41 Personen 
Zugang hindernisfrei     64 Personen, Liftzugang 34 P. 
Treppen zur Erreichung der Wohnungstüre  31 Personen 
 
 
Wohnbauberatung 
Bauliche Möglichkeiten zur Anpassung der Wohnung oder des Hauses
Ja Nein abklären
Hindernisfreier Zugang zur Wohnung 35 9 6
Haus / Wohnung schwellenlos 65 35
Nassszelle parterre / Dusche WC 59 22
Möglichkeit, Nasszele parterre einzubauen 6 17 10
Nasszelle rollstuhlgängig umbauen 21 22 12  
Tabelle 8, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
Von 18 Personen wird eine Beratung für eine Wohnanpassung gewünscht. (67 Nein). 
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Eine Wohnbauberatung kann aufzeigen, welche Massnahmen zu ergreifen sind, um bei Behin-
derung trotzdem zu Hause bleiben zu können. Ein pensionierter Architekt macht ein Angebot 
für 1-2 Gratisberatungen. Dies wird regelmässig im „Aktivitätenanzeiger von e60+“ publiziert. 
 
 
Hilfe im Alltag 
80 Personen brauchen heute keine Unterstützung im Alltag. Einige der Befragten profitieren 
schon jetzt von der Nachbarschaftshilfe, andere benutzen gewisse Dienstleistungen wie z.B. 
den Mittagstisch im APW, Mahlzeitendienst, Besuchsdienst oder den Rotkreuzfahrdienst sowie 
die Spitex mit Pflege und Haushilfedienst. Eine beachtliche Nachfrage besteht nach Transport-
möglichkeiten zum Einkaufen, zum Bahnhof oder in die Kirche, ausserdem werden die Förde-
rung der Nachbarschaftshilfe, die Möglichkeit für einen Mittagstisch und ein Quartiertreffpunkt 
gewünscht. 
 
Hilfe im Alltag
Personen 1 x /Woche 2 x /Woche 3 x /Woche öfters /Woche
keine Hilfe im Alltag 80
Haushilfedienst 12
Spitex 4 2 1 7
Andere Hilfe 6  
Tabelle 9, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
 
 
Soziales Beziehungsnetz 
Es ist heute nicht selbstverständlich, dass die Kinder ihre betagten Eltern betreuen können. Es 
soll aufgezeigt werden, wie die Befragten die Möglichkeit einschätzen, von ihren Kindern oder 
von Vertrauenspersonen über eine längere Zeit Betreuungsdienste zu erhalten.  
 
Soziales Beziehungsnetz
Ja Nein eventuell
Übernahme der Betreuung durch die Kinder 45 53 3
Dienstleistung durch Kinder während 1 Jahr oder länger 36 42 28
DL durch Vertrauenspersonen während 1 Jahr oder länger 23 28 34  
Tabelle 10, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
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Unterstützungsmöglichkeiten, welche heute schon genutzt werden 
Es bestehen bereits heute schon verschiedene Beziehungsnetze mit Nachbarschaftshilfe. Um 
die Bedürfnisse zu erfahren, wurde nach Details gefragt. Die Antworten zeigen, dass viele An-
gebote bereits benutzt werden. 
Unterstützungsmöglichkeiten, welche heute schon genutzt werden
ja nein wünschenswert
Besuchsdienst 5 69 1
Mittagstisch im APW 10 70 1
Privater Mittagstisch 1 76 2
Mahlzeitendienst 9 69 2
Nachbarschaftshilfe 19 64 5
Rotkreuzfahrdienst 17 68 0
Information Pflegefinanzierung 5 76 2
Treuhanddienst 27 68 2
Info Entlastung Angehörigen Pflege 5 72 2  
Tabelle 11, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
 
Einige Senioren und Seniorinnen sind auch bereit, selber Freiwilligendienste zu leisten. Das Ziel 
ist, die bestehenden Angebote bekannt zu machen, zu vermitteln wo notwendig und durch Frei-
willigen- und Nachbarschaftshilfe die Lücken zu schliessen. Die bestehenden Dienste sollen 
nicht konkurrenziert werden, eine Zusammenarbeit wird angestrebt.  
 
 
Verteilung der Bedürfnisse in den einzelnen Quartieren 
Um die Bedürfnisse und Angebote zu verorten, dient die folgende Tabelle. Sie zeigt, wie in den 
verschiedenen Quartieren die Fragen nach der Verbesserung der Angebote beantwortet wur-
den. 
 
Vernetzung im Quartier, Wünsche
Städtli Burg Wiler Eigena. Stampfi Mettlen Seglin. Tössr. Oase APW total
Nachbarschaftshilfe verbessern 2 2 1 1 1 1 1 2 1 0 12
Unterstützung Senioren für Senioren 2 4 2 0 2 3 1 2 2 0 18
Unterst. Junge für Senioren u. umgekehrt 2 5 4 1 4 2 1 1 0 0 20
Quartiertreffpunkt für z.B. Mittagstisch 2 2 0 0 2 1 1 0 2 0 10
Quartiertreffpunkt für geselliges Treffen 2 3 0 0 3 3 2 1 2 0 16
Fahrdienst zum Einkaufen 4 4 5 0 1 2 1 3 6 0 26
Fahrdienst zum Bahnhof 3 5 5 0 3 1 0 2 4 0 23
Fahrdienst zum Gottesdienstbesuch 1 0 0 0 2 3 0 0 0 1 7
 
Tabelle 12, Quelle: Umfrage Eglisau, März 2014 
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6.4 Erkenntnisse aus der Befragung 
(Bemerkung: Die wichtige Frage des Zeitpunktes für einen Wohnwechsel haben nicht alle Inte-
ressenten beantwortet.) 
Die Befragung zeigt auf, dass 110 von 124 der Befragten mit dem Alter 75 und älter in ihrem 
Haus oder Wohnung bleiben wollen. (Einige der Antwortenden leben bereits in einer Institution) 
Kurzfristig, innerhalb 2 Jahren, wünschen sich 3 Personen eine Alterswohnung, in 5 Jahren 8 
Personen, in 10 Jahren 9 Personen.  
Die Interessenten für eine Alterswohnung in 2 Jahren sind im Alter von 78, 85 und 87 Jahren. 2 
Personen bewohnen eine Wohnung, 1 Person ein Einfamilienhaus (EFH). 
8 Interessenten für eine Alterswohnung in 5 Jahren sind im Alter von 76 bis 86 Jahren (mehr-
heitlich über 80) und bewohnen alle ein EFH ausser einem Ehepaar, welches in einer Wohnung 
lebt.  
2 Personen wünschen sich eine Alterswohnung in 1. Priorität, 2 weitere in 3.Priorität. 
Für Alterswohnungen mit Dienstleistungen interessieren sich insgesamt 17 Personen, 8 davon 
mit 1. Priorität. 
Die ausgewiesenen Bedürfnisse für jene Personen, welche zuhause bleiben möchten, sollen 
wenn möglich mit Freiwilligen- und Nachbarschaftshilfe abgedeckt werden. Mit einem Pilotpro-
jekt im Quartier Burg wird abgeklärt, ob sich genügend Freiwillige finden lassen, um alle Dienste 
erfüllen zu können.  
Ein Effekt der Befragung könnte sein, dass Einwohner und Einwohnerinnen mit dem Alter 75 
und älter für die eigene Wohnfrage sensibilisiert worden sind und sich Gedanken für die Zu-
kunft machen.  
 
 
7 Freiwilligenarbeit, Nachbarschafts- und Freiwilligenhilfe 
im Quartier 
7.1 Definition von Freiwilligenarbeit 
Heidi Schelbert (2005) schreibt für die Definition von freiwilliger Arbeit: „Arbeit, die zugunsten 
von anderen, die nicht im gleichen Haushalt leben, unbezahlt geleistet wird oder deren Entschä-
digung weit unter dem marktüblichen Lohn liegt.“ Bei dieser Definition sind die Familienarbeit 
oder die Pflege und Betreuung des Ehepartners, der eigenen Eltern oder Schwiegereltern nicht 
inbegriffen (S.193/194). 
Walter Kirchschläger (2005) versteht unter frei-willig geleisteter Arbeit: Es wird Arbeit, eine pro-
duktive Tätigkeit geleistet, welche aus freiem Willen und eigener Motivation, ohne Befehl ausge-
führt wird. Die Arbeit wird ohne monetäre Voraussetzung, also ohne Lohn zu erwarten, erbracht. 
(S.329) 
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Die Frage nach dem Ziel, Inhalt und den Werten unseres Lebens wird gestellt: Muss jede Tätig-
keit mit dem Hintergrund der Rentabilität ausgeführt werden oder soll nicht vielmehr der Ge-
danke des Wohlergehens des Menschen und des Fortschrittes des Gemeinwesens auch ein 
Antrieb für unsere Tätigkeit sein? (Kirchschläger, 2005, S.330) 
Mit Geld kann nicht alles gekauft werden; es ist nicht alles bezahlbar. Vor allem in einer Ge-
meinde ist der Umfang der freiwilligen Arbeit gut ersichtlich. In den Bereichen von Jungendarbeit, 
Sport und Vereinen, den Kirchen oder im Gemeinwesen, bei der Betreuung von alten und be-
hinderten Menschen sind viele Erwachsene oder auch Jugendliche engagiert, ohne dafür einen 
Lohn zu erhalten. 
Zusammenfassend, auch von verschiedenen weiteren Autoren beschrieben, sei die Freiwilligen-
arbeit für das Folgende definiert: 
Personen schenken einen Teil ihrer Lebenszeit Personen, die nicht im gleichen Haushalt leben 
und leisten dabei nicht bezahlte Arbeit, entsprechend ihrem Willen und ihren Möglichkeiten. Die 
Abgeltung von Spesen und Auslagen für die geleistete Arbeit ist selbstverständlich.  
 
7.2 Einflussgrössen für Freiwilligenarbeit (FA) und Nachbarschafts-
hilfe in den Gemeinden 
Herbert Ammann (2010) äussert sich über das Gemeinwohl, seine Regelung und die Identität 
der Gemeinde. In der Schweiz haben die Gemeinden eine besonders hohe Bedeutung für den 
Staat. In der Gemeinde wird über Sachgeschäfte, über den Einsatz der Finanzen und über den 
Steuerfuss bestimmt. In kleineren Gemeinden ist die soziale Kontrolle ausgeprägter als in grös-
seren Gemeinden und Städten, was auch eine grössere Erwartung an den Einzelnen bezüglich 
freiwilliges Engagement bedeuten kann. Die Gemeinde ist verantwortlich für die Gemeindeent-
wicklung. Die Orientierung nach Aussen ist für eine Gemeinde wichtig, um mit anderen Gemein-
den zu kooperieren und weitere Ideen einfliessen zu lassen.  
Die Gemeinde oder ein Stadtteil wird als Stück Heimat angesehen, wo sich Bürger freiwillig en-
gagieren. FA wird zu 80% in der Umgebung des Wohn- und Arbeitsortes geleistet. Bei verschie-
denen Arten des freiwilligen Engagements steht das Gemeinwohl als Beweggrund für ein Enga-
gement im Vordergrund, sei es für die kollektive Sicherheit wie den Brandschutz, Jugendarbeit 
bei verschiedenen Sportangeboten, Vereinen, Kultur, Politik und Kirchen, Verbandswesen und 
Vorständen von Institutionen etc. In den Gemeinden bedeutet die Arbeit von Freiwilligen eine 
Ergänzung der Angebote von staatlichen Grundleistungen, welche die politische Gemeinde er-
bringt, (z.B. Wasserversorgung, den Verkehr, Abfallentsorgung, etc.). (Ammann, 2010, S.25-
32). 
Seit der Einführung des neuen Pflegegesetztes per 1.1.2011 gehört zu den Grundleistungen der 
Gemeinde auch die fachgerechte Pflege und Unterbringung ihrer Einwohner und Einwohnerin-
nen, ambulant wie stationär. Da Gemeinden, im Nachgang zur Kostenbeteiligung der Leistungs-
bezüger und der Krankenkassen, die Restkosten der stationären und ambulanten Pflegekosten 
übernehmen müssen, belasten die anfallenden Kosten die Gemeinden. Diese Tatsache fördert 
Ideen, Strategien zu entwickeln, einerseits Funktionen im Gesundheitswesen und der Betreuung 
mit dem Einsatz von Freiwilligen zu ergänzen, andererseits mit prophylaktischen Massnahmen 
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für ein gesundes Alter der Bevölkerung zu sorgen. (z.B. Sturzprophylaxe, Informationen und 
Schulung für Gesundheitsvorsorge, aufsuchender Besuchsdienst, etc.) 
Vergleiche bei Deutschschweizer Kantonen von Marc Bühlmann und Markus Freitag (2007) ha-
ben ergeben, dass das formelle freiwillige Engagement in Gemeinden mit ausgeprägter Autono-
mie und der direkten Demokratie hoch ist. Im Gegensatz ist bei städtischen Verhältnissen und 
auch bei geringem Bildungsstand die Beteiligung an formeller FA gering. Überwiegt in einem 
Kanton die sozialdemokratische Haltung mit hohen Ausgaben für den Versorgungsstaat bezüg-
lich sozialer Sicherheit und Fürsorge, ist das formelle freiwillige Engagement geringer. Die infor-
melle FA ist in ländlich geprägten Kantonen, mit grösseren Familienhaushalten und einem hohen 
Bildungsstand, gut etabliert. Dies wird auch durch einen liberal geprägten Sozialstaat begünstigt 
(S. 103). 
Der Einfluss des Sozialstaates mit all seinen Hilfeleistungen hat den Effekt, dass private und 
familiäre Unterstützungsleistungen vermindert werden. Durch soziale Bedürfnisse entstehen 
Vereinigungen von Gleichgesinnten. Diese Bedürfnisse werden als Problembereiche aufgezeigt 
und können bei genügendem Rückhalt in der Bevölkerung von der Politik als neue Aufgabe 
aufgegriffen werden. Es entstehen neue öffentliche Dienstleistungen (Bühlmann et al., 2007, 
S.95).  
Als Beispiel dafür mag die organisierte Kinderbetreuung mit gesetzlicher Verankerung dienen. 
Im ländlichen Gebiet wurden früher Kinder bei Bedarf gegenseitig in der Nachbarschaft, von 
Freunden oder von Grosseltern betreut. In Eglisau wurde vor ca. 20 Jahren die erste private 
Kinderkrippe eröffnet. Bald wurde eine Anfrage zur Subventionierung an die Gemeinde gestellt. 
Mittlerweile gibt es neben verschiedener Kinderkrippen den Kinderhort und den Mittagstisch an 
der Schule. Neue Berufe haben sich entwickelt. Die Leiterinnen und Leiter dieser Betreuungs-
angebote sind gut ausgebildet. Gesetzliche Grundlagen zur Finanzierung und Bereitstellung von 
ausserfamiliären Betreuungsplätzen durch den Souverän wurden geschaffen. Die Kosten für die 
Öffentlichkeit sind beträchtlich. Neu werden Anfragen an die Gemeinde zur finanziellen Unter-
stützung der „Krabbel- oder Spielgruppen“ gestellt, welche zum Teil soziale und sprachfördernde 
Aufgaben bei den Kleinsten übernehmen. Die Konsequenz, die Anforderung einer Schulung der 
Leiterinnen für diese Aufgabe, steht zur Diskussion (Tagespresse). Zu Beginn dieses Angebotes 
haben sich freiwillig tätige Mütter engagiert und haben dafür einen Unkostenbeitrag von den 
Eltern erhalten.  
Die Konsequenz dieser Entwicklung der Fremdbetreuung hat einen positiven Effekt für die ge-
samte Gesellschaft. So können mehr Frauen nach der Geburt eines Kindes wieder berufstätig 
werden. 
Gemäss Bundesamt für Statistik (2014) beteiligen sich Frauen wie folgt am Arbeitsmarkt: 25 – 
29 Jährige 85,1%, in der Familienbildungsphase etwas rückläufig auf 80 – 82 %, 50 – 54 Jährige 
84,2%, 55 – 59 Jährige 74,4%, 60 – 64 Jährige 49%. Seit anfangs der 90er Jahre arbeiten über 
50% der Frauen Teilzeit, bei den Männern stieg der Anteil nicht über 14%.  
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7.3 Nachbarschaft 
Die Nachbarschaft spielt bei der Freiwilligenarbeit eine zentrale Rolle. 
Die Schlussfolgerungen der Studie in der Stadt Zürich mit dem Thema soziale Unterstützung in 
der Nachbarschaft von Alexander Seifert (2014) haben ergeben, dass wenn Nachbarschaften 
lebendig, sozial und vertrauensvoll erlebt werden, dies einen positiven Einfluss auf die Wohn-
qualität hat. Im Alter kann dies eine wertvolle Ressource bedeuten. Die gegenseitige soziale 
Achtsamkeit und das Helfen ermöglichen es oft, dass betagte, alleinstehende Menschen trotz 
gewissen Einschränkungen, ihren Alltag bewältigen können.  
Nachbarschaften bekommen insbesondere dann einen grossen Stellenwert, wenn Partner ge-
storben sind und Kinder, Freunde und Bekannte nicht in der Nähe leben. Ein guter Kontakt zu 
Nachbarn wurde ermittelt, wenn diesen einen Reserveschlüssel zur Wohnung anvertraut wurde. 
In diesem Fall werden Nachbarn auch um Hilfeleistungen angesprochen. Wenn der nachbar-
schaftliche Kontakt schon vor einem Hilfsbedarf besteht und gepflegt wird, ist die informelle Un-
terstützung durch Nachbarn einfacher. (Seifert, 2014) 
Erhöhte Wachsamkeit und die Achtsamkeit der Nachbarschaft kann bei zunehmendem Hilfsbe-
darf oder im Notfall dazu beitragen, dass professionelle Unterstützung für Hilfeleistungen ange-
fordert werden kann. Für Betagte, die gewisse Betreuung regelmässig brauchen, kann ein Sys-
tem mit einer täglichen, niederschwelligen Kontrolle eine Sicherstellung des Wohlbefindens sein: 
Der Senior oder die Seniorin legt täglich eine Kontrollkarte vom verschliessbaren Brieffach ins 
offene Postfach des Briefkastens. Eine Betreuungsperson kann damit kontrollieren, ob die be-
tagte Person vom Haus oder der Wohnung den Gang zum Briefkasten gemacht hat, ohne täglich 
nachzufragen. Sollte die Karte nicht im offenen Postfach liegen, wird die betreuende Person 
nachfragen oder nachschauen, ob alles in Ordnung ist. 
 
7.4 Gemeinden und ihre Vereine 
Im Folgenden sollen die verschiedenen Arten und Möglichkeiten der Freiwilligentätigkeit be-
leuchtet werden. 
Markus Freitag und Isabelle Stadelmann (2010) untersuchten Schweizer Gemeinden und ihre 
Strukturen. Bei der Zusammenarbeit der Gemeinden mit den Vereinen und Anbietenden von FA 
hat der Subsidiaritätsgedanke zu den staatlichen Aufgaben der Gemeinde eine wichtige Stel-
lung. Die Leistungen der Zivilgesellschaft sind beträchtlich, vor allem im sozialen und kulturellen 
Bereich, dies im Besonderen für Jugendliche, Senioren und Seniorinnen. Vereine arbeiten im 
Auftrag von Gemeinden und werden dafür zum Teil auch personell und finanziell unterstützt, 
dies vor allem für die Infrastruktur. In vielen Gemeinden gibt es Verwaltungsstellen für Vereins-
anliegen. Es müssen für Bedürfnisse und Veranstaltungen schriftliche Gesuche eingereicht wer-
den. Oft wird über das Gemeindeblatt, die Homepage und das Anschlagbrett über Freiwilligen-
arbeit informiert. Vermehrt wurde von den Freiwilligenorganisationen von den Gemeinden das 
Ausstellen eines Nachweises für FA verlangt, (Sozialzeitausweis). Aber nur wenige Gemeinden 
stellen diesen aus. 
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Obwohl die Gemeinden und die Vereine zusammenarbeiten, ist die Einbindung der Vereine bei 
der politischen Entscheidungsfindung eher selten anzutreffen. Dies rührt wohl auch daher, dass 
ein Anhör- und Mitspracherecht nur in 19% der Gemeinden in der Gemeindeordnung festgehal-
ten ist. Exekutivmitglieder nehmen aber auf Einladung eines Vereines in 80% der Fälle an einer 
Veranstaltung teil.  
Die obigen Ausführungen gelten vor allem für die deutsche Schweiz. Die Gemeinden der latei-
nischen Schweiz verfügen über weniger Vereine, es kann deshalb auch weniger mit der Unter-
stützung für die Gemeinde durch die Zivilgesellschaft gerechnet werden. (Markus Freitag und 
Isabelle Stadelmann, 2010, S.35-65) 
 
7.5 Freiwilliges Engagement als soziales Kapital 
Die Definition von formeller Freiwilligkeit bezieht sich auf Tätigkeiten in Vereinen und Organisa-
tionen mit Strukturen. Die informelle Freiwilligenarbeit wird „im Rahmen nicht-formalisierter zwi-
schenmenschlicher Kontakte erbracht“. (Marc Bühlmann und Markus Freitag, 2007, S.67) 
Für Freiwilligenarbeit wird der Begriff des sozialen Kapitals verwendet. Bühlmann et al. (2007) 
bezeichnen das soziale Kapital als eine andere Vermögensart neben den Vermögensbezeich-
nungen wie Geld, Wertpapiere und Sachwerte. Das Sozialkapital einer Person wird als Wert in 
Verbindung mit seinen sozialen Beziehungen gestellt. (S.63-64) 
Isabelle Stadelmann und Markus Freitag berichten von den aktuellen Befunden und Entwicklun-
gen aus dem Freiwilligen-Monitor Schweiz 2010, (S 104-129). Nach dem Schweizer Freiwilligen-
Monitor 2010 sind in der Schweiz 47% der Bevölkerung formell oder informell bei der Freiwilli-
genarbeit engagiert. Die formelle FA bezieht sich auf die geregelte Tätigkeit in Organisationen 
und Vereinen und ehrenamtliche Engagements. Dabei engagieren sich ca. 29% der Männer und 
24% der Frauen, wobei das Engagement für die FA im Alter von 45 bis 64 am häufigsten ist. 
Die informelle FA wird ausserhalb des eigenen Haushaltes z.B. als Nachbarschaftshilfe oder im 
privaten Bereich wie Grosseltern-Enkel Betreuung erbracht. Sie beinhaltet vor allem Hilfeleis-
tungen zugunsten von anderen, vor allem auch Pflege- und Betreuungsleistungen. Die Untersu-
chung von Stadelmann-Steffen und Markus Freitag (2009) hat ergeben, dass sich bei der infor-
mellen FA ca. ein Drittel der Frauen und ein Viertel der Männer engagieren. Die Erhebungen 
zeigen, dass sich 65 bis 79 Jährige auf konstant hohem Niveau für informelle FA engagieren, 
erst ab 80 Jahren sinkt die Beteiligung abrupt. 
Der soziale Status beeinflusst das Engagement bei der formellen und informellen FA sowie für 
die ehrenamtliche Tätigkeit. Gutgebildete, Gutverdienende und beruflich Erfolgreiche engagie-
ren sich überdurchschnittlich oft. Für ein freiwilliges Engagement bieten gewisse Fähigkeiten, 
Wissen und Ressourcen eine gute Grundlage. Die Motivation ausserhalb von Vereinen und Or-
ganisationen ist im Allgemeinen: „den anderen Menschen helfen“, (Stadelmann-Steffen et al., 
2010, S.120). Der Spass spielt für das Engagement in Vereinen eine grössere Rolle. Ein wichti-
ger Aspekt ist die Gemeinsamkeit, neue Beziehungen zu pflegen, die eigenen Kenntnisse ein-
zubringen, Neues zu lernen, wie auch Verantwortung zu übernehmen.  
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Michael Nollert und Christian Huser (2007, S.37) zeigen anhand einer bivariaten Analyse den 
Zusammenhang zwischen Einkommen und der Beteiligung an FA. Bei einem Brutto-Jahresein-
kommen von Fr. 150‘000.- und mehr, engagieren sich Personen ca. vier Mal häufiger an formel-
ler FA mit Führungsaufgaben, als Personen mit einem Einkommen von unter Fr. 50‘000.-. Er-
werbstätige sind doppelt so häufig mit einer Führungsrolle in der FA beschäftigt als Nichter-
werbstätige und Teilzeitbeschäftigte, letztere sind häufiger und zeitlich mehr engagiert bei der 
informellen FA.  
 
7.6 Freiwilligenarbeit (FA) in der Schweiz 
7.6.1 Bedeutung 
Seit 1997 erhebt das Bundesamt für Statistik (BFS) alle drei bis vier Jahre Daten zur formellen 
und zur informellen Freiwilligenarbeit. 
Ab 15 Jahren engagieren sich 33% der Bevölkerung für formelle FA, 20% innerhalb einer Orga-
nisation, dies entspricht 1.3 Mio. Menschen, davon sind 16.9% Frauen, 23% Männer. 
Die Voraussetzung für Freiwilligenarbeit ist, die zeitliche Kapazität dafür zu haben. Da immer 
mehr Frauen wieder in den Arbeitsmarkt integriert sind, stellt sich die Frage, wieweit ein freiwil-
liges Engagement noch möglich ist (sh. 9.2). 
Für informelle FA arbeiten 18.4% der Bevölkerung, dies entspricht 1.2 Mio. Menschen. Hier ist 
der Frauenanteil grösser 22.7%, als der Anteil der Männer 13.9%. Es handelt es sich oft um 
Nachbarschaftshilfe und Pflege und Betreuung der Angehörigen ausserhalb des eigenen Haus-
haltes.  
Die Anzahl der geleisteten Arbeitsstunden entspricht beinahe einem halben Tag pro Woche. 
Institutionalisiert geleistete Stunden pro Monat: Frauen 13.1 Std., Männer 14.2 Stunden. 
Informell geleistete Stunden pro Monat: Frauen: 17.5 Std., Männer 12.2 Std.  
Das Gesamtvolumen wurde 2010 mit 640 Mio. Stunden geschätzt. Als Vergleichsgrösse können 
die Arbeitsstunden im Gesundheits- und Sozialwesen 2008 mit 755 Mio. Std. betrachtet werden. 
(Jaqueline Schön-Bühlmann, BFS, 2010) 
Gemäss Statistik des Bundesamtes 2014 haben sich die Beteiligungen im Verhältnis zu 2010 
nur unwesentlich verändert. Das Gesamtengagement für FA der Männer hat etwas abgenom-
men, das der Frauen ist wenig gestiegen. 
Barbara Vogt-Hollinger (2004) bezieht sich auf eine schweizerische Nationalfondstudie von 
François Höpflinger die aussagt, dass die jährlich geleistete unentgeltliche Arbeit auf 15 Milliar-
den Franken beziffert wird. Gemäss der Zahlen des BFS wird sogar von einem „jährlichen Markt-
wert von 20 Milliarden Franken“ gesprochen (S.102). 
 
(Das Thema der Spendentätigkeit als weiteres Feld des freiwilligen Engagements wird in der 
vorliegenden Arbeit nicht berücksichtigt) 
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7.6.2 Freiwilliges Engagement in den Gemeinden aus der Sicht einer Gemeinde 
rätin 
Christine Burgener, (2010, S.319-328) als aktive Gemeinderätin stellt die Frage, ob es eine Ge-
sellschaft ohne Freiwillige gibt? Auch sie bestätigt den Kitt der Gesellschaft, welcher durch die 
Freiwilligen entsteht. Sie zeigt die Probleme auf, welche wir in der Schweiz haben. In einer Ge-
meinde genügend Freiwillige zu finden, ist eine Herausforderung. Zum Teil sind Vorstände in 
Vereinen nicht mehr komplett und viele Gemeinden haben Schwierigkeiten, genügend Mitglieder 
für alle Behörden zu finden. Sogar Sportverbände haben teilwiese Mühe, genügend Trainer und 
Trainerinnen für ihre Jugendmannschaften zu engagieren. Diese Tatsache hat einen Zusam-
menhang mit den gesellschaftlichen Veränderungen. Die Verknüpfung von Berufsleben, Fami-
lienzeit, Freiwilligenarbeit und Sozialzeit weist Probleme auf. Viele Frauen sind berufstätig. Ne-
ben der Familie haben viele Eltern zudem noch ausserberufliche Engagements. Die Mobilität 
nimmt zu, die Verweildauer an einem Arbeitsplatz ist kürzer. Patchwork-Familien sind häufig 
geworden. Burgener stellt die Frage: ist es da noch möglich, sich in einer Gemeinde heimisch 
zu fühlen und sich ehrenamtlich zu engagieren? Die Politik darf diese Fragen nicht mehr dem 
Zufall überlassen, sie muss aktiv werden. Es müssen Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
um die Freiwilligenarbeit zu erleichtern und zu unterstützen. Die verschiedenen Beteiligten in 
einer Gemeinde müssen vernetzt werden. Nicht zu vergessen ist die Integration der Migranten. 
Sie sollen sich nicht nur in ihrem Kulturkreis engagieren. Es wird auch hier betont, dass die 
Anerkennung und Wertschätzung der Freiwilligenarbeit durch die Politik wichtig ist. 
Der finanzielle Aufwand der öffentlichen Hand ist in den letzten Jahren aus verschiedenen Grün-
den gestiegen, nicht zuletzt weil mehr alte Menschen Ergänzungsleistungen beanspruchen. Bur-
gener (2010) meint, die Steuererträge nehmen nicht im gleichen Verhältnis zu wie die Ausgaben. 
Die grössten Ausgabenposten sind gesetzlich gebundene Ausgaben, und diese steigen. Es wird 
über die Situation diskutiert, welcher Effekt entsteht, wenn der Staat Aufgaben an Freiwillige 
abgeben würde. Dies wird von ihr nicht als realistisch eingeschätzt. 
Axel Seidel, (2010, S.371-372) zeigt auf, wie die Gemeinden tatsächlich vom Freiwilligen-Enga-
gement verschiedener Vereine profitieren und Gemeindehaushalte entlastet werden. Dank Kos-
ten-Nutzen-Analysen konnte nachgewiesen werden, dass die Kooperationen von Gemeinden 
und Vereinen sich lohnen. Aufgaben einer Gemeinde werden unterstützt. Es werden z.B. Sport-
hallen eigenverantwortlich verwaltet und damit Betriebskosten eingespart. Gesundheitsför-
dernde Angebote dienen der Prävention. Vereine, insbesondere Sportvereine, fördern die Ju-
gendarbeit. Der Frauenverein unterstützt durch Aktivitäten und Spendeneinnahmen Behinder-
tenorganisationen, usw.  
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7.7 Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements in Deutsch-
land 1999-2009 
In Deutschland werden die Begriffe ehrenamtliche und freiwillige Tätigkeit, sowie das bürger-
schaftliche Engagement synonym verwendet.  
Thomas Böhme, (2010, S.307-312) zeigt am Beispiel von Niedersachsen die aktuellsten Ent-
wicklungen. Gemäss des Freiwilligensurvey 2009 sind 36% der Bevölkerung ab 14 Jahren bei 
verschiedenen Funktionen, sei es in den Kirchen, Sportvereinen oder Nachbarschaftshilfe etc. 
engagiert. Mit dem Engagement von Freiwilligen konnten z.B. Frei- und Hallenbäder weiter er-
halten und betrieben werden, die aus Kostengründen geschlossen worden wären. Mit einem 
Bürgerbusverkehr wird der ländliche Verkehr in Niedersachsen aufrechterhalten. Mit dem Enga-
gement von Bürgern und Bürgerinnen können in finanzschwachen Gemeinden Angebote auf 
Dauer erhalten werden. Neue Impulse verändern die Gesellschaft. Das Interesse und die Iden-
tifikation mit der Gemeinde sind gestiegen, Vereine wurden gegründet, die Bedingungen zum 
Verbleiben in der Region haben sich verbessert. Ausserdem erhöhten sich die Teilnahme und 
das Interesse an der demokratischen Willensbildung.  
Politikwissenschaftliche Untersuchungen verwenden den Ausdruck „Sozialkapital“ für die vielen 
sozialen und gemeinnützigen Aktivitäten von Freiwilligen. Das freiwillige Engagement stärkt die 
Gemeinschaft und die sozialen Beziehungen. „Je stärker das „Sozialkapital“ in der Gesellschaft 
ausgeprägt ist, desto besser funktionieren der Staat und die Wirtschaft.“ (Thomas Böhme, 2010, 
S.313) Die kommunale Politik muss entscheiden, welche Aufgaben von Freiwilligen übernom-
men werden kann und für welche exklusiv die öffentliche Hand zuständig bleibt. Es müssen 
Fragen wie „welche Rahmenbedingungen bietet die Kommune zur Unterstützung des bürger-
schaftlichen Engagements“ (Böhme, 2010, S.314) beantwortet werden. Weiter müssen organi-
satorische, fachliche Themen und nicht zuletzt das Thema von attraktiven Anerkennungsformen 
bearbeitet werden. Ein wichtiges Anliegen wird auch hier formuliert: Die Einbindung bildungsfer-
ner Schichten und jene mit Migrationshintergrund in den Prozess. 
 
7.8 Strukturwandel des freiwilligen Engagements 
Die Voraussetzungen für freiwilliges Engagement unterliegen Veränderungen. So wird von ei-
nem Motivationswandel bei den Freiwilligen gesprochen. Der persönliche Profit entsteht durch 
soziale Kontakte, Schulungen und neue Erfahrungen. Die Selbstverwirklichung und das Enga-
gement für den persönlichen Nutzen sollen an Stelle des selbstlosen Engagements getreten 
sein. Jürg H. Arpagaus und Marc Höglinger (2006) stellen diese Behauptung aber infrage. Sie 
erklären diese Annahme mit einem „Perspektivenwechsel in der Forschung und der öffentlichen 
Diskussion“ (S.33). 
Mit der Professionalisierung der Freiwilligenarbeit ist ein Strukturwandel eingetreten: Die FA ist 
anspruchsvoller, effizienter und strukturierter geworden. Die Aus- und Weiterbildungen haben 
ihren Stellenwert erhalten. Die steigenden Anforderungen an die Freiwilligen sollen aber nicht 
dazu führen, dass sich weniger Gebildete ausgeschlossen fühlen (Arpagaus et al., 2006). 
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Marc Bühlmann und Markus Freitag (2007) meinen, dass bei der Weiterentwicklung des Sozial-
staates, die Freiwilligen in die Tätigkeit von professionellen Organisationen miteinbezogen wer-
den und ihnen eine Teilverantwortung bei öffentlichen Dienstleistungen übertragen werden 
könnte (S.95). 
Mit den Vergaben von Leistungsaufträgen des Bundes an Freiwilligenorganisationen z.B. an die 
Spitex-Verbände, an das Rote Kreuz, an die Pro Senectute und viele andere Vereine, erhalten 
diese gemeinnützigen Institutionen staatliche Mittel und seit 1999 regelmässig Subventionen, 
um die entsprechenden Aufgaben zu erfüllen. Dies hat zur verstärkten Professionalisierung und 
Strukturierung dieser Organisationen geführt. Sogar kommunale Leistungen werden heute an 
gemeinnützige Organisationen ausgelagert. (z.B. medizinische Versorgung bei Anlässen an den 
Samariterverein, Klassenhilfe in den Schulen, verschiedene Programme der Pro Senectute, etc.) 
Die Gefahr besteht, dass das Bestreben, die Freiwilligenhilfe mehr zu strukturieren, eine nega-
tive Auswirkung auf die Motivation von Freiwilligen haben könnte. Jürg H. Arpagaus und Marc 
Höglinger (2006) sind der Meinung, dass sich daneben allenfalls neue, kleinere Organisationen 
für informelle Freiwilligenhilfe lokal entwickeln könnten. 
Von der Zentralstelle für Wohlfahrtsunternehmen (ZEWO) wird für eine Zertifizierung der Institu-
tion, neben anderen Auflagen wie der Rechnungslegung gefordert, alle unentgeltlich geleisteten 
Stunden, welche für die Organisation erbracht wurden, zu rapportieren (Herbert Ammann, 2006, 
S.27). 
Weltweit besteht die Tendenz, die informelle Freiwilligenarbeit durch formelle FA abzulösen und 
sie Organisationen zu übertragen oder dafür Organisationen zu schaffen. Dies fördert auch den 
Trend zur Monetarisierung (Ammann, 2006, S.26). 
 
Exkurs, Persönliche Erfahrung: Anhang C 
 
7.9 Kritische Sicht auf die Entwicklung der Freiwilligenarbeit 
Eva Nadaj (2004) beschreibt über „Kehrseiten der Rationalisierung von Freiwilligenarbeit“ 
(S.96). Die Unterschiede der Strukturen zwischen Erwerbs- und Freiwilligenarbeit werden immer 
kleiner. Mit der Auswahl von Freiwilligen zur Mitarbeit und deren Leistungsbeurteilung, mit der 
Honorierung durch Weiterbildung und direkter Entschädigung wie Gutschriften, ist die Annähe-
rung an den Arbeitsmarkt gegeben. „Damit halten Regulierung, Kontrolle, Leistungsorientierung 
und die Standardisierung von Anerkennung allmählich Einzug in die Freiwilligenarbeit“ (Eva 
Nadaj, 2004, S.96/97). Die organisatorischen und ökonomischen Marktmechanismen bestim-
men soziale Einrichtungen und beeinflussen die Handhabung der Freiwilligenarbeit.  
Das freiwillige Engagement sollte aber, im Gegensatz zur Berufsausübung mit vielen formalen 
Regeln, mit anderen Werten besetzt sein, nämlich neue persönliche Kompetenzen kennen zu 
lernen und ausprobieren zu können. Neue Besucher und Besucherinnen sind gespannt auf die 
Tätigkeit, die auf sie zukommt und freuen sich, andere Menschen kennen zu lernen und Bezie-
hungen aufbauen zu können. Sie befolgen gewisse Regeln wie den Datenschutz, die Schwei-
gepflicht und sind auf die Verbindlichkeit von Abmachungen bedacht. Sie haben die Gelegenheit, 
Einführungs- und Weiterbildungskurse zu besuchen. Die Themen wie Gesprächsführung, wie 
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verhalte ich mich in schwierigen Situationen, wie kann und sollte ich mich abgrenzen, wie auch 
Informationen über invalidisierende und medizinische Hintergründe, werden vermittelt. 
 
7.10 Bezahlte und unbezahlte Arbeit in der Freiwilligenarbeit 
Markus Kocher (2012, S.20) bezieht sich auf eine Aussage von Lotti Isenring, der Leiterin der 
Fachstelle Freiwilligenarbeit der reformierten Kirche des Kantons Zürich. Sie berichtet „von Un-
behagen und Unmut unter Freiwilligen wegen der Unübersichtlichkeit monetärer Anerkennung. 
Viele seien in ihrem Verständnis von Freiwilligenarbeit verunsichert.“ Kocher meint, dass viele 
Kritiker der Monetarisierung zur Ansicht kommen, dass „die Notwendigkeit (moderater) finanzi-
eller Eingriffe in die Natur des Freiwilligenwesens“ (S.21) dieses Engagement überhaupt ermög-
lichen. Die Honorierung führe unter anderem zur Anerkennung des Engagements neben der 
Erhöhung des Familienbudgets und der Aufwertung des sozialen Status.  
Was wird unter „Freiwilligen-Arbeit“ verstanden? Verschiedene Begriffe wie Vergütungen, Spe-
senvergütungen, Sitzungsgelder, Zeitgutschriften, 4. Säule etc. werden für finanzielle Abgeltun-
gen für die sogenannte Freiwilligenarbeit verwendet. Eine Bezahlung wird auch von den FA 
Leistenden verschieden wahrgenommen.  
Michael Nollert und Christian Huser (2007, S.18) sagen: „Als eine „ehrenamtliche oder freiwillige 
Tätigkeit“ (kurz: formelle Freiwilligenarbeit) werden alle unbezahlten Tätigkeiten für eine Organi-
sation, einen Verein oder eine öffentliche Institution verstanden. Sitzungsgelder, Spesenvergü-
tungen oder symbolische Beiträge gelten nicht als Bezahlung.“ 
Marc. Bühlmann und Markus Freitag (2007, S.65) beziehen sich auf eine Studie von Bühlmann 
und Schmid (1999), und erwähnen, dass die Unentgeltlichkeit der Freiwilligenarbeit in der Lite-
ratur unterschiedlich gehandhabt wird. Einige Forscher rechnen zur FA nur Tätigkeiten, welche 
unentgeltlich verrichtet werden, andere beschreiben Personen, welche aus altruistischen Grün-
den FA mit tiefem Lohn ausüben als „quasi –volunteers“. Wird berufliche Leistung bei Bedürftig-
keit eines Kunden kostenlos erbracht, wird dies als Naturalspende bezeichnet.  
Verschiedene Autoren erklären, dass die eigene materielle Sicherheit eine Voraussetzung für 
Freiwilligenarbeit ist. 
 
7.10.1   Das Modell Znoj 
„Geld und Gemeinschaft. Ein ökonomisches Modell zur Beschreibung und Analyse von mone-
tären und nicht monetären Tauschbeziehungen“ Unter diesem Titel behandelt Heidi Lehner 
(2010) ein Modell, welches sich mit Austauschbeziehungen befasst (S.297-203). 
Hanspeter Znoj untersuchte in Sumatra von 1987 bis 1990 in einer Feldforschung für ein Natio-
nalfondprojekt die Handelsbeziehungen der Bevölkerung. Sie beruhen auf der Tauschbasis. Er 
beschreibt die verschiedenen Arten von Tauschvorgängen und führt den Begriff der „liquidieren-
den und der nichtliquidierenden Transaktion“ ein. (Lehner, 2010) 
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Unter Transaktion versteht Znoj die Übertragung von Gütern und Leistungen. Mit den Be-
griffen „liquidierend“ und „nichtliquidierend“ wird der Charakter der Transaktion umschrie-
ben. Je nachdem entstehen dabei unterschiedliche Arten von Schuld, die im einen Fall mög-
lichst rasch, im anderen Fall nicht getilgt werden soll, sondern in weitere Verpflichtungen 
mündet. (Heidi Lehner, 2010, S.299) 
Es werden unterschiedliche Handlungen und Güter gegeneinander verrechnet und die beiden 
Handelnden befinden untereinander, wieviel eine Tätigkeit oder Güter wert sind. Bei der nicht 
liquidierenden Schuld besteht weiterhin eine Beziehung. Diese kann eine Belastung oder eine 
positive Verpflichtung bedeuten. In Zentralsumatra geht es beim Feilschen nicht darum, einen 
Preis festzulegen, sondern darum, eine Beziehung zu festigen oder zu erneuern. Vielleicht hat 
die Tauschpartnerin Zeit geschenkt, indem sie auf dem Feld gearbeitet hat, ohne einen Gegen-
wert dafür zu erhalten. Diese Verpflichtung wurde nicht liquidiert, mit dem Einlösen kann man 
sich Zeit lassen. Dadurch entsteht Vertrauen und die Menschen lernen sich besser kennen. Bei 
der liquidierenden Transaktion, beim Bezahlen mit Geld oder Naturalien, ist der Vorgang abge-
schlossen, es entsteht keine Beziehung, „das Geld befreit das Individuum – Verpflichtung schafft 
Gemeinschaft“ (Lehner, 2010, S.301). 
Nach der obigen Ausführung kann kritisch die Frage gestellt werden: Ist Geld oder eine Zeit-
Entschädigung ein Anreizsystem für die Freiwilligenarbeit, wie dies heute diskutiert wird? Der 
Zusammenhalt in der Gemeinschaft kann mit nichtliquidierenden Tauschbeziehungen gefördert 
werden. In unserer Gesellschaft muss überlegt werden, wieweit nichtmonetäre Tauschsysteme 
neben dem rein monetären Wirtschaftssystem Platz haben. Bei der Freiwilligenarbeit wird auch 
über Zeitgutschriften diskutiert, zum Teil sind sie eingeführt. Eine Zeitbuchhaltung ist erforder-
lich. Lehner (2010) stellt die Zeitgutschriften in Frage: Sind dies nun liquidierende Tauschtrans-
aktionen? - Ja! Beim Zeittausch wird die Begleichung der Schuld aufgeschoben und muss auch 
nicht unbedingt beim gleichen Partner eingezogen werden. Das Zeitguthaben bleibt bestehen, 
wirft keinen Zins ab und eine Stunde hat auch in zehn Jahren noch den Wert einer Stunde, es 
wird verzögert liquidiert. Bei der praktischen Anwendung hat sich aber gezeigt, dass beim Zeit-
tausch nicht genau abgerechnet wird, es entstehen Beziehungen und Freundschaften, welche 
den persönlichen Gewinn steigern. Zusammenfassend meint die Autorin, dass eine Gesellschaft 
beide Systeme brauche: „Nichtmonetärer Tausch stärkt die Gemeinschaft – monetärer Tausch 
das Individuum“ (Lehner, 2010, S.302/303). Beide Ansätze müssen in unserer Gesellschaft ihren 
Platz haben. 
 
7.10.2   Tauschsysteme als „Salz der kommunalen Demokratie“ 
Mit diesem Titel befasst sich Gernot Jochum-Müller mit Tauschsystemen. „Die Geldschöpfung 
von Tauschsystemen ist zutiefst demokratisch und ihre Strukturen sind zumindest bis heute de-
mokratisch ausgeprägt“ (S.217). Er erwähnt die Stadt St. Gallen, welche die Einführung eines 
Zeittauschsystems einführen will, um rüstige Senioren und Seniorinnen zu motivieren, sich für 
FA zu engagieren, um Leistungen für ältere Mitbürger und Mitbürgerinnen zu erbringen, die noch 
36 
______________________________________________________________ 
Hochschule Luzern HSLU, MAS Alter und Gesellschaft, 2014 
selbständig zu Hause wohnen. Das Projekt wird als Modell vom Bundesamt für Sozialversiche-
rungen unterstützt und mitfinanziert. 
Cecile Schefer stellte das Projekt der Stadt St. Gallen in der HSLU, 2013 vor. Ihr Ausdruck: 
„Brutto-Sozial-Glück“ ist eine treffende Beschreibung. Es wurde der „Verein Zeitvorsorge“ ge-
gründet. Die Geschäftsstelle hat ein Budget von Fr. 160‘000.-. Zeit wird als Komplementärwäh-
rung, als Tauschmittel eingesetzt. Das Zeitguthaben kann im Sinn der 4. Säule, mit höchstens 
750 Stunden, angespart werden. Für die erbrachten Stunden gibt es eine Garantie, sie können 
später selber eingezogen oder auch verschenkt werden. Ein wichtiges Anliegen ist, keine Schat-
tenwirtschaft aufzubauen. Die 4. Säule soll ergänzend sein, nicht ein Ersatz für die Spitex. Zu 
bemerken ist, dass das Steueramt St. Gallen zum Schluss gekommen ist, diese angesparten 
Stunden nicht zu besteuern. 
Die Stadt St. Gallen hat dieses Zeittauschmodell mit Fr. 3.4 Mio. für die nächsten 20 Jahre hin-
terlegt, damit zu einem späteren Zeitpunkt die Stunden über professionelle Anbieter wie z.B. die 
Spitex abgegolten werden könnten, falls das Zeittauschmodell nicht mehr bestehen würde. Für 
den Betrieb fallen pro Jahr Fr. 150‘000.- an. Die Einführung und Verbreitung des Modells kosten 
während der ersten zwei Jahre zusätzlich Fr. 95‘000.-. Es wird damit gerechnet, dass diese 
Kosten mit weniger Heimeintritten wettgemacht werden können. (Thomas Oesch & Kilian Künzi, 
2008, S.82/83) 
In der Stadt Luzern wurde 2013 eine Genossenschaft gegründet, um das Modell KISS als Zeit-
gutschriften-Modell einzuführen mit dem Ziel und Anreiz, genügend Freiwillige zu finden. Es wird 
ebenfalls von der 4. Säule gesprochen. Die Masseinheit ist eine Stunde, welche als Zeitgutschrift 
gutgeschrieben wird. Die Art der Leistungen hat für die Gutschrift keine Bedeutung. 
Das im Vorarlberg diskutierte Zeittauschmodell sieht vor, dass für die von Freiwilligen übernom-
menen Aufgaben, welche die Gemeinde finanziell überfordern, Zeitgutschriften in Form von 
„ZwEITgeld“ gutgeschrieben wird. Diese Gutschriften können zur Begleichung von Steuern und 
Gebühren verwendet werden. Die Organisation müsste überregional gelöst werden, da kleine 
Kommunen damit überfordert wären. Das Salz der kommunalen Demokratie beruht auf Innova-
tionen der Zivilgesellschaft. (Gernot Jochum-Müller, 2010, S.217-218) 
Jochum-Müller (2010) erwähnt, dass der Talente -Tauschkreis Vorarlberg, als privater Verein für 
organisierte Nachbarschaftshilfe 2010 gegründet, von verschiedenen Vereinen und kleinen Fir-
men genutzt wird. Es beteiligten sich bereits 1800 Personen. 100 Talente entsprechen einer 
Stunde. Kommt Geld ins Spiel, muss umgerechnet werden. Der (oder die) Leistungserbringende 
kann mit einer Stunde Arbeit 100 Talente auf seinem Verrechnungskonto gut schreiben, die be-
ziehende Person hat auf ihrem Konto 100 Talente im Minus. „Den Leistungserwartungen steht 
ein Leistungsversprechen gegenüber“ (Jochum-Müller 2010, S.287), es sind sogenannte wech-
selseitige Kreditsysteme. Um die Kommunikation und die Vernetzung zu gewährleisten, damit 
gebucht werden kann, werden Onlineplattformen zur Verfügung gestellt. Zusätzlich findet im All-
gemeinen monatlich ein Treffen statt, um sich kennen zu lernen und Tauschgeschäfte zu ver-
einbaren. „In der Schweiz und in Österreich gibt es je etwa 40 solcher Systeme, in Deutschland 
etwa 300“ (Jochum-Müller, 2010, S.287) In den meisten Systemen beteiligen sich 20 bis 200 
Mitglieder. Die Verwaltung wird im Allgemeinen von Bildungseinrichtungen, Gemeinden oder 
Regionalentwicklungsbüros organisiert und finanziell getragen. Eines der ältesten Systeme gibt 
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es bei Bethel, einer Behindertenorganisation in Deutschland. Sie ist über 100 Jahre alt. In Ös-
terreich und Deutschland gilt für diese Systeme die Steuerpflicht. 
Im Tauschkreis Vorarlberg mit seinem speziellen Tauschsystem werden die Mitarbeitenden etwa 
zu 50% der geleisteten Stunden mit Talenten entlohnt, der Rest wird ausbezahlt. Es wird be-
merkt, dass das Team seit Jahren mit einer Regelmässigkeit jährlich bis zu 30‘000 Stunden 
Freiwilligenarbeit leistet, welche mit durchschnittlichen Stundenansätzen nicht finanzierbar wä-
ren (Gernot Jochum-Müller, 2010, S.292). 
In der kommerziellen Welt sind Tauschsysteme schon lange etabliert. Es wird die WIR Bank in 
Zürich, (bargeldloser Zahlungsverkehr unter den Teilnehmenden), Systeme mit Bonuspunkten 
etc. erwähnt.  
Für den Sozial- und Gesundheitssektor ist dieses System neu und es gelten auch andere Vo-
raussetzungen. Pflege und Betreuung wird von der Familie, den Angehörigen, und Nachbarn 
geleistet und ergänzen damit die Arbeit professioneller Dienstleistenden. Im Zusammenhang mit 
den geringer werdenden professionellen und finanziellen Ressourcen in der Pflege, wird über 
den Einsatz von Freiwilligen und deren Abgeltung diskutiert. Dabei geht es um eine liquidierende 
Transaktion. Jochum Müller (2010) meint, dass dies einen befreienden Aspekt hat, aber - „….in 
einer gegenseitige Verbindlichkeit zu bleiben und Verantwortung gegenüber anderen zu über-
nehmen“ (Jochum-Müller 2010, S.290), in der Freiwilligenarbeit wichtig ist.  
 
7.10.3   Problematik von Sozialzeitausweis, Gutschriften und Steuerabzügen 
In einem Artikel der Zeitschrift: Neue Wege (2001), nimmt Eva Nadai Stellung zum Thema Frei-
willigenarbeit und Gutschriften bei der Sozialversicherung und zu den Steuerabzügen für Zeit-
spenden. Sie meint, dass die Empfänger der Gutschriften eher die sozial und finanziell privile-
gierte Schicht der Bevölkerung betreffen würde. Dieses System würde einen grossen administ-
rativen Aufwand bedeuten, um allenfalls in vielleicht 30 Jahren eine AHV Gutschrift zu erhalten. 
Überdies müssten die geleisteten Stunden auch kontrolliert werden. Da in den Vereinen und 
Ämtern vermehrt Männer Freiwilligendienst leisten, würden diese Gutschriften auch mehrheitlich 
den Männern zugutekommen, denn, warum sollte die Freiwilligenarbeit in einem Sportverein 
weniger Wert sein als die Arbeit für den Frauenverein. Die Gesellschaft müsste definieren, was 
als nützliche Arbeit honoriert werden soll. Weitere Ungleichgewichte zwischen Mann und Frau 
würden entstehen. Ein wichtigeres Anliegen wäre, dass die nichterwerbstätigen Frauen mehr 
Anerkennung erhalten. Dies kann durch Weiterbildung und Qualifikation geschehen. Mit dem 
Sozialzeitausweis kann eine Bestätigung für die erbrachte FA ausgestellt werden, die beim Wie-
dereinstieg in den Arbeitsmarkt von zukünftigen Arbeitgebern als Leistungsnachweis anerkannt 
werden sollte. In den USA wird dies bereits praktiziert (Nadai 2001, S.143). 
Unter Qualifizierungsmassnahmen – Sozialzeitausweis führt Eva Nadai (2004) aus, dass nur bei 
Personen mit einem formalen Ausbildungsabschluss die Kompetenzen, welche bei Freiwilligen-
arbeit gewonnen werden konnten, als Zusatzqualifikation Gewicht haben. Sie meint, dass 
Frauen in der Weiterbildung, verglichen mit den Männern, in einer schlechteren Ausgangslage 
stehen. Den bei der Freiwilligenarbeit erworbenen Sozialkompetenzen misst sie weniger Ge-
wicht bei, wenn es um eine Stellenbewerbung geht, als der Weiterbildung bei Männern mit der 
Möglichkeit des Erwerbes eines Fachdiplomes (S. 94-95). 
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Barbara Vogt-Holliger (2004) befasst sich mit den Fördermöglichkeiten von Freiwilligenarbeit. 
Sie überlegt die Konsequenzen für die FA, wenn niemand mehr „Lust“ hat, sich zu engagieren 
und der Bedarf an Freiwilligen steigt. Sie sieht die Möglichkeit beim Erwerb von fachlichen, or-
ganisatorischen, planerischen und kommunikativen Kompetenzen, die einen Wiedereinstieg ins 
Erwerbsleben erleichtern sollten. Deshalb befürwortet sie den Sozialzeitausweis auszustellen, 
denn es bedeutet das Festhalten und Anerkennen der Leistungen. Mit der Förderung und Aner-
kennung dieser Sozialkompetenzen gewinne und binde ein Betrieb auch Angestellte.  
Die Erfahrung hat gezeigt, dass Sozialzeitausweise in vielen kantonalen Verwaltungen, im Ge-
gensatz zur Wirtschaft, bereits anerkannt sind. Eine Untersuchung 2002 durch das Institut für 
Arbeits- und Organisationspsychologie der ETH und der Schweizerischen Gemeinnützigen Ge-
sellschaft hat ergeben, dass 65 % der Firmen die FA befürworten und dafür Zeit, Geld oder 
Infrastruktur zur Verfügung stellen. Dies wird „corporate volunteering“ genannt und soll ein In-
strument für die Personalentwicklung und der positiven, öffentlich wirksamen, Imagepflege des 
Betriebes, darstellen. (Vogt-Holliger 2004, S.104-106). 
Ein Beispiel dafür mag eine Bankangestellte sein, die während ihrer letzten 8 Jahre vor der Pen-
sionierung, durch ihre Bank ein Freiwilligenengagement als Besucherin von Gefangenen hatte. 
Sie sei auf diese Tätigkeit vorbereitet worden und habe persönlich sehr davon profitiert. Als Pen-
sionierte hat sie sich nun für den Besuchsdienst in der Gemeinde gemeldet. 
 
7.10.4   Monetarisierung der Freiwilligenarbeit 
Olaf Ebert (2010, S.273-285) äussert sich über die „Monetarisierung der Freiwilligenarbeit in 
Deutschland“. Es wird über die gleichen Probleme wie in der Schweiz diskutiert, nämlich der 
zunehmenden Aufgaben für die Gemeinden bei rückläufigen Haushaltsbudgets. Hier wird für 
öffentliche und gemeinwohlorientierte Belange von einem zweiten und dritten Arbeitsmarkt ge-
sprochen.  
Dabei ist zwischen Ehrenamt und Freiwilligenarbeit zu unterscheiden. Das bezahlte Ehrenamt 
gibt es seit einigen hundert Jahren. Es betrifft die Übernahme von Verantwortung in der Politik, 
Berufsverbänden und der Wirtschaft. Der Begriff von Aufwandsentschädigung beinhaltet sowohl 
das Entgelt für Auslagen sowie die Entschädigung für den Zeitaufwand. Die Begriffe von Ehren-
amt und freiwilligem Engagement wird nicht überall gleich verwendet, so dass auch über die 
Vergütung keine genaue Aussage gemacht werden kann. Eine Vergütung steht im Zusammen-
hang mit dem Zeitaufwand und wird meist nach Stunden- oder Tagesansätzen bezahlt. Auch 
diese können sehr unterschiedlich ausfallen, von 1 Euro bis zu 10 Euro pro Stunde. Es werden 
z.B. reduzierte Steuerpflichten gewährt oder Anerkennungsbeiträge in Form von Ermässigungen 
bei Eintritten oder der Kauf von ermässigten Gütern ermöglicht. Des Weiteren werden Zeitkonten 
für Dienstleistungen eingeführt mit dem Anspruch auf eine adäquate Gegenleistung oder den 
Zeitumfang. Finanzielle Entschädigungen werden angeboten, wenn für staatliche Aufgaben und 
rechtlich garantierte Leistungen, Freiwillige gesucht werden. Dies betrifft z.B. die freiwillige Ver-
sorgung von Pflegebedürftigen mit der Begründung, dass die ehrenamtliche Leistung dann plan-
barer und verlässlicher ausgeführt werden könne (Ebert, 2010).  
Mit der Interpretation nach Hanspeter Znoj ist die Freiwilligenarbeit mit den verschiedenen Arten 
von Gutschriften eine liquidierende Transaktion, der Prozess ist abgeschlossen. 
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Es kann wie bei Eva Nadai nach der Gerechtigkeit gefragt werden, wenn in einer Organisation 
für FA eine Entschädigung ausgerichtet wird, in der anderen nicht.  
 
7.11 Mischform (genannt hybride Form) von professioneller und frei-
williger Arbeit 
Eine Untersuchung über das Sozialzeit-Engagement der Stiftung Pro Senectute im Kanton St. 
Gallen von Markus Kocher (2012) befasst sich mit dem Einsatz von Personen für die Haushilfe 
bei Betagten. Die Einsätze befinden sich an der „Schnittstelle zwischen Erwerbs- und Freiwilli-
genarbeit“ (Kocher 2012, S.18). Die Nachfrage nach Unterstützung im Haushalt ist in den letzten 
Jahren kontinuierlich gestiegen. Im Bericht von Pasqualina Perrig-Chiello und François Höpflin-
ger (2012) wird festgestellt, dass neben dem Einsatz der Spitex die Unterstützung für den Haus-
halt ein zunehmendes Bedürfnis ist. Offenbar bedeutet die Inanspruchnahme der Haushilfe aber 
für viele alte Menschen eine finanzielle Belastung. Das Problem, dass die Hilfe durch verschie-
dene Angestellte der Spitex ausgeführt wird und diese unter Zeitdruck stehen, daneben die Ar-
beit genau definiert ist und kaum einen Spielraum lässt, wird zum Teil von den Beteiligten als 
negativ und belastend empfunden.  
Im Kanton St. Gallen war die Pro Senectute einzige Anbieterin von Haushilfediensten während 
20 Jahren (seit 1958). Erst Ende der 70er Jahre wurde dieser Dienst auch in den Leistungska-
talog der Spitex aufgenommen. Im Kanton St. Gallen wurde dieses Angebot trotzdem weiter 
durch die Pro Senectute aufrechterhalten. 1996 mit der Einführung des neuen KVG (Kranken-
versicherungsgesetz) wurden bezüglich der Arbeit der Haushelferinnen neue Standards gesetzt. 
Hilfe bei der Körperpflege als Beispiel wurde als kassenpflichtige Leistung definiert und mit be-
stimmten Auflagen verbunden. „Insgesamt lässt sich seit 1996 eine Verlagerung von Hilfe und 
Betreuung hin zur Pflege konstatieren. Dieser „Trend“ hält weiter an.“ (Markus Kocher, 2012, 
S.9) 
Für die Definition der „Sozialzeit“ bezieht sich Kocher auf eine Aussage von Mäder (1999:99) 
und bezeichnet sie als „dritte Zeitkategorie“, welche dazu dient, Arbeit, die der Gesellschaft nütz-
lich ist, organisiert zu erbringen. Das gegenseitige Helfen sollte als selbstverständlich angese-
hen werden. Es wird dabei auf Zeitgutschriften, Talente etc., hingewiesen. Im Unterschied zur 
Erwerbsarbeit hat die Sozialzeitarbeit eine altruistische Komponente; die Bedeutung von Geld 
steht im Hintergrund. 
In der Praxis bedeutet die finanzielle Seite für dieses Sozialzeit-Engagements jedoch ein Anreiz. 
Beim bezahlten Sozialzeitengagement der Pro Senectute St. Gallen wird ein Stundenlohn von 
Fr. 22.- brutto bezahlt. Dieser lässt sich mit dem Brutto-Mindestlohn für Hausangestellte von 
zwischen Fr. 18.20 und Fr. 22.- vergleichen, der 2011 für die ganze Schweiz festgelegt worden 
ist. Er liegt bei der Pro Senectute somit im oberen Bereich (Kocher, S.11). Der Haushilfe, ange-
stellt bei der Spitex, werden höhere Löhne bezahlt. Betreibt nun Pro Senectute Lohndumping 
und konkurrenziert die Spitex im gleichen Dienstleistungssegment? Oder wird damit FA gross-
zügig abgegolten, die damit keine Freiwilligenarbeit mehr ist? 
Neben dem Lohnanspruch besteht ein klares Arbeitsverhältnis mit Kündigungszeit und Sozial-
versicherungen. Die Frage zur Widersprüchlichkeit eines Sozialzeitengagements und Honorie-
rung der Arbeit begründet Pro Senectute damit, dass bewusst nur Amateure und keine Profis 
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angestellt werden, keine Garantie auf ein festes Einkommen besteht und sich die Freiwilligen 
mit altruistischer und nicht mit finanzieller Motivation bewerben müssen. Weitere Gründe sind 
die freie Arbeitsgestaltung. Bei der Befragung einer Floristin äusserte diese sich über die Höhe 
der Entschädigung positiv überrascht, erzielte sie doch in ihrem Beruf einen nur gering höheren 
Lohn. Die Teilzeitarbeit bei der Pro Senectute, für sie als Mutter, kam ihr entgegen (Markus 
Kocher S.37). 
Bei einem telefonischen Interview mit der Leiterin der Pro Senectute St. Gallen im Juli 2014 
erklärte sie, dass beim Arbeitseinsatz darauf geachtet werde, dass die Haushelferinnen immer 
die gleichen Personen betreuen und sie ihre Arbeitsstunden selber einteilen können. Auch sollte 
das Arbeitsausmass nicht mehr als 50% einer normalen Monatsarbeitszeit betragen. 
Die Freiwilligenarbeit als Haushilfe bei der Pro Senectute hat neben der Honorierung andere 
Stellenwerte wie z.B., noch eine Aufgabe zu haben, Sinnstiftung und Beschäftigung im Pensi-
onsalter, noch nützlich zu sein, neue Beziehungen zu knüpfen, usw. Es werden zum Teil auch 
nicht alle Stunden, welche die Haushilfe beim Klienten verbringt, verrechnet. Zeit zu haben, eine 
Beziehung zu pflegen, genug Zeit für Gespräche zu haben, nicht unter Zeitdruck zu stehen, sind 
wichtige Kriterien für dieses Engagement. 
Eine Studie von Regula Ruflin (2012) für die Pro Senectute St. Gallen: “Befragung der Mitwir-
kenden im Sozialzeit-Engagement“ ergab folgendes Bild: 
 Alter der Befragten 38.4% 0-59 Jahre, 61.6% 60-100 Jahre alt. 
 Geschlechterverteilung: 84.5% sind Frauen, 15.5% sind Männer 
 Tätigkeit: Haushilfe 58,3%, Mahlzeitendienst 3.3%, Steuererklärung 57%, Kurse und 
Gruppen 19.6%. (Der Rest verteilt sich auf verschiedene Funktionen) 
 
Die Einsatzzeit pro Monat beträgt bis zu 10 Stunden oder dann über 20 Stunden, bei Frauen 
mehr als bei Männern. Das Sozialzeitengagement dauert von 1 bis 31 Jahre, dabei ist die Mehr-
heit über eine Zeitdauer zwischen 6 und 15 Jahren beteiligt. 
Die finanzielle Honorierung ist für 64.2% der Frauen wichtig und 17,7% sehr wichtig, für 32.5% 
der Männer wichtig und für 3,8% sehr wichtig, dies bei den unter und über 60 Jährigen. (S.26) 
Die Honorierung wird vor allem bei geschiedenen, alleinerziehenden und verwitweten Frauen 
als wichtiges Einkommen angesehen, auf das man angewiesen ist. Für besser situierte Frauen 
bietet das Zusatzeinkommen Unabhängigkeit und die Möglichkeit, sich spezielle Dinge leisten 
zu können. 
Von den Sozialzeit-Engagierten werden im Zusammenhang mit der Honorierung Verbesse-
rungsvorschläge gemacht, vor allem im Hinblick auf den zukünftig steigenden Bedarf an Haus-
hilfe infolge der Altersentwicklung. Sie wünschen sich ein Krankentaggeld, die hohen Sozialhil-
feabzüge werden bemängelt und bessere Entschädigungen für Weiterbildung gefordert (S.34). 
Im Gesamten herrsche aber eine sehr hohe Zufriedenheit bei den Sozialzeit Engagierten (Ruflin, 
2012, S.39). 
In St. Gallen wird diskutiert, ob es sich beim Sozialzeit-Engagement wirklich um eine ehrenamt-
liche Tätigkeit handle oder eine Arbeit mit Dumpinglöhnen. Argumentiert wird, dass die mit wenig 
41 
______________________________________________________________ 
Hochschule Luzern HSLU, MAS Alter und Gesellschaft, 2014 
Prestige behaftete Arbeit durch die Bezahlung aufgewertet werde und dies „ein wichtiger Be-
standteil der Anerkennung ist“ (Regula Ruflin, 2012, S.26). Die Pro Senectute begründet die 
Komponente der Freiwilligkeit beim Sozialzeit-Engagement der Haushilfen, neben dem regulä-
ren Lohn, einen geringen Verpflichtungsgrad zu haben und „dass der Verdienst kein Auskom-
men ermöglichen soll.“ (Markus Kocher, 2012, S.65) 
 
Stellungnahme zur Bezahlung des Haushilfedienstes durch die Pro Senectute 
Bei Benevol, Dachorganisation für Freiwilligenarbeit in der Schweiz wird festgehalten: „Sobald 
eine Tätigkeit mit einem Gehalt abgegolten wird, gehört sie in den Erwerbsbereich“ (Kocher 
2012, S.52). Herbert Amman, Geschäftsleiter der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesell-
schaft warnt vor Dumpinglöhnen in einem realen Markt und von „     Kompensation für die tiefe 
Bezahlung von Sozialengagement zu sprechen“ (Kocher 2012, S.53). 
Eigene Stellungnahme: Die Bezahlung des Haushilfedienstes in St. Gallen mit diesem niedrigen 
Vergütungsansatz entspricht einem Niedriglohn für qualifizierte Arbeit. Die zusätzliche Betreu-
ung, für welche offenbar auch Zeit aufgewendet wird, könnte der „Freiwilligenarbeit“ ohne Be-
zahlung zugeordnet werden. Die geleistete Arbeit pro Zeit müsste durch einen marktüblichen 
Lohn entschädigt und die Abgrenzung zur FA genau definiert werden. 
 
7.12 Sozialkapital durch Freiwilligenarbeit und Alterspflege in der 
Schweiz 
Die informelle Freiwilligenhilfe wird auf ganz verschiedene Arten geleistet, sei es bei der Betreu-
ung oder Pflege der Nachbarn, der betagten Eltern, Verwandten, Hüten von Kindern und Enkel-
kindern, Garten- oder Hausarbeit für Nachbarn, Einkaufen in Vertretung oder in Begleitung mit 
Betagten. Die Palette der Freiwilligenhilfe ist gross. Sie wurde aber bis jetzt nur wenig unter-
sucht, da sie nur schwer fassbar ist. Jürg H. Arpagaus und Marc Höglinger (2006) meinen, dass 
das primäre Engagement für Freiwilligenhilfe oft aus der Situation heraus entsteht und sich dann 
in ein kontinuierliches Engagement entwickelt. Am stärksten ausgeprägt ist die Freiwilligenhilfe 
in der Familie und in der Verwandtschaft. Weil bei der Pflege aber immer spezifischere Kompe-
tenzen notwendig sind und sie zeitlich aufwendig ist, ist dafür professionelles, bezahltes Perso-
nal gefragt. Arpagaus et al. (2006) sind deshalb der Meinung, dass das freiwillige Engagement 
nicht als Ersatz für den in Zukunft zu erwartenden Mangel an Pflegepersonal sei (S.115). 
François Höpflinger (2012, S.73) erwähnt, dass eine gute Nachbarschaft nicht selbstverständlich 
ist. Sie ist, neben anderen Kriterien, mit der Wohngegend und Wohndauer am selben Ort ver-
knüpft. Sie wird mit der Handhabung von Sozialbeziehungen in Verbindung gebracht, welche 
sehr unterschiedlich wahrgenommen werden. 
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7.13 Unterstützung von pflegenden Angehörigen durch Freiwillige 
Verschiedene Studien wurden 2012 im Buch von Pasqua Perrig-Chiello und François Höpflinger: 
„Pflegende Angehörige älterer Menschen“ zusammengefasst. Neben der Beschreibung der De-
mographie des Alters zeigen sie unter anderem Probleme, Bedürfnisse und Ressourcen, sowie 
die Folgen für das Gesundheitswesen auf. Mit der erhöhten Lebenserwartung stieg die Zahl der 
pflegebedürftigen alten Menschen in den letzten Jahrzehnten stetig an und wird weiter zuneh-
men. Die Langlebigkeit bedeutet eine Herausforderung an die Versorgungssysteme bezüglich 
Pflege, Betreuung und deren Finanzierbarkeit. Ein grosser Anteil an Betreuungs- und Pflegear-
beit wird schon heute nicht von kommerziellen Leistungserbringenden, sondern von Angehöri-
gen erbracht. Dies sind einerseits die Ehepartner, aber auch Kinder, vor allem die Töchter. Die 
körperliche wie die psychische Belastung und Beanspruchung durch die Pflege ist enorm. Nicht 
selten kommen Familienangehörige an ihre Belastungsgrenze, vor allem, wenn es sich um be-
tagte Partner mit eigenen gesundheitlichen Problemen handelt, welche die Pflege übernehmen.  
Der Grundsatz im Gesundheitswesen, ambulant vor stationär, bedingt neben der Unterstützung 
durch die Spitex, die Übernahme von Pflegeleistungen durch Angehörige. Lösungsmöglichkei-
ten für das Problem des zukünftigen Mangels an Pflegepersonal müssen gesucht werden. So-
fern nicht spezifisch medizinische Behandlungen durchgeführt werden müssen, kann die soge-
nannte Grundpflege, wie Körperpflege und Hilfe beim An- und Ausziehen, auch von Drittperso-
nen übernommen werden. Angehörige müssten entlastet werden, damit sie über lange Zeit eine 
Pflege und Betreuung wahrnehmen können. Die Freiwilligenhilfe zur Entlastung der Angehöri-
gen muss vor allem im Rahmen der Betreuung und nur für einfache Pflegeverrichtungen gese-
hen werden. Neben dem Ausbau der Entlastungsmöglichkeiten in Institutionen mit einem Ange-
bot von Tages- und Nachtbetreuung sowie Ferienbettangebote, sollten auch Freiwillige mit al-
lenfalls spezifischer Schulung in der Lage sein, für z.B. einen halben Tag eine Betreuung zu 
übernehmen. 
Somit stellt sich die Frage: Besteht in Zukunft die Möglichkeit, die Angehörigen vermehrt durch 
Freiwillige zu entlasten? Die Spitex Eglisau bietet schon seit längerem ein Zusatzangebot zur 
Entlastung von Angehörigen an. Bei der Nachfrage über allfällige Einsätze wurde erklärt, dass 
diese Möglichkeit der Hilfe noch kaum benutzt werde, obwohl die Stunden der Angestellten 
durch die Spitex-Stiftung mitfinanziert und so den Bezüger finanziell nicht gross belasten wür-
den. 
Aktuell wird in der Öffentlichkeit (Politik) diskutiert, ob und wie pflegende Angehörige in der Lang-
zeitpflege entlohnt werden könnten. Sollen Arbeitsreduktionen und deshalb Lohneinbussen we-
gen der Pflege von Angehörigen vergütet werden? 
 
7.14 Erfahrungen bei der Rekrutierung von Freiwilligen für den Be-
suchsdienst 
Die Suche nach Freiwilligen für den Besuchsdienst in den letzten 8 Jahren unter neu Pensio-
nierten hat gezeigt, dass entweder die Bereitschaft oder die Möglichkeit für ein Engagement nur 
gering ist. Die Angefragten wollen ihre neu gewonnene Unabhängigkeit nicht durch ein regel-
mässiges Engagement beschneiden lassen. Ein weiterer Grund ist das Engagement für die Be-
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treuung oder Pflege der eigenen, hochbetagten Eltern oder das regelmässige Hüten von Enkel-
kindern. Zur Rekrutierung neuer Mitglieder für den Besuchsdienst wurde 2007 die Befragung 
schriftlich mit einem anschliessenden telefonischen Kontakt durchgeführt. Von 33 Befragten ha-
ben sich 6 Personen für den Besuchsdienst angemeldet, davon 1 Mann. Bei einer weiteren Be-
fragung 2008 von 23 Personen konnten 4 neue Besucherinnen engagiert werden, 2 weitere 
meinten, sie würden sich allenfalls zu einem späteren Zeitpunkt melden.  
Einige ältere Besucherinnen und Besucher, die sich zum Teil seit über 20 Jahren für den Be-
suchsdienst engagieren, sind in den letzten Jahren zurückgetreten. Einige sind gestorben.  
Seit 2011 haben sich 10 junge Mütter mit Kindern im Kindergarten- und Primarschulalter für den 
Besuchsdienst gemeldet. Die Etablierung der durchgängigen Kindergarten- und Schulzeit von 
8.00 bis 12.00 Uhr scheint die Möglichkeit für ein solches Engagement zu begünstigen.  
 
7.15 Erkenntnisse über Freiwilligenarbeit 
Es ist auch heute möglich, neue Freiwillige für ein Engagement zu finden. Erfreulicherweise sind 
es nicht nur Pensionierte, sondern auch junge Frauen mit einer Familie, welche sich für alte 
Menschen engagieren. 
Bei der Freiwilligenarbeit treffen Personen zusammen, die gegenseitiges Vertrauen aufbauen 
müssen. Zeit wird geschenkt; das Geschenk darf ohne das Gefühl, etwas schuldig zu sein, ohne 
Gegenleistung angenommen werden, obwohl viele Besuchte das Bedürfnis haben, etwas zu-
rückzugeben. Somit ist dies eine liquidierende Transaktion. Im Gegensatz zur liquidierenden 
Transaktion mit abgeschlossener Beziehung bleibt hier die Beziehung trotzdem bestehen. Über 
diese sozialen Kontakte finden die Engagierten eine neue Tätigkeit, es können Freundschaften 
entstehen. Neue Kompetenzen und Erfahrungen vermitteln den Freiwilligen Zufriedenheit und 
die Gewissheit, im beruflichen oder auch nachberuflichen Alltag, einer weiteren sinnvollen Tä-
tigkeit nachzugehen. Die informelle Hilfe in der Nachbarschaft oder bei Freunden stärkt die so-
zialen Beziehungen und die Sicherheit bei den Personen, welche die Hilfe erhalten. 
Die Frage stellt sich, wie kann die Nachbarschaftshilfe kleinräumig, ohne grossen organisatori-
schen und administrativen Aufwand gestärkt werden, um Betagten und Behinderten, neben der 
professionellen Pflege durch die Spitex, den sicheren Verbleib in ihrem angestammten Umfeld 
zu ermöglichen und zu sichern. Mit der Organisation der Vernetzung soll dies gelöst werden. 
 
7.16 Persönliche Stellungnahme: 4.Säule, Zeitgutschriften, Zeit-
tauschmodelle 
Die Frage, ob neue Modelle für die Freiwilligenarbeit wie die 4. Säule eingeführt werden sollen, 
um allenfalls neue Mitarbeitende zu finden, wurde in der Arbeitsgruppe eglisau60plus gestellt. 
In Eglisau bestehen in den Quartieren Strukturen, bei denen sich die Bevölkerung noch mehr-
heitlich kennt. Durch die vielfältigen Engagements bei Vereinen, den Kirchen oder Parteien sind 
den jüngeren Bewohnern und Bewohnerinnen die älteren noch bekannt. Beim Projekt der Ar-
beitsgruppe e60+ für die Sicherstellung der Betreuung der Betagten in den Quartieren, sollte 
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das Engagement für Nachbarschafts- und Freiwilligenhilfe ohne Zeitgutschriften oder Zeit-
tauschmodelle möglich sein. Es wird damit gerechnet, dass genügend Personen zur Erfüllung 
der Wünsche der Betagten zur Verfügung stehen werden. Die bereits bestehende Nachbar-
schaftshilfe soll unterstützt und ergänzt werden. 
 
 
8 Neue Technologien für die Kommunikation 
Die Betreuung und die Sicherstellung der Notfallkontakte mit den Betagten können von den 
neuen Technologien profitieren. Neben dem aktuellen und am meisten verwendeten System des 
Notfallknopfes -, er kann z.B. am Arm getragen und damit ein Alarm bei der Spitex und bei 
ausgewählten Personen ausgelöst werden -, sind neue, verbesserte Angebote auf dem Markt. 
Als Beispiel bietet das Rufgerät „GeoCare Mobile“ neben dem Notfallknopf eine Gegensprech-
anlage an, die einfach zu bedienen ist. Falls erwünscht, ist es möglich, eine Kamera für die 
Sicherheit in der Wohnung zu montieren. Ein mobiles GPS-Gerät kann bei Spaziergängen mit-
genommen werden, damit bei Problemen oder einem Unfall die Person geortet werden kann.  
Andere Systeme auf Handys oder Tablets mit einfacher Anwendung sind in Entwicklung, um die 
Kommunikation für ältere Menschen zu vereinfachen. Für die Organisation des Netzwerkes, Be-
dürfnisse kleinräumig in den Quartieren abzudecken, sind solche Technologien in naher Zukunft 
zu prüfen.  
 
 
9 Quartierprojekt für den Ausbau der Nachbarschaftshilfe 
und Förderung der Freiwilligenarbeit 
 
Das Wohlbefinden im Alter und die Sicherheit im Alltag hängen von verschiedenen Faktoren ab. 
Es gibt Grundbedürfnisse, die für jeden einzelnen etwas abweichen können. Sie sind aber wich-
tig für die Lebensqualität und die Sicherheit im fortgeschrittenen Alter.  
Der kulturelle Hintergrund hat einen massgeblichen Einfluss an der Entwicklung des Individu-
ums. Rainer Fretschner (2014) ist der Meinung, dass die Schule einen wichtigen Auftrag zur 
Entwicklung der kulturellen Basis für das Leben hat, wenn das zu Hause nicht erfolgt. Die struk-
turelle und kulturelle Ungleichheit, die institutionelle Diskriminierung setzt sich fort bis ins Alter. 
Dies hat einen Einfluss auf die Gesundheit, auf die Morbidität und die Mortalität.  
Die Verbesserung des behinderungsfreien Lebens bis ins hohe Alter erfordert die Sensibilisie-
rung der ganzen Bevölkerung für Prävention. Beispiele für Krankheiten sind die zunehmenden 
Herz-Kreislauferkrankungen, Adipositas und Krebsleiden. Mit Vorsorge und Schulung zur Ver-
hinderung der Krankheit, würden weniger invalidisierende Spätfolgen entstehen. Präventive 
Hausbesuche durch geschulte Freiwillige könnten dazu einen Beitrag leisten. 
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Lebensqualität und Sinnstiftung im Alter 
         Eigene Altersbilder 
        Bildung und Kultur 
       Familiäre, nachbarschaftliche Netzwerke 
      Frühere Berufstätigkeit, Weiterarbeit nach 65 
     Lebenssinn, Spiritualität 
    Partnerschaft, Sexualität 
Lebensqualität im Alter 
    Freundeskreis hegen und pflegen 
     Gesundheit (kulturelle Unterschiede in Morbiditäten) 
      Partizipation, Mobilität, kulturelles Kapital 
       Wohnumfeld, Standortwahl 
        Technische Sicherheit  
         Soziale Verantwortung 
           Einkommen 
Rainer Fretschner (2014) 
Abbildung 13, eigene Darstellung 
 
 
Eine steigende Anzahl von Hochbetagten wohnt zu Hause. In naher Zukunft ist ein Mangel an 
Pflegekräften prognostiziert. Für die Finanzierbarkeit der Betreuung braucht es zusätzliche An-
gebote, z.B. mit ergänzenden Leistungen durch Freiwillige, um das sichere Wohnen zu Hause 
zu ermöglichen. 
Die Vision dieses Projektes ist, wenn möglich kleinräumig im Quartier, die verschiedenen Be-
dürfnisse durch Anbietende abdecken zu können, um die Sicherheit der Betagten zu fördern. Es 
gilt herauszufinden, ob die Wünsche für die Unterstützung der älteren Menschen, aber auch 
Bedürfnisse der Jungen, erfüllt werden können und wer welchen Dienst anbieten möchte. Das 
Projekt soll auf einer partizipativen Grundlage entstehen. Die ältere Generation soll miteinbezo-
gen und ihre Ressourcen genutzt werden. Ein Miteinander ist möglich, wenn die Generationen-
beziehungen gestärkt werden. 
Wenn möglich sollen die unter „Senioren für Senioren, Junge für Senioren“ beschriebenen 
Dienste durch Nachbarschaftshilfe oder durch zum Teil speziell geschulte Freiwillige angeboten 
werden. (Schulung der Freiwilligen z.B. für Treuhanddienst: durch Pro Senectute, für den Be-
suchsdienst mit Einführungs- und Weiterbildungskursen sowie Erfahrungsaustausch etc.) 
Mit dem Pilotprojekt in einem Quartier sollen Erfahrungen bezüglich der Praktikabilität der Ver-
mittlung von Diensten, der Zufriedenheit der Bezüger wie auch der Freiwilligen geprüft werden. 
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Senioren für Senioren, Junge für Senioren 
         Haushaltshilfe 
        Gartenhilfe 
       Einkaufen 
      Kleine Reparaturen 
      Renovationsarbeiten 
     Einkaufen mit Begleitung oder Vertretung 
    Fahrdienst zur SBB, Kirche, Veranstaltungen 
   „Briefkastenkontrolle“, Anrufkontrolle 
Drehscheibe 
„Schwarzes Brett“ 
   Tierpflege, Pflanzenbetreuung, Ferienablösung 
    Unterstützung bei Korrespondenz, Treuhandberatung 
     Aufsuchender Besuchsdienst 
      Begleitung zu kulturellen Veranstaltungen 
       Unterhaltung-, Spielnachmittag 
        Entlastung Angehöriger 
         Handy- Computersupport 
Abbildung 14, Eigene Darstellung        Mittagstisch 
 
9.1 Bestehende Dienste  
 Der Besuchsdienst deckt regelmässige, wöchentliche Betreuung und Begleitung ab. 
 Die Pro Senectute bietet spezifische Unterstützung, z.B. bezahlte Treuhanddienste an.  
 Die Angebote wie u.a. Mahlzeitendienst, Rotkreuzfahrdienst sollen weiterhin bestehen 
und genutzt werden, da sie langfristige und regelmässige Bedürfnisse abdecken.  
 Podologie, Gedächtnistraining, regelmässig Blutdruck messen etc., welche durch die 
Spitex angeboten werden, sollen weiterhin bestehen.  
 Die Spitex deckt die vom Arzt verordneten Pflege- und Betreuungs- sowie hauswirt-
schaftliche Bedürfnisse ab.  
 Spitex „Komfort-Betreuung“: Das gesetzliche Pflege- und Betreuungsangebot wird mit 
Leistungen ergänzt, welche zusätzlich bezahlt werden müssen. Sie ermöglichen Behin-
derten und an chronischer Erkrankung Leidenden und alten Menschen, weiterhin in ihren 
vier Wänden leben zu können. Es werden hauswirtschaftliche und Betreuungs-Dienste 
angeboten. 
 Seelsorge wird durch die reformierte und die katholische Kirche angeboten. 
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9.1.1 Soziale und finanzielle Fragen 
Informationen über Sozialversicherungen wie AHV, EL, Hilflosen-Entschädigung können im So-
zialamt der Gemeinde oder bei der Pro Senectute erhalten werden.  
Seniorinnen und Senioren wissen aber oft nicht, woher sie Informationen beziehen können und 
sind für eine aussergewöhnliche Situation nicht vorbereitet. Die Stelle für die Informationen muss 
regelmässig publiziert werden. 
 
 Wohnmöglichkeiten mit Pflege, Finanzierung 
 Wohnen mit Dienstleistungen, Finanzierung 
 Hilfsmittel zur Erleichterung des Alltags 
 Spitex-Angebote und deren Finanzierung 
 Generelle Fragen zur AHV und Ergänzungsleistungen 
 Hilflosen Entschädigung 
 Wohnanpassungen für selbständiges und sicheres Wohnen zu Hause 
 Freiwilligendienste und ihre Angebote 
 
 
9.1.2 Erwachsenenschutzrecht, rechtliche Absicherungen 
 
 Vollmachten 
 Vorsorgeauftrag handschriftlich (wirkt über Urteilsunfähigkeit hinaus) 
 Patientenverfügung (regelmässig aktualisieren) 
 Verschiedene Arten von Beistandschaften 
 Testament 
 
Obwohl schon seit vielen Jahren die Erstellung einer Patientenverfügung empfohlen wird, ver-
fügt nur ein kleiner Teil der Bevölkerung über dieses Dokument. (Z.B. nur 25% der im Stadtspital 
Triemli in Zürich eintretenden Patienten können die Patientenverfügung vorweisen.) Dies würde 
den an der Behandlung und der Pflege beteiligten Ärzten und dem Pflegepersonal die Arbeit 
erleichtern. Die wenigsten Leute haben Kenntnis über den Vorsorgeauftrag, der seit der Einfüh-
rung des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechtes 2013 gilt. Ohne diesen Vorsorgeauf-
trag entstehen grosse Probleme nur schon bei der Erledigung von treuhänderischen Arbeiten, 
falls Betroffene ihren Willen nicht mehr Kund tun können. Das ganze Bezahlungswesen, das 
allenfalls Kinder oder Angehörige über Jahre in Vertretung für ihre Eltern oder Verwandte vor-
genommen haben, ist bei eingeschränkter Willensäusserung des Betroffenen seit 2013 nicht 
mehr möglich. Die Kinder- und Erwachsenenschutzbehörde KESB wird über die Fähigkeit und 
Zuständigkeit der Person, diese Aufgaben zu übernehmen, entscheiden, was ein langwieriger 
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und umständlicher Prozess sein kann. Die finanzielle Handlungsfähigkeit ist bis zur Abklärung 
der Zuständigkeit ausgesetzt (persönliche Erfahrung). Die Finanzierung eines Heimaufenthaltes, 
falls Ergänzungsleistungen notwendig werden, kann schwierig sein, wenn keine gültigen Unter-
schriften zu erhalten sind, welche für Anträge an die zuständigen Behörden-Stellen erforderlich 
sind.  
Es wird eine Herausforderung sein, allen erwachsenen Einwohnern, jeglichen Alters, die Dring-
lichkeit einerseits der Patientenverfügung, andererseits des Vorsorgeauftrages, der bei Urteils-
unfähigkeit notwendig wird, (Unfall, Hirnschlag, Demenz…) bekannt zu machen.  
 
9.2 Erweitertes Angebot im Quartiernetzwerk 
Senioren und Seniorinnen wollen nicht nur Hilfe entgegen nehmen, sie haben auch das Bedürf-
nis, selber Hilfestellung für Jüngere anzubieten. Die Hilfe im Klassenzimmer ist gut etabliert und 
wird von vielen Pensionierten praktiziert. Eine Grosselternfunktion zu übernehmen bringt sowohl 
den Eltern, Kindern wie den Senioren und Seniorinnen viel Freude und Befriedigung.  
Unter dem Begriff: Innovage, Pensionierte beraten Junge, setzen Berater und Beraterinnen ihr 
Erfahrungswissen unentgeltlich für nichtprofitorientierte Projekte oder Jungunternehmer und Un-
ternehmerinnen ein. Innovage ist der Begriff für „innovatives Alter“, die beruflichen Erfahrungen 
werden für Beratungsaufgaben genutzt. Das Netzwerk bietet den beteiligten Senioren und Se-
niorinnen eine Austauschplattform. Beratungsfunktionen werden auch ohne beim Netzwerk be-
teiligt zu sein, von Senioren und Seniorinnen wahrgenommen. 
 
 
Senioren für Junge 
          Grosselternfunktion 
         Kinderhüten 
        Spielen, Vorlesen 
       Aufgabenhilfe 
      Freizeitgestaltung 
     Sprache und Kultur für Migranten 
    Handwerkliche Tätigkeiten 
Drehscheibe 
„Schwarzes Brett“ 
    „Innovage“ (Pensionierte beraten Junge) 
     Senioren im Klassenzimmer 
       Berufscoaching 
        Rechtsberatung 
Abbildung 15, Eigene Darstellung 
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9.3 Pilotprojekt Burg: Auswertung Fragebogen 2, August 2014 
Es wurde beim Fragebogen auf die Angabe des Namens aufmerksam gemacht, damit die Per-
sonen nach der Auswertung für Hilfsangebote konkret angefragt werden können. Die Antwort 
wurde verdankt und auf die Konkretisierung hingewiesen, nachdem die Frage der Haftpflicht-
Versicherung für die Freiwilligen abgeklärt werden konnte. 
Entsprechend der Angebote sollte die kleinräumige Organisation der Freiwilligenhilfe möglich 
sein. Es ist geplant, mit minimal organisatorischem Aufwand die Helfenden untereinander zu 
vernetzen und die Stellvertretung zu garantieren. Der sichere Verbleib in ihrem angestammten 
Umfeld soll den Betagten und Behinderten, neben der professionellen Pflege durch die Spitex, 
ermöglicht werden. 
 
Auswertung 
Von 123 angefragten Personen haben 28 Personen geantwortet. 14 Personen bieten Dienste, 
vor allem auf Abruf, an. Bei einer Besprechung im November 2014 erklärten sich die teilneh-
menden Freiwilligen mit der Idee einverstanden, die Dienste mit einfacher Organisation anzu-
bieten. Die Umsetzung sollte anfangs 2015 stattfinden. 
 
Angebot für Nachbarschaftshilfe /Freiwilligenhilfe im Quartier Burg
1x/Wo 2x/Wo 1x/Mt auf Anfrage mache ich schon wünsche ich
Fahrdienst für Einkauf, SBB etc. 4 1 9 3
Einkauf in Vertretung 3 5 2
Begleitung zum Arzt 1 1 5 1
Begleitung, gemeinsamer Besuch 5 2
z.B.Bülach/Zürich, Theater, Kino
Nachbarschaftshilfe 1 2 5
Besuchsdienst 2 1 4 3
Hilfe bei Steuererklärung 1 3
Administrative Unterstützung 1 4 2
Hilfe im Garten 1 2
Hilfe bei Betreuung vom Haustier 1 2
Begleitung Spaziergänge 8 3
Privater Mittagstisch mit anderen 2 1 1 2
Betreuung Mittagstisch im Quartiertreffpunkt 1
Fahrdienst mit Spezialauto für Behinderte 2
Entlastung für pflegende Angehörige
Grosselternvertretung 3
Kinder hüten auf Anfrage 1
Spielen und Basteln mit Kindern 1
Angebote von Diensten im Alters-u.Pflegeheim Weierbach oder Oase am Rhein
Bin bereit mich in einem Pool zu engagieren ja  1 nein 1 spontane Anfrage   4 nein  
Tabelle 16, Quelle: Umfrage Eglisau, August 2014, eigene Darstellung 
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9.3.1 Praktische Rahmenbedingungen, Regelung der Spesenvergütungen 
Die Frage, ob neue Modelle wie z.B. die 4. Säule eingeführt werden sollen, um allenfalls neue 
Freiwillige zu finden, wurde in der Arbeitsgruppe eglisau60plus gestellt. Vorläufig wird dies nicht 
berücksichtigt. 
Bezüglich Spesen wurde in der Arbeitsgruppe e60+ Folgendes vorgeschlagen: 
Regelmässige Fahrdienste für den Einkauf (vorgesehen 1-2 x pro Woche) sollen vom Bezüger 
nicht bezahlt werden müssen. Fahrende erhalten die Spesen vergütet. 
Für spezielle Wünsche wie eine Fahrt zum Bahnhof, Begleitung zum Arzt, (Abgrenzung zum 
Rotkreuzfahrdienst, welcher nur Fahrten anbietet), Coiffeur etc. sollen die selben Tarife als Spe-
senentschädigung wie beim Rotkreuzfahrdienst gelten, innerorts in Eglisau Fr. 7.-, für auswär-
tige Fahrten besteht ein Tarifblatt. Dies sind Fahrspesen, welche vom Benutzer direkt abgegol-
ten werden sollen. Die Abgeltung bei Kino- oder Konzert- und Theaterbesuchen soll vom Beglei-
tenden mit dem Bezüger abgemacht werden (z.B. Bezahlung des Event-Billettes oder km Ent-
schädigung….). 
Die Fahrten und gefahrenen Kilometer sollen notiert werden, um den Nachweis der Bedürfnisse 
aufzeigen zu können. (Gemeinde: Verkehrskonzept, und für den Nachweis bei einer Dienst-
fahrtenversicherung.)  
 
9.3.2 Für das Projekt muss Folgendes abgeklärt und bestimmt werden:  
 Frage der Vereinsgründung 
 Versicherung der Freiwilligen (Fahrdienst, Haftpflicht) 
 Regelung der Spesenvergütung 
 Vorläufige personelle Leitung 
 Organisation für eine nachhaltige Entwicklung der FA 
 Zusammenarbeit mit anderen, bestehenden Diensten in der Gemeinde 
 Überprüfung der Schnittstellen mit den anderen Diensten 
 Finanzbeschaffung zur Ausweitung des Pilot-Projektes über die ganze Gemeinde 
 
Das Pilotprojekt in einem Quartier soll als Versuchsprojekt gestartet werden und damit Erfahrun-
gen bezüglich der Praktikabilität der Vermittlung von Diensten, der Zufriedenheit der Bezüger 
wie der Freiwilligen geprüft werden. Die Stellvertretung unter den Freiwilligen ist die Vorausset-
zung für ein kontinuierliches Angebot.  
Anerkennung soll durch Wertschätzung und Weiterbildung geboten werden.  
Für rechtliche Aspekte können die Unterlagen von Markus Edelmann (2012), „Juristische Noti-
zen zur Freiwilligenarbeit in der Schweiz 2012“, konsultiert werden. 
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9.4 Ideen, Zukunftsperspektiven 
Die politische Behörde übernimmt die Zuständigkeitsverantwortung für Altersfragen und unter-
stützt die Engagements der verschiedenen Teamplayer. 
In der Gemeinde wird eine Anlauf- und Koordinationsstelle für das Alter geschaffen. Sie berät 
Senioren bezüglich verschiedener Dienstleistungen und Sozialversicherungen, Bedingungen für 
Heimaufenthalte und deren Finanzierung sowie generelle altersspezifischen Fragen. 
Die Beratungsstelle könnte in Zukunft auch eine überregionale Anlaufstelle sein. Bei steigendem 
Bedarf kann das „schwarze Brett“ als Drehscheibe bei dieser Stelle angesiedelt werden.  
 
 
10. Diskussion 
Die 1. These, „Seniorinnen und Senioren wohnen zum grössten Teil in ihrer angestammten 
Wohnung oder ihrem Haus und haben keinen Bedarf nach einer Alterswohnung“, konnte mit der 
Befragung in Eglisau im März 2014 bestätigt werden. Mit dem Resultat der Befragung nach den 
Wünschen für das Wohnen im Alter zeigt es sich eindeutig, dass der grösste Teil der 75 Jährigen 
und Älteren so lange wie möglich zu Hause wohnen will. Die Betreuung zu Hause ist mit dem 
ausgebauten Spitex-Angebot über eine lange Zeit möglich. Auch wenn heute ältere Menschen 
den Wunsch für eine Alterswohnung äussern, dies aber erst in einigen Jahren in Frage kommt, 
ist die Unsicherheit für die Bereitschaft zum Umzug gross, denn niemand weiss, wie die Zukunft 
aussieht. Krankheit kann ein Grund für einen raschen Umzug bedeuten. Bei guter Gesundheit 
können Umzugspläne in weite Ferne rücken. Das Erstellen von Alterswohnungen in unmittelba-
rer Nähe zum Alters- und Pflegeheim bietet die Möglichkeit, die von den Betagten gewünschten 
und benötigten Dienstleistungen zu erbringen. Eine Option für die Zukunft wird eher bei Alters-
wohnungen mit Dienstleistungen gesehen, als bei herkömmlichen Alterswohnungen.  
Karin Weiss (Förderprojekte, Age Stiftung) plädiert für „für ein vernetztes Wohnumfeld und funk-
tionierende Alltagsversorgung“ (S.19.) Ambulant vor stationär in einer Gesamt-Versorgungsstra-
tegie funktioniert, wenn das Wohnsystem stimmt, wenn altersgerechter Wohnraum vorhanden 
ist.  
Heute braucht es keine neuen Alters- und Pflegeheime im herkömmlichen Sinne mehr Die Pfle-
gebedürftigen werden heute in ihrer gewohnten Umgebung oder in Wohnungen mit Dienstleis-
tungen gepflegt. Pflegeplätze und Wohngruppen für an Demenz Erkrankte sind hingegen ge-
fragt. Alterswohnungen mit Dienstleistungen, vor allem, wenn sie sich in der Nähe eines Pflege-
heimes befinden, sind in Zukunft der Ersatz für Altersheime. Die Betagten können dort so lange 
wie möglich selbständig leben und bleiben dabei länger aktiv. Sie haben die Möglichkeit, nach 
ihrem individuellen Bedarf, Dienstleistungen zu beanspruchen, z.B. im Pflegeheim essen, die 
Wäsche waschen zu lassen etc. Die Notfallbetreuung kann über das Pflegeheim geregelt wer-
den und bietet die notwendige Sicherheit. Zudem werden im Heim sinnstiftende Tätigkeiten an-
geboten, die auch von Externen besucht werden können. Unter Umständen kann auch das so-
ziale Umfeld wieder verbessert werden. 
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Die rege Bautätigkeit in den letzten Jahren bietet eine grosse Anzahl von Wohnungen mit dem 
Baustandard SIA 500, so dass Senioren und Seniorinnen in Eglisau bei Bedarf eine adäquate 
Wohnsituation finden sollten. Die Frage, wieweit sie einen Wohnwechsel ohne Not anstreben, 
ist mit „sehr selten“, zu beantworten. Einige Paare, jünger als 70 Jahre, haben ihr Haus vermietet 
und sind in eine Wohnung gezogen. Das Angebot von grösseren Wohnungen ist generell viel-
fältig. 2 ½ Zimmer-Wohnungen sind dagegen rar. Im Age Report lll, (2014) wird an verschiede-
nen Stellen vermerkt, dass ein Bedürfnis nach Kleinwohnungen, vor allem in der Stadt und in 
den Agglomerationen, vorhanden sei. Für Alleinstehende ist es schwierig, die Wohnung zu fin-
den, welche ihnen im höheren Alter entspricht. Es braucht den Anstoss bei der Bauwirtschaft, 
um solche Wohnungen zu erstellen. Ein weiterer Grund, nicht umzuziehen wird darin gesehen, 
dass die Einfamilienhäuser meistens weitgehend abbezahlt sind und mit dem tiefen Hypothe-
karzins die monatlichen Kosten geringfügig ausfallen. Neubauwohnungen sind teuer und können 
mit der Miete der derzeitigen Wohnung/Haus nicht konkurrenzieren. Ein weiterer Grund, nicht in 
eine kleinere Wohnung zu ziehen zu können, ist die Zurückhaltung bei Immobilienverwaltungen, 
alten Menschen eine Wohnung zu vermieten. 
Um zu Hause alt werden zu können, braucht es vielfach eine bauliche Wohnanpassung. Zu 
beachten ist, dass im Gesamten die wenigsten Wohnungen rollstuhlgängig ausgebaut werden 
müssen, da eine Invalidität im Alter nur vergleichsweise selten eintrifft. Hingegen sollte das Haus 
oder die Wohnung schwellenlos sein, damit ein Rollator (Gehhilfe) gebraucht werden kann. Von 
Vorteil ist der Einbau einer Nasszelle im Parterre, so dass bei Gehschwierigkeiten das ebener-
dige Wohnen ermöglicht wird. Die Tendenz, „gesund alt zu werden“, steigt mit allen gesundheits-
fördernden Massnahmen und mit der bewussten Förderung der eigenen Ressourcen der älteren 
Menschen. 
Die 2. These, die Förderung der Nachbarschafts- und Freiwilligenhilfe im Quartier für Angebote 
an Betagte, die zu Hause leben wollen, hat sich bestätigt. Das jetzt schon bestehende Angebot 
an Nachbarschaftshilfe kann ausgebaut werden, dies hat die Umfrage im Herbst 2014 in einem 
Quartier gezeigt. Genügend Freiwillige stellen ihre Dienste auf Anfrage zur Verfügung. Die Um-
frage hat auch ergeben, dass eine Nachfrage nach diversen Hilfeleistungen, verstärkt mit zu-
nehmendem Alter und damit verbundener eingeschränkter Mobilität, vorhanden ist. 
Die 3. These betreffend der Organisationsform ist insofern nach Rücksprache bei den Freiwilli-
gen bestätigt worden. Eine niederschwellige Organisationsform wird von ihnen befürwortet. 
Diese kann aus einer Koordinationsstelle (ebenfalls Freiwillige) bestehen, die Anfragen und die 
Anbietenden zusammen bringt. Dabei ist darauf zu achten, die Freiwilligen nicht zu überlasten. 
Den mehrheitlich pensionierten Freiwilligen ist ihre Freiheit, keine dauernde Verpflichtung zu 
haben, wichtig. Deshalb ist das Vorhandensein einer Stellvertretung unumgänglich. 
Im Zusammenhang mit der 2. und 3. These ist das Wesen bzw. der Kern der Freiwilligentätigkeit, 
Zeit zu schenken, von Bedeutung. Immer häufiger werden in Städten Freiwilligen-Dienste auf 
verschiedene Arten bezahlt. „In der Schweiz waren es Kantone und Städte – und nicht Nonpro-
fitorganisationen – die als erste monetäre Anreize für „Freiwillige“ einsetzten“ (Charles Landert, 
2005). Auf dem Lande scheint es noch einfacher zu sein, genügend Freiwillige für verschiedene 
Dienste zu finden, da sich viele Einwohner und Einwohnerinnen der Gemeinde kennen und ein 
soziales Netz besteht. 
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Die Erfahrung mit dem Besuchsdienst in Eglisau hat gezeigt, dass eine Bezahlung für diese 
Tätigkeit nicht angebracht ist. Viele der Besuchenden verzichtet sogar auf die vom Besuchs-
dienst angebotene Vergütung für Geschenke, welche während des laufenden Jahres für Ge-
burtstags- und Weihnachtsgeschenke ausgegeben wurde. 
 
11. Schlussteil 
Alte Menschen bleiben mit Vorliebe in ihrer angestammten Wohnung/Haus. Diese Tatsache er-
fordert die Planung von Wohnmöglichkeiten vor allem für Hochbetagte, fragile Personen. Mit der 
Erstellung von Alterswohnungen mit Dienstleistungen, (z.B. Modell der Oase am Rhein), kann 
dem Bedürfnis für Wohnen mit Sicherheit entsprochen werden. Dieses Modell wird dem Wunsch 
und den Bedürfnissen der nächsten zwei, voraussichtlich hochaltrig werdenden Generationen, 
eine Alternative zum Heim bieten. Alternative Wohnformen wie z.B. Alterswohngemeinschaften 
werden bis jetzt nur wenig genutzt. Die Pflegeheime werden für Pflegefälle, insbesondere für an 
Demenz Erkrankte und für die Palliativ-Care vorbehalten sein. 
Als Übergangslösung müssen mehr Kleinwohnungen, wenn möglich zentrumsnah, erstellt wer-
den, damit der Anreiz für einen Umzug, das eigene, unternutzte Haus oder eine grosse Wohnung 
zu verlassen, für alte, noch rüstige Menschen vorhanden ist. In Zukunft ist die vermehrte Zu-
sammenarbeit der verschiedenen Anbietenden von Unterstützungen, sei dies im Rahmen von 
professionellen oder von freiwilligen Leistungen, erforderlich, damit die verschiedenen Angebote 
zur Meisterung des Alltags optimal erbracht werden können. 
Aus finanziellen Gründen ist im Alter der Eintritt in ein Heim von Menschen der unteren sozialen 
Schichten die einfachste Lösung. In diesem Fall wird die finanzielle Seite durch die Gemeinde 
mit Ergänzungsleistungen zur AHV geregelt. Für die Gemeinde kann dies eine teure Lösung 
sein. Deshalb sollten sich Gemeinden für alternative Wohnmöglichkeiten zum Heim aktiv bemü-
hen. 
Das Bundesamt für Statistik spricht von einem jährlichen Marktwert von 20 Milliarden Franken, 
der durch unentgeltliche Arbeit geleistet wird. Die Gemeinden sollten den Wert und die Wichtig-
keit der Freiwilligenarbeit erkennen. 
Die Tätigkeiten der Freiwilligen sollen dabei den Charakter von wirklicher Freiwilligkeit, vom Zeit-
Schenken, behalten. Die positiven Wirkungen der Freiwilligentätigkeit für die Gemeinschaft sind 
allgemein wichtig, weil damit Zusammengehörigkeit, Vertrauen, Sicherheit und Geborgenheit 
gefördert bzw. verstärkt wird. Eine Monetarisierung und Professionalisierung stellt das Grund-
verständnis der Freiwilligentätigkeit in Frage. Alle Ansätze zur Monetarisierung sind bei gut funk-
tionierender Nachbarschafts- und Freiwilligenhilfe unbedingt zu verhindern. Die Freiwilligen-
dienste sollen für die Betreuten unentgeltlich sein. Spesen sollen den Freiwilligen erstattet wer-
den. 
Eine Gemeinde hat ein vitales Interesse, die Freiwilligenarbeit zu fördern und zu unterstützen. 
Sie kann dies insbesondere dadurch erreichen, dass den Freiwilligen die Weiterbildung ermög-
licht wird und indem den entsprechenden Organisationen und Personen öffentlich Anerkennung 
entgegen gebracht und öffentlich gedankt wird. 
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Anhang 
Anang A: 
Begriffe: Definitionen 
 
Anhang B 
B 1: Fragebogen an BewohnerInnen mit dem Alter 75 und älter in Eglisau, März 2014 
Excel Anhang 
B 2: Begleitbrief 
B 3: Fragebogen Freiwilligendienste im Quartier Burg, August 2014 
 Excel Anhang 
B 4: Begleitbrief Quartier Burg 
B 5: Rückmeldung an Freiwillig im Quartier Burg 
 
Anhan C 
Persönlicher Exkurs 
 
 
 
A Begriffe 
Activities of daily living, ADL 
 Aktivitäten des täglichen Lebens, im Allgemeinen verwendet bei der Einschätzung und Überprü-
fung der Selbständigkeit der eigenen Pflege und Alltagsgestaltung im eigenen Heim, für Tätig-
keiten, um die physischen und psychischen Grundbedürfnisse zu befriedigen. 
Adipositas 
 Fettleibigkeit 
Alterswohnung 
 Speziell für ältere Menschen angebotene Wohnungen, welche schwellenlos und rollstuhlgängig 
sind. 
Altershausgemeinschaft 
 Gemeinschaftliches Zusammenleben von nicht verwandten, betagten Menschen in einem Haus 
mit einer eigenen, kleinen Wohneinheit mit Küche und Bad und einem grossen, für alle nutzbaren 
Gemeinschaftsraum.  
Alterswohngemeinschaft 
 Gemeinschaftliches Wohnen von nicht verwandten, alten Menschen in einer Wohnung oder Haus 
mit gemeinschaftlich genutzter Küche und Bad.  
Altruistisch 
 Uneigennützig, selbstlos, Gegenteil von egoistisch 
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Anti Aging  
 Der Alterungsprozess soll verlangsamt und hinausgezögert werden, Marketing- und Trendbegriff, 
angewendet in der Medizin, Kosmetik, Nahrungsmittelindustrie… 
Babyboomer 
 Geburtenstarke Jahrgänge der Nachkriegszeit, von der Mitte der 40er Jahre bis ca. 1963. Mit der 
Einführung der Antibabypille wurde die Geburtenzahl stark reduziert. Die Babyboomer kommen 
jetzt ins Rentenalter. 
Bedürfnisse  
 Elke Steudter sprach von der Umkehr der Maslow’schen Bedürfnispyramide. Die Bedürfnisse ver-
laufen nicht linear, es ist eine dynamische Angelegenheit. (HSLU, August 2014) Die wichtigsten 
Bedürfnisse im Alter sind die physiologischen, Grund- und Existenzbedürfnisse. Zunehmend sind 
auch Sicherheits- und soziale Bedürfnisse relevant, der Wunsch nach sozialen Beziehungen ist 
im Allgemeinen vorhanden.  
Betagte, Hochbetagte 
 Alte Menschen, hochaltrige Menschen 
Betreutes Wohnen oder Wohnen mit Dienstleistungen 
 Hindernisfreies Wohnen mit dem Angebot für Dienstleistungen bei körperlicher und kognitiver Be-
einträchtigung. Die Eigenständigkeit wird gefördert und bewahrt, soziale und pflegerische Dienst-
leistungen werden nach Bedarf angeboten. Zum Teil werden Dienste im Rahmen einer Concier-
gerie angeboten, z.T. ist der Notknopf in der Wohnung integriert.  
Bivariat  
 Untersuchung der Zusammenhänge zweier Variablen in einer Statistik 
Bürgerschaftliches Engagement 
 Begriff in Deutschland für freiwillige und ehrenamtliche Tätigkeit 
Caremigrantinnen 
 Frauen aus dem Ausland, mehrheitlich aus Osteuropa, welche die Betreuung für Betagte zu 
Hause übernehmen. Viele halten sich für 3 Monate in der Schweiz auf und haben für ihre Tätigkeit 
keine Arbeitsbewilligung. Sie wechseln sich mit anderen Caremigrantinnen im 3-Monatsrhythmus 
ab.  
Demenz 
 Degenerative Erkrankung des Gehirns. Die Symptome zeigen sich in kognitiven, sozialen und 
emotionalen sowie auch motorischen abnehmenden Fähigkeiten. 
Demografie 
 Bevölkerungswissenschaft, befasst sich mit der Entwicklung der Bevölkerung, Statistiken. 
Drehscheibe, „Schwarzes Brett“ 
 Organisationsstelle zur Koordination für Anfragende und Anbietende von Dienstleistungen 
Eglisau60plus (e60+) 
 Arbeitsgruppe von anfänglich 5, mittlerweilen 7 pensionierten Personen, welche sich mit The-
men rund um das Alter in Eglisau befassen. Es werden anstehende Fakten und Probleme auf-
gegriffen, thematisiert und Lösungsansätze gesucht. Es sind weitere verschiedene Arbeitsgrup-
pen entstanden. 
Empirische Datenerhebung 
 Methodische Erhebung von Daten mit untersuchungsleitender Fragestellung und oder Hypothe-
sen 
Exekutive 
 Vollziehende, ausführende Behörde 
Formelle Freiwilligenarbeit 
 Freiwillige Tätigkeiten in Vereinen und Organisationen, mit Strukturen 
Freiwilligenarbeit  
 Gemeinnütziges, freiwilliges Engagement, der Bürger entscheidet selber, was und in welchem 
Rahmen er etwas zum Gemeinwesen beitragen will. Freiwilligenarbeit wird u.a. sowohl im Bereich 
des bürgerschaftlichen Engagements oder dem Ehrenamt, bei Vereinen, Jugendarbeit und sozi-
alem Umfeld wie Angehörigen- und Nachbarschaftshilfe geleistet.  
 
 
 
 ______________________________________________________________ 
Hochschule Luzern HSLU, MAS Alter und Gesellschaft, 2014 
Fragiles Alter, Hochaltrigkeit, alte Alte, 4. Lebensalter 
 Meist sind Personen ab dem 75. bis 80. Lebensjahr gemeint. Beginn von funktionalen Behinde-
rungen und Einschränkungen, ev. Multiborbidität, Abhängigkeit oder Pflegebedürftigkeit. 
Gerontologie 
 Wissenschaften des Alters 
GPS-Gerät 
 Geographisches Orientierungs- und Ortungsgerät 
Haushaltpanel 
 Das Schweizer Haushalt-Panels (SHP) ist die Beobachtung des sozialen Wandels und insbe-
sondere der Lebensbedingungen der Bevölkerung in der Schweiz. 
Hindernisfreies Bauen  
 Gebäude und Wohnungen, welche es Behinderten und alten Menschen ermöglicht, mit körperli-
chen Einschränkungen z.B. bei Gebrauch eines Rollators oder Rollstuhls selbständig zu woh-
nen. Die Nasszellen und Türen sind rollstuhlgängig, es hat keine Schwellen, das Haus ist mit 
einem Lift erschlossen.  
Hochbetagte oder Fragiles Alter, drittes und viertes Lebensalter:  
 F. Höpflinger definiert den Begriff Alter im Artikel: Wandel des Alters, neues Alter für neue Gene-
rationen, (gefunden August 2014). Das dritte Lebensalter bezieht sich für die Zeit nach der Pen-
sionierung. Die Menschen sind im Allgemeinen gesund und noch leistungsfähig, sie werden 
„junge Alte“ oder Senioren genannt gegenüber der Bezeichnung als „alte Alte“, Betagte oder auch 
Menschen im vierten Lebensalter. Stellen sich Beschwerden und Krankheiten wie auch Behinde-
rungen ein, wird auch vom fragilen Alter gesprochen. Neben dem Bezug des Alters zur Arbeit wird 
auch der funktionale Gesundheitszustand bewertet. 
Informelle Freiwilligenarbeit 
 Die informelle Freiwilligenarbeit wird ohne Anschluss an eine Organisation, ausserhalb des eige-
nen Haushaltes, in Form von Hilfeleistungen zu Gunsten von anderen erbracht. 
Junge Alte 
 F. Höpflinger nennt sie auch die „neuen Alten“, ab 60 bis 65 Jahren, mit Kompetenzorientierung, 
meist noch gesund und dynamisch 
Kiss:  
 Der Verein Kiss strebt die Gründung von Genossenschaften schweizweit an, um durch Freiwillige 
mit dem Hintergrund der Zeitvorsorge alte Menschen zu unterstützen. 4. Säule 
Kognition, kognitiv, kognitive Fähigkeiten (lat. cognoscere, - d. erkennen) 
 Mentale Prozesse im Zusammenhang von Gedanken, Sinne, Wahrnehmung, Aufmerksamkeit…, 
Informationsverarbeitung im Gehirn betreffend u.a. dem Denken, Erinnern Wahrnehmen…  
Monetarisierung der Freiwilligenarbeit 
 Verstanden als geldmässige Bewertung für eine bestimmte Leistung. Es wird aber darunter Ver-
schiedenes verstanden und interpretiert: z.B. Spesenvergütung, Möglichkeit von Weiterbildung 
bis zu Niedrig-Entlohnung, Zeitersparnis wie 4. Säule, Zeittausch, Talenttauschbörsen, Sozialzeit-
ausweis mit der Erwartung, mit der Qualifikation später im Berufsleben eine höhere Lohn-Einstu-
fung zu erhalten, etc.  
 Bei Benevol wird von Sozialbilanzen gesprochen, um den monetären Profit einer Tätigkeit einord-
nen zu können. (z.B. Fr. 100.-/Std. für Organisatoren und Leitende, Fr. 30.-/Std. für Ausführende). 
So kann ein Engagement sichtbar gemacht werden.  
Mortalität 
 Sterblichkeit 
Multimorbidität 
 Auftreten von verschiedenen Krankheiten 
Nachbarschaft 
 Nachbarschaft bezieht sich auf das Ort, auf das Wohnumfeld. Die sozialen Beziehungen entste-
hen je nach Engagement der Bewohner und können wieder wechseln.  
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New public Management (NPM)  
 Öffentliche Reform der Verwaltung. Übernahme von privatwirtschaftlichen Managementtechni-
ken. (Kanton Bern, Startseite) „Mit der neuen Verwaltungsführung soll die Effektivität und die Ef-
fizienz der Verwaltungstätigkeit gesteigert werden. Um festzustellen, ob die vordefinierten Krite-
rien erfüllt sind, muss eine Wirkungsprüfung stattfinden.“  
Pflegewohngruppe 
 Überschaubare, kleine dezentrale Wohngruppe für Menschen, welche infolge einer dementiellen 
Erkrankung oder infolge Altersbeschwerden und Krankheit betreut und gepflegt werden. Die 
Wohnform ist familiär. Eine Pflegewohngruppe kann sich in einem Mehrfamilienhaus befinden.  
SIA 500 
 „Norm SIA 500:2009 schweizerischer ingenieur- und architektenverein“: Die Norm bezieht sich 
auf das hindernisfreie Bauen.  
SwissDRG 2012  
 Verrechnungssystem mit Fallpauschalen in den Spitälern, welche 2012 eingeführt worden ist. 
Tagesbetreuung:  
 Zu Hause lebende Menschen mit Betreuungs- und- oder Pflegebedarf werden in einer Pflegein-
stitution tagsüber betreut. Dies dient zur Entlastung pflegender Angehöriger.  
Wohnen im Alter:  
 F. Höpflinger beschreibt im Age Report 2009 dies wie folgt: „Die Verknüpfung von Ort, der eigenen 
Biographie und der gegenwartsbezogenen Lebensäusserung lässt die Wohnung zu einem Teil 
der sozialen Identität werden“ (Lind 2005:8, S.13). Die Wohnung sowie die Wohneinrichtung be-
deuten Bezug zum vergangenen Leben, Ereignissen und Erlebnissen. Wichtig ist ebenso das 
Wohnquartier, vor allem die soziale Einbindung. Im hohen Alter nimmt die Wohnung einen immer 
höheren Stellenwert ein, da Aussenaktivitäten- und Beziehungen abnehmen. Die eigene Woh-
nung wird zum Lebensmittelpunkt. Der Wunsch nach dem Verbleib in der angestammten Woh-
nung hat zur Folge, dass bei Einschränkungen einerseits für die Wohnung Anpassungen erfor-
derlich werden, aber der betagte Mensch sich auch mit den persönlichen Defiziten anpassen 
muss. (S. 14-15) 
Wohnung für an Demenz Erkrankte: 
 Pflegewohnung, welche den Bedürfnissen der an Demenz Erkrankten entspricht. Dies betrifft die 
Gestaltung der Wohnung räumlich, farblich und bezüglich der Beleuchtung. Die Sicherheit muss 
gewährleistet sein sowie Möglichkeiten bieten, dem Bewegungsdrang der Menschen zu entspre-
chen.  
Zimraum  
 Das Büro Zimraum ist ein sozialwissenschaftliches Planungsbüro. Es wird untersucht, wie 
Räume gesellschaftlich genutzt werden und erklärt, wie sie gestaltet werden müssen, damit er-
wünschte Nutzungsformen entstehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fragebogen Seite 1
Fragebogen an alle Eglisauerinnen und Eglisauer im Alter von 75+ Anhang 
Alle Daten werden vertraulich behandelt B 1
Falls Sie sich eine Wohnanpassung oder ein Vernetzungsangebot  vorstellen könnten, 
so geben Sie bitte Ihren Namen und Telephonnummer an.
Personalien
Frau Herr Herr und Frau
Jahrgang
Name (fakultativ)
1 In welchem Quartier wohnen Sie? Bitte ankreuzen
Städtli Burg Wiler Eigenacker Stampfi Mettlen Ober-Seglingen Tössriedern
2 Wohnung: aktuelle Wohnsituation
a Mietwohnung                b Eigentumswohnung                    c Einfamilienhaus Hauptnutzung
 Parterre  Parterre  Parterre
1. Stock 1. Stock 1. Stock
2.oder höher 2.oder höher 2.oder höher
3 Anzahl Zimmer: 1.5 2.5 3.5 4.5 mehr als 4.5
4 Anzahl Personen 1 2 mehr
5 Wie ist der Zugang zu Ihrer Wohnung?
a Zugang zur Haustüre: Treppen hindernisfrei Hindernisse welche?
b Zugang zur Wohnungstüre: Lift Nur Treppen Hindernisse welche?
Fragebogen Seite 2
6 Bauliche Möglichkeiten zur Anpassung der Wohnung oder des Hauses:
a Ist ein hindernisfreier Zugang mit baulichen Massnahmen erreichbar ja nein ist noch abzuklären
b Ist das Haus oder die Wohnung schwellenlos ja nein
c Ist eine  Nasszelle (Dusche/WC)  im Parterre vorhanden ja nein schwellenlos      ja
d Ist es möglich, eine Nasszelle bei Bedarf parterre einzubauen ja nein ist noch abzuklären
e Kann die Nasszelle rollstuhlgängig umgebaut werden ja nein ist noch abzuklären
7 Welche baulichen Anpassungen müssten für einen Verbleib in Ihrer Wohnung oder Haus getätigt werden? Beschreiben Sie:
Könnten Sie sich eine Beratung für eine Wohnanpassung vorstellen? ja nein
8 Welche Hilfe im Alltag beanspruchen Sie heute?
a keine Haushilfedienst Spitex Pflege pro Woche:   1  x    2  x       3x     mehr andere
9 Welche der Unterstützungsmöglichkeiten, die heute in Eglisau angeboten werden, nutzen Sie? wünschenswert
a Besuchsdienst ja nein ja nein
b Mittagstisch Im Alters-und Pflegeheim Weierbach ja nein ja nein
c Privater Mittagstisch ja nein ja nein
d Rotkreuzfahrdienst ja nein ja nein
e Mahlzeitdendienst ja nein ja nein
f Nachbarschaftshilfe ja nein ja nein
g Treuhanddienst oder andere Beratungsdienste der Pro Senectute ja nein ja nein
h Hilfe beim Ausfüllen der Steuererklärung ja nein ja nein
i Hilfe bei Informationen über Ergänzungsleistungen, Pflegefinanzierungen ja nein ja nein
k Information über Entlastungsangebote für pflegende Angehörige ja nein ja nein
l andere
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10 Welche sportlichen und kulturellen Angebote für Senioren in Eglisau nutzen Sie?
a Pro Senectute Turnen Velofahren Anlässe Bemerkungen:
b individueller Sport wie Laufen, Wandern Tennis Fitness andere
c reformierte oder katholische Kirche: Vorträge Anlässe
d Frauenverein 1. Donnerstag im Monat Vorträge
e Konzerte/ Theater Kino
f Sind Sie in folgenden Organisationen engagiert: eglisau60plus VivaEglisau Kirchen politische Partei
g Sind Sie in einem  Verein engagiert welcher:
11 Wie stellen Sie sich das Wohnen in Zukunft vor? Planung der Wohnveränderung
Bezeichnen Sie Ihre Vorlieben mit 1, 2, 3,  ( 1 =  1. Priorität, etc.)  Vorlieben 1-3 Jahr:
a Wohnen im Einfamilienhaus so lange wie möglich       ja nein
b Wohnen in der jetzigen Wohnung so lange wie möglich       ja nein
c Wohnen in einer altersgerechten Eigentumswohnung       ja nein
d Wohnen in einer Alterswohnung       ja nein
e Wohnen in einer Alterswohnung mit Dienstleistungen       ja nein
f Wohnen in einer Wohngemeinschaft       ja nein
g Wohnen im Alters- und Pflegeheim Weierbach oder andere       ja nein
12 Falls Sie gedenken in eine Alterswohnung zu ziehen, in wievielen Jahren schätzen Sie, wird dies der Fall sein?
a Jahre:  1-2 5 10 15 andere
13 Wie ist Ihre soziale Einbettung?
a Wohnen Ihre Kinder so nah, dass sie Sie betreuen können? ja nein
b Könnten Ihre Kinder über ein Jahr und länger gewisse Dienstleistungen für Sie erbringen? ja nein vielleicht
c Könnten Ihnen Vertrauenspersonen über ein Jahr und länger Dienstleistungen erbringen? ja nein vielleicht
Fragebogen Seite 4
14 Welche Anliegen oder Wünsche haben Sie, um die Vernetzung im Quartier zu verbessern?
a Nachbarschaftshilfe im Quartier verbessern ja nein
b Unterstützung Senioren für Senioren ja nein
c Unterstützung  Junge für Senioren und umgekehrt ja nein
d Quartiertreffpunkt für z.B. Mittagstisch ja nein
e Quartiertreffpunkt für gesellige Treffen (Spielen, plaudern, feiern....) ja nein
f Fahrdienst zum Einkaufen ja nein
g Fahrdienst zum Bahnhof ja nein
h Fahrdienst zum Gottesdienstbesuch ja nein
i Welche weiteren Wünsche und Bedürfnisse haben Sie zur Erhaltung und Verbesserung Ihrer Lebensqualität in Eglisau?
15 Wären Sie bereit, sich selber zu engagieren?
a Nachbarschaftshilfe im Quartier verbessern ja nein
b Unterstützung Senioren für Senioren ja nein
c Unterstützung  Junge für Senioren und umgekehrt ja nein
d Quartiertreffpunkt für z.B. Mittagstisch ja nein
e Quartiertreffpunkt für gesellige Treffen (Spielen, plaudern, feiern....) ja nein
f Fahrdienst zum Einkaufen ja nein
g Fahrdienst zum Bahnhof ja nein
h Fahrdienst zum Gottesdienstbesuch ja nein
i Anderes
Wünschen Sie Hilfe beim Ausfüllen des Fragebogens, so melden Sie sich bitte bei
Ch. Kuratli,  079 744 15 02
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Anhang B 
Anhang B 2: Begleitbrief zum Fragebogen März 2014 
Eglisau, im März 2014 
Wohnen und leben mit Versorgungssicherheit im Alter, Eglisau 75+ 
 
Liebe Eglisauerinnen und Eglisauer 
 
Als Physiotherapeutin und seit meiner Tätigkeit als Gemeinderätin von 1998 - 2002, beschäf-
tige ich mich mit verschiedenen Aspekten und Bedürfnissen des Alterns. An der Hochschule 
Luzern habe ich die Gelegenheit erhalten, mich mit den neuesten Erkenntnissen über „Gesell-
schaft und Alter“ auseinanderzusetzen. 
Für meine Abschlussarbeit möchte ich mit einer Erhebung über Lebensgewohnheiten der Be-
wohnerinnen und Bewohner von Eglisau mit dem Alter von 75 und älter herausfinden, ob die 
aktuellen Wohnungen und Häuser den Bedürfnissen entsprechen und welche Wünsche für das 
Wohnen und Leben im höheren Alter vorhanden sind.  
Anlässlich des Forums eglisau60plus haben sich bei der Befragung der Teilnehmenden ver-
schiedene Themen ergeben, welche nun weiter bearbeitet werden. Ein Thema davon ist 
„Wohnen im Alter“. Es hat sich eine Arbeitsgruppe gebildet, welche sich mit diesem Thema 
weiter beschäftigen wird. Als Mitglied dieser Gruppe möchte ich die Resultate der Umfrage in 
die Arbeitsgruppe einbringen.  
Die Versorgung für Sicherheit und Wohlbefinden im Alter hängt von verschiedenen Faktoren 
ab. Wichtige Aspekte sind unter anderem genügend Pflege und Betreuung, die Erhaltung des 
sozialen Netzes und der eigenen Mobilität. Deshalb habe ich auch Fragen zu diesen Inhalten 
gestellt.  
Die Resultate der Befragung sollen in geeigneter Form veröffentlicht werden. Sie sollen dazu 
dienen, die Bedürfnisse der Senioren von Eglisau aufzuzeigen. Die Befragung geschieht mit 
der Unterstützung der Gemeinde Eglisau. (Versand zur Wahrung des Datenschutzes) 
 
Ich bitte Sie, den Fragebogen auszufüllen und ihn mit dem beiliegenden, frankierten Couvert 
an mich an unten stehende Adresse zurück zu senden.  
 
Falls Sie Unterstützung für das Ausfüllen des Fragebogens wünschen oder lieber ein 
Gespräch führen wollen, so melden Sie sich unter der untenstehenden Telefonnummer.  
Die Antworten werden von mir vertraulich behandelt.  
 
Bitte senden Sie den Fragebogen bis am   31. März  2014  an folgende Adresse zurück: 
Christine Kuratli, Burgstrasse 5, 8193 Eglisau,                     Tel. 079 744 15 02 
 
Mit freundlichem Gruss und bestem Dank 
Christine Kuratli 
Nachbarschaftshilfe / Freiwilligenarbeit im Quartier Burg Anhang
Fragebogen an Eglisauerinnen und Eglisauer, Junge,  Seniorinnen und Senioren B 3
Alle Daten werden vertraulich behandelt
Um allenfalls mit Ihnen Kontakt aufnehmen zu können,
geben Sie bitte Ihren Namen, Addresse und Telephonnummer an.
Name Adresse
Frau
Herr Telephon
1 Welche Unterstützung könnten Sie als Freiwillige in Ihrem Quartier anbieten  /  wünsche ich
1x pro 2 x pro 1x pro auf mache ich wünsche
Woche Woche Monat Anfrage schon ich
a Fahrdienst für Einkauf, SBB etc.
b Einkauf in Vertretung
c Begleitung zum Arzt
d Begleitung, gemeinsamer Besuch  z.B.nach
Bülach, Zürich, für Konzert/Theatre/Kino 
e Nachbarschaftshilfe
f Besuchsdienst
g Hilfe bei Steuererklärung
h Administative Unterstützung
i Hilfe im Garten
k Hilfe bei Betreuung vom Haustier
l Begleitung Spaziergänge
m privater Mittagstisch mit anderen
n Betreuung Mittagstisch im Quartiertreffpunkt
o Fahrdienst mit Spezialauto für Behinderte
p anderes
q anderes
Std.weise 1/2 Tag 1 Tag wöchentl. monatlich
r Entlastung für pflegende Angehörige
2 Ich  möchte eine Grosseltern-Vertretung übernehmen
1x pro 2x pro 1x pro auf mache ich wünsche
Woche Woche Monat Anfrage schon ich
a Vertretung Grosseltern
b Kinder hüten auf Anfrage
c Spielen und Basteln mit Kindern
3 Ich würde Dienste auch ausserhalt des Quartiers anbieten, z.B. für APW Weierbach 
oder Oase am Rhein, ich bin bereit, mich in einem Pool Ja Nein spontane Anfrage
zu engagieren (Beteiligung mehrerer Personen) Ja Nein
Persönliche Bemerkungen:
Vielen Dank für Ihr Engagement,   eglisau60plus ,     Christine Kuratli August 2014
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Anhang B 4: Begleitbrief zum Fragebogen im Quartier Burg, August 2014 
(Brief: Layout komprimiert)      Eglisau, im August 2014 
 
Ausbau der Nachbarschaftshilfe im Quartier Burg 
Liebe Bewohnerinnen und Bewohner der Burg in Eglisau 
 
Anlässlich des Forums eglisau60plus 2013 wurden bei der Befragung der Teilnehmenden verschie-
dene Themen und Wünsche wie Wohnen im Alter, Erweiterung der Nachbarschaftshilfe, Mobilität, Kom-
munikation, Fitness und Gesundheit angesprochen, welche nun weiter bearbeitet werden. Für Freiwilli-
gendienste möchten wir ein Pilotprojekt für die Nachbarschaftshilfe im Quartier Burg lancieren. Obwohl 
diese zum Teil schon gut funktionieren, hat es sich mit der Befragung der Einwohner und Einwohnerin-
nen mit dem Alter 75+ im März 2014 gezeigt, dass Bedürfnisse vorhanden sind, welche bis jetzt noch 
kaum geäussert wurden. Das Ziel ist herauszufinden, ob die Wünsche für Unterstützung der älteren 
Menschen, aber auch der Jungen, erfüllt werden können und wer welchen Dienst anbieten möchte. 
Das Wohlbefinden im Alter und die Sicherheit im Alltag hängen von verschiedenen Faktoren ab. Wich-
tige Aspekte sind unter anderem genügend Pflege und Betreuung, die Erhaltung des sozialen Netzes 
und der eigenen Mobilität. Schon jetzt ist bekannt, dass z.B. ein Fahrdienst zum Einkaufen und ein 
Quartiertreffpunkt gewünscht werden.  
Wenn Sie ein Angebot für erweiterte Nachbarschaftshilfe machen können, so kreuzen Sie dies 
bitte auf dem Fragebogen an. 
Das Ziel dieser Befragung ist, wenn möglich kleinräumig im Quartier die verschiedenen Bedürfnisse 
durch Anbietende abdecken zu können und die Nachbarschaftshilfe zu stärken. Wenn z.B. einige sich 
beim Fahrdienst zum Einkaufen oder zur SBB engagieren möchten, sollte eine Zusammenarbeit unter 
den Anbietenden möglich werden, damit sich die Belastung des Einzelnen in Grenzen halten wird. 
Folgende Angebote sind in der Burg gesucht: 
Fahrdienst: für Einkauf   4 Personen,   zum Bahnhof   5 Personen 
Mittagstisch: 2 Personen    Quartiertreffpunkt:  3 Personen 
Unterstützung Senioren für Senioren  4 P.  Unterstützung Senioren für Junge  5 Personen: 
Angebot 
Damit die konkreten Angebote vermittelt und genutzt werden können, bitte ich Sie, auf dem Fra-
gebogen Ihren Namen bekannt zu geben, damit ich Sie kontaktieren und über die Ergebnisse in-
formieren kann. Wenn Sie den Fragebogen aber anonym beantworten wollen, so lassen Sie das Feld 
für den Namen einfach leer. Schicken Sie ihn bitte trotzdem zurück. 
Personen, welche Unterstützung oder den Fahrdienst benutzen möchten, sollen sich mit dem Na-
men melden. (Auf dem Fragebogen 75+ vom März wurden Wünsche geäussert, aber der Name oft 
nicht angegeben.) 
Die Antworten werden von mir vertraulich behandelt.  
Ich bitte Sie, den Fragebogen auszufüllen und ihn mit dem beiliegenden Couvert an mich an unten ste-
hende Adresse oder in den angeschriebenen Briefkasten bei  Hans Dünki, Burgstrasse 4  
bis am 29. August  zurück zu senden. 
Christine Kuratli, Burgstrasse 5, 8193 Eglisau,                     Tel. 079 744 15 02 
Mit freundlichem Gruss und bestem Dank 
eglisau60plus          Christine Kuratli 
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Anhang B 5: Rückmeldung an Freiwillige 
 
eglisau60plus        September 2014 
 
 
Christine Kuratli 
Burgstrasse 5 
8193 Eglisau 
Tel. 079 744 15 02 
 
 
 
Betrifft: Fragebogens für Nachbarschafts- und Freiwilligenhilfe im Quartier Burg 
 
 
Liebe 
 
 
 
Herzlichen Dank für die Beantwortung und Rücksendung des Fragebogens. Es ist erfreulich, 
dass sich einige vor allem für Fahrdienste, Besuchsdienst, Begleitung für Spaziergänge und für 
einige andere Angebote eingetragen haben. Ebenso gibt es für einen Mittagstisch Angebote. Es 
haben auch verschiedene bemerkt, dass sie viele Angebote bereits durch Nachbarschaftshilfe 
abdecken. 
 
Nun braucht es Zeit, um die Nachfragenden und die Anbietenden zusammenzubringen. Es ist 
für uns wichtig, vor allem die Versicherungsfrage für alle, welche einen Fahrdienst angeboten 
haben, zu klären. Ende Oktober ist eine Sitzung geplant, wo die Arbeitsgruppe über Strukturen 
von eglisau60plus und die Anforderungen für die Organisation des Freiwilligendienstes diskutie-
ren werden. 
 
Ich werde mich bei Ihnen melden, sobald alles geklärt ist und freue mich, dass Sie sich für dieses 
Quartierprojekt engagieren wollen. 
 
Ich möchte mich bei allen, welche mir den Fragebogen zurückgeschickt haben, sich aber zurzeit 
nicht engagieren können oder schon an Nachbarschaftshilfe beteiligt sind, bedanken. Die Rück-
meldungen zeigen, dass die Nachbarschaftshilfe generell gut funktioniert. 
 
 
Bei Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. (ab 6. Oktober) 
 
 
Mit freundlichem Gruss 
 
 
Christine Kuratli 
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Anhang C 
 
Exkurs: Persönliche Erfahrung 
Die Entwicklung der Gemeindepflege und des Haushilfedienstes, der Zusammenschluss zur 
heutigen Spitex, erfolgte vor ca. 20 Jahren. Mit den strukturierten Vorgaben durch das Gesund-
heitsgesetz und der Leistungserbringer (Krankenkassen), die engen Zeitbudgets zur Ausübung 
der Arbeit und zum Teil knappen Personalressourcen, scheint es, gerade im Spitex-Bereich, viel 
an empathischem Arbeiten verloren gegangen zu sein. Für die Pflegenden ist enormer Stress 
entstanden, viele empfinden keine Befriedigung mehr bei der Arbeit mit strikter, kurz bemesse-
ner Zeitvorgabe und der steigenden Belastung durch die Administration. (Diskussionen mit ver-
schiedenen Pflegenden in den letzten 2 Jahren.) Früher konnten Patienten rundum betreut wer-
den, heute sind die verschiedenen Tätigkeiten für den Patienten auf die verschiedenen Anforde-
rungen an Professionen und Personen aufgeteilt. Die Administration hat ein Ausmass angenom-
men, dass viele Arbeitsstunden von hochqualifiziertem Personal nicht dem Patienten zur Verfü-
gung stehen, sondern mit den steigenden Ansprüchen für das Qualitätsmanagement, Kranken-
kassen Vorgaben und internes Management, aufgewendet werden müssen. Kann diese Orga-
nisation in Zukunft auf diese Weise aufrechterhalten werden, wenn heute schon ein Mangel an 
ausgebildetem Pflegepersonal besteht? Von verschiedenen Spitex-Verantwortlichen wird der 
Einsatz von Freiwilligen zur „Betreuung“ von Patienten postuliert, welche Zeit für die Klienten 
haben.  
Das Qualitätsmanagement hat auch bei der Freiwilligenarbeit der Pro Senectute nicht Halt ge-
macht. Die als freiwillig arbeitende Ortsbeauftragte wird mit administrativen Aufgaben überhäuft, 
indem alle Aktivitäten, die unter dem „Dach“ der Pro Senectute stattfinden, akribisch dokumen-
tiert werden müssen. Ihr finanzielles Budget ist gering. Der Leiterin des örtlichen Besuchsdiens-
tes wurde von der Pro Senectute, als Mitglied der Trägerschaft, der Auftrag erteilt, alle geleiste-
ten Besuche der Besucher und Besucherinnen zu registrieren und diese per Ende Jahr der Re-
gionalstelle zu melden. Dabei reicht die Angabe der Anzahl der Besuche nicht, es müssen die 
Namen der Besuchenden wie auch der Klienten und Klientinnen angegeben werden, was ent-
sprechend der Anwendung des Datenschutzes nicht zulässig wäre oder mindestens zu hinter-
fragen ist. Die Weigerung diesbezüglich, die Namen nicht anzugeben, wurde nicht akzeptiert. 
Was bedeutet die Stellung als Leitende des Besuchsdienstes, wenn mit der Unterschrift nicht 
bezeugt werden kann, dass die in der Gemeinde aktiven Besucherinnen und Besucher die An-
zahl Besuche geleistet haben? Diese Daten müssen somit verarbeitet werden, damit ein Revisor 
des Bundes dies kontrollieren kann. Die kantonale Stelle erhält entsprechend der von uns ge-
leisteten Besuche (ausgenommen Besuche in einem Heim) in der Gemeinde vom Bund Geld, 
nach Informationen Fr. 20.- pro Besuch. Die Anzahl der Besuche in Eglisau betragen pro Jahr 
800 bis über 1000, davon ca. 50% im Heim. Demzufolge erhält die Pro Senectute Zürich ca. Fr. 
10‘000.- pro Jahr durch die Leistungen in Eglisau. Es wird also ein riesiger, administrativer Auf-
wand betrieben. Angestellte der Pro Senectute werden damit beschäftigt und müssen bezahlt 
werden. Es sind bescheidene Beträge, welche die Besuchsdienste der Gemeinde für Weiterbil-
dung der Besuchenden, auf Grund von ausführlichen Gesuchstellungen erhalten, die in keinem 
Verhältnis mit den aufgewendeten Besuchs-Jahres-Stunden stehen. Die 4 gratis angebotenen 
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Kurse pro Jahr in Zürich und Winterthur werden von wenigen besucht. Hingegen ist die Teil-
nahme an regional veranstalteten Weiterbildungen mit guten Referenten (Kosten Fr. 800.- bis 
Fr. 1500.- pro Anlass) sehr hoch.  
Eine Begründung dieses Aufwandes ist wohl der Änderung der Finanzierungsgrundlagen bei der 
Pro Senectute im Jahr 2000, von der Lohnsubvention zur Leistungssubvention, durch den Bund 
zuzuschreiben. Die Leistungen, die Effizienz und die Qualität müssen systematisch erfasst wer-
den. Die Tendenz, mehr Leistungen anzubieten und sich dem Markt anzupassen ist die Folge 
der zusätzlichen Reduktion von Basissubventionen 2006. Markus Kocher (2012) bezieht sich 
auf eine Aussage von Philipp Ryser (2011:404): Eine Mitarbeiterin der Pro Senectute bemerkte, 
dass heute weniger Zeit für die Sozialarbeit aufgewendet werden könne unter dem Druck, mög-
lichst viele Leistungseinheiten erzielen zu können. (S.16/17). 
Die Frage ist aktuell: Wie soll dies weiter gehen, werden in Zukunft genügend Freiwillige zu 
finden sein, um den administrativen Anforderungen der Geld gebenden Stellen gerecht zu wer-
den? Wieviel Geld wird für Administration, das Controlling und wieviel für das Kerngeschäft ein-
gesetzt? Ist es wirklich notwendig, mit jedem einzelnen Besuchenden ein jährliches „Mitarbeiter-
gespräch“ zu führen, wie die Aufforderung von der Pro Senectute lautet? Sind standardisierte 
Anerkennungen der Pro Senectute nach 5 oder 10 Jahren Mitarbeit beim Besuchsdienst er-
wünscht, was bedeuten sie dem Besuchenden? Sind nicht viel mehr der Austausch von Erfah-
rungen in der Gruppe, die Wertschätzung, Gespräche beim Auftauchen von Problemen, ein per-
sönlich gestaltetes „Weihnachtsessen“ und ein direktes Dankeschön für den grossen Einsatz 
mehr Wert? (Ende des Exkurses) 
 
 
 
 
 

